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Wirtschaft und Börse. 


Geldmarkt — Preisentwicklung — Finanzpolitik — Rationalisierungsmaßnahmen 
Dividendenpolitik — Börse. 


Der Monat Mai hat eine weitere außerordent- 
liche Verflüssigung der internationalen Geldmärkte 
gebracht. Die Geldsäße haben einen Tiefstand 
erreicht, wie er teilweise selbst in der Vorkriegs- 
zeit nur selten verzeichnet werden konnte. Be- 
zeichnend hierfür war die Herabsekung der Dis- 
konitrate in Paris auf 27%, in London, New York, 
Amsterdam und Zürich auf 3%, Selbst ın fast allen 
Ländern, in denen bisher von einer Normalisierung 
des Geldmarktes noch keine Rede sein konnte, 
haben die Diskontsäķe cine belrachlliche Vermin- 
derung erfahren dürfen. In dieser Entwicklung, die 
sich ganz allgemein in einer sich ständig ver- 
ringernden Inanspruchnahme der Zentralnotenban- 
ken äußert, spiegelt sich die scharfe internationale 
Depression am deuilichsten wider. Auch im Monat 
Mai sınd die Rohstoffpreise weiterhin zum erheb- 
lichen Teil gesunken. Besonders scharf pragie sich 
die Preisreduktion am Melallmarkt aus, an dem 
auch nach vorübergehender parlieller Erholung noch 
keine feste Basis gefunden zu sein scheint. Es er- 
gibl sich nunmehr hier die Situation, daß die Preise 
fast aller Metalle nicht unbefrächtlich unter dem 
Vorkriegsstand liegen. Auf dem Gebiet der Eisen- 
wirtschaft machen sich gleichfalls bedeutsame Be- 
sirebungen zur Senkung der Preise geltend, deren 
Erfolg im Interesse der gesamien Volkswirtschaft 
gewiß außerordentlich zu begrüßen wäre, — An 
den Märkten der Textilrohsioffe war die Entwick- 
lung nicht einheitlich. Die lekten großen Auktionen 
haben zu einer Erhöhung der Wollpreise Anlaß 
gegeben, während auf der anderen Seite die 
Baumwollmärkte weiterhin völliger Vernachlässi- 
gung unterlagen. — Die Geireidemärkte standen 
im Zeichen großer Unsicherheit und gestalteten sich 
nicht einheitlich. Wenn auch zeilweise die ver- 
schiedenen staatlichen Maßnahmen zu einer leichten 
Befestigung der Preise führten, so blieb doch im 
ganzen — besonders angesichts günstiger Saaten- 
standsberichte und reichlicher Angebote aus Ueber- 
see — eine weitgehende Zurückhaltung unverkenn- 
bar, — Stärkere Preisabschläge waren im übrigen 
auf dem Zuckermarkt zu verzeichnen, wo nunmehr 
seil dem Jahre 1902 die niedrigsten Preisnotierungen 
festgestellt werden müssen. Auch die Gummipreise 
haben einen außerordentlichen Tiefstand aufzu- 


weisen. Die auf diesem Gebiet vorgenommenen 
Einschränkungsmaßnahmen der Produktion haben 
noch keinen Erfolg zu verbuchen. — So erklärt es 
sıch, daß die Großhandelsindexziffern überwiegend 
weiterhin zurückgegangen sind, insbesondere die- 
jenigen der Agrarstoffe, Kolonialwaren und Metalle. 
Demgegenüber haben sich die Indexziffern der 
industriellen Fertigqwaren auf fast unveränderier 
Hohe gehalten. Betrachtet man einmal die Ent- 
wicklung des internationalen Preisniveaus seit 
Jahresfrist, so zeigt sich die merkwürdige Er- 
scheinung, daß in Großbritannien der Großhandels- 
index um mehr als 13%, in Frankreich um rund 15%, 
in Italien sogar um rund 26%, in der Schweiz um 
über 11% zurückgegangen ist, während in Deuisch- 
land in dem gleichen Zeitraum der Rückgang der 
Großhandelsindexziffer nur rund 8% ausmacht. Aus 
dieser Öegenüberstellung geht mit aller Klarheit 
hervor, daß sich das Preisniveau in Deutschland 
als widerstandsfähiger erwiesen hat als in den ge- 
samten übrigen Ländern. Gewiß bildet hierfür zum 
großen Teil die besondere Starrheit in der Preis- 
gestaltung der Fertigfabrikate die maßgebende Ur- 
sache. Daß diese Starrheit im wesenilichen durch 
die der deutschen Wirtschaft ohne Berücksichtigung 
der internationalen Preistendenz aufgebürdeten 
steigenden Lasten und Steuern zu erklären ist, 
bedarf wohl kaum einer weiteren Begründung. 
Hierin zeigt sich eine für Deutschland besonders 
Schwerwiegende Entwicklung, 
und Wirtschaft das Hauptproblem der nächsten 
Zeit in sich schließt. 

zwischen der Gestaltung 
seils, der Preise der Fertigfabrikate andererseits 


Fähigkeit 
seine Repara- 
, abhängig sind. In 
diesem Zusammenhang muß vom Standpunkt jeder 
Ratio aus gefordert werden, 
dab Lastensieigerungen, die Preisniveau 


weiterhin ungünstig zu beeinflussen imstande 
wären, unterbleiben, und daß im Gesamtinteresse 
ckung erneulen öffentlichen 
lere Belastung enibehrlicher 
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Genußmittel erreicht wird. Die Bekampfung der Ar- 
beitslosigkeit, die zu erstrebende Besserung unserer 
Konjunkturlage machen es zur unbedingten Not- 
wendigkeit, eine rationelle Finanzpolitik zu treiben, 
die nicht durch weitere Anspannung direkter Abgaben 
die schon an und für sich so stark geschwächte 
Konsumkraft noch empfindlicher beeinträchtigt. Man 
wird überhaupt bei der gesamten deutschen Finanz- 
und Wirtschaftspolitik in weit höherem Maße als 
bisher auf die inzwischen an den Weltmärkten ein- 
geireiene „Preisrevolution“ Bedacht zu nehmen 
haben. Gleichzeitig muß es auch Aufgabe der 
Finanz- und Wirtschailspolitik sein, eine Atmo- 
sphäre des Vertrauens herzustellen, um mehr und 
mehr das der deutschen Wirtschaft entzogene 
Kapital zuzuführen. Troß aller Enispannung am 
Geldmarkt und troß des scharfen Rückganges der 
Geldsäßke hat sich eine wirkliche und nachhaltige 
Befruchtung am deutschen Kapitalmarkt bisher nicht 
ergeben können. Um so notwendiger ist es, das 
einheimische Kapıtalvolumen durch die heute zum 
Teil in fremden Wirtschaftsgebieten arbeitenden 
deutschen Kapitalien zu ergänzen. Ein wertvoller 
Anfang einer rationelleren Politik dürflen gewiß 
die von der Regierung in Aussicht genommenen 
Erleichterungen auf dem Gebiete der Kapitalertrag- 
steuer sowie hinsichtlich der Gesellschafts-Werl- 
papier- und Börsenumsaksteuer sein. — In der 
nächsten Zeit werden bekanntlich aus der Young- 
Anleihe der Deutschen Reichsbahn und Reichspost 
größere Mittel zufließen, von denen vielleicht eine 
partielle Belebung einzelner Betriebszweige auszu- 
gehen vermag. — Im übrigen aber darf man darauf 
hinweisen, daß iroß aller mißlichen Umstände doch 
weite Teile der deutschen Wirtschaft eine beirächt- 
liche Widerstandsfähigkeit zeigen und befähigt sind, 
enigegen den konjunkturellen Einflüssen sich gul zu 
behaupten. Wichtige Teile der elekirotechnischen 
Industrie sind noch immer verhältnismäßig gut be- 
schäftigt, und es ist in mehreren Fällen möglich ge- 
wesen, auch weiterhin noch größere Exporiaufträge 
hereinzunehmen. Das gleiche gilt auch für die 
aroße chemische Industrie und ganz besonders auch 
für den deutschen Kalibergbau, der iroß aller in- 
zwischen eingetretenen widrigen Umstände unge- 
fahr den gleichen Absak wie in den Vorjahren zu 
verzeichnen hat. Auch in einzelnen Zweigen der 
deutschen Textilindustrie, besonders in der Woll- 
branche, hat sich eine beachtliche Besserung er- 
geben können. Daß die Geschäftslage der führen- 
den deutschen Brauereien nach wie vor überwiegend 
gunstig ist, ist gleichfalls in diesem Zusammenhang 
zu erwähnen. 

Der Monat Mai hat in der deutschen Wirtschaf!? 
eine Reihe wichtiger neuer Momente gezeitigt. Die 


Zusammenschlüsse in der Siarkstromindustrie, der 
Fortschritt in der Konzentration der Schwachstrom- 
branche, die Bildung einer Interessengemeinschaft 
der deutschen Kabelindustrie, Verschmelzungen in 
der Textilbranche, der Abschluß internationaler 
Vereinbarungen — wie z. B. in der Waggon- 
industrie und in der Kalkstickstofferzeugung — 
haben bewiesen, daß man auf dem Gebiete der 
Rationalisierung noch immer weiter fortzuschreiten 
bestrebt ist. Eingeleitete oder schon zur Durch- 
führung gelangte Transaktionen in der Brauerei- 
und Spritindustrie sowie im Bankwesen vervoll- 
ständigen das im Monat Mai sich ergebende Bild. 
— In der lekten Zeit verkundeie Gesellschafts- 
abschlüsse haben ein sehr verschiedenartiges Bild 
ergeben. Vielfach hat sich der Konjunkturrückgang 
schon in einer Dividendenreduktion oder sogar in 
einem Dividendenausfall geäußert. Sehr bemerkens- 
weri aber ist es, daß auch mehrfach eine erhöhte 
Zuwendung an die Aktionäre Plak gegriffen hat 
oder das Bestreben obwaltete, troß der widrigen 
Zeitumstäande den Aktionären nach Möglichkeit 
entgegenzukommen. Diese verschiedentlich be- 
obachteie Tendenz ist gewiß geeignet, erhöhtes 
Vertrauen im In- und Auslande zu erwecken, in 
der Zukunft die Kapitalversorgung der deutschen In- 
dustrie in günstigem Sinne zu beeinflussen und der 
deutschen Aktie ihr altes Ansehen wiederzugeben. 
Zweifellos hat auch diese Politik auf die Börse 
ihren Eindruck nicht verfehlt und mit dazu beige- 
tragen, daß an den’ Aktienmärkten eine beträchtliche 
Widerstandsfähigkeit, ja zum Teil sogar eine freund- 
liche Stimmung zu beobachten war. Besonderes 
Interesse zeigte sich naturgemäß für die Aktien der- 
jenigen Industriegesellschaften, bei denen — wie 
bereits oben erwähnt — wichtige neue Kombi- 
nationen erfolgt waren. Darüber hinaus aber ergab 
sich auch stärkere Nachfrage nach den Werten der- 
jenigen Unternehmungen, die einen verhältnismäßig 
günstigen Abschluß zu verkünden in der Lage waren, 
wozu in erster Linie die I. G. Farbenindustrie ge- 
hörte. Regerer Beachtung erfreuten sich auch die 
führenden Brauerei- und Spritwerte, zum Teil mit 
Rücksicht auf die oben erwähnten Transaktionen, 
zum Teil auch wohl im Hinblick auf die nach wie vor 
recht günstige Geschäftslage. Ueberwiegend leb- 
haft blieb weiterhin das Geschäft in den fesiver- 
zinslichen Werten. Auch für Liguidationspfandbriefe 
bestand unter Berücksichtigung des inzwischen be- 
kannigewordenen Gesekeniwurfes für die Regelung 
der Fälligkeiten des Jahres 1932 größere Nachfrage. 
Anregend dürfte auch hier die bereits oben erwähnte 
Ankündigung einer Aufhebung der Kapitalertrag- 
steuer für festverzinsliche Werte gewirkt haben. 
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Der deutsche Außenhandel im April. 


Der Außenhandel ergibt im April im Vergleich 
zum Vormonat folgendes Bild: 


Einfuhr Ausfuhr 
April 1930 | März1930 | April 1930 | März 1930 
in 1000 RM nach Gegenwariswerten 
Lebende Tiere 8 505 9131 5 669 3492 
Lebensmittel und 
Getränke . .| 241568| 213598 36 652 46 248 
Rohstoffe u. halb- 
fertige Waren .| 479603 | 493417 | 199904 | 220 748 
Fertige Waren 158 502 | 167464 | 734428 | 833 474 
Reiner Waren- | 
verkehr 2 888 178 | 883 610 976 653 | 1 103 962 
Gold und Silber 80411 65759 3 045 3631 
Zusammen | 968589] 949369 | 979698 | 1 107593 


Die deutsche Handelsbilanz stellt sich nach der 
im Oktober 1928 eingeführten Rechnungsart folgen- 
dermaßen dar: 


| 1929 | 


1928 | 1927 
Einfuhr im reinen Waren- in Millionen Reichsmark 
C CIKCh P A. 13434,6| 14001,3 | 14 228,1 
Ausfuhr einschließlich 
Reparationen 13 482,2 | 12 275,6 | 10 223,4 


Saldo des reinen Waren- in Millionen Reichsmark 


verkehrs . 2 + 47,6, — 1725,7 | — 4004,7 
Insgesamt d Asaa benanh | +469,9 | — 2660,6 | — 4221,0 
Reparations- 

Sachlieferungenausfuhr 799,1 | 662,8 | 577,6 


* einschl. Gold und Silber. 


Die Handelsbilanz ım Jahre 1929 und im Jahre 


1930 zeigt in den einzelnen Monaten folgendes Bild: 
= A  — sS m E y... 
Gegenwartswerte in Millionen RM 


Reiner Warenverkehr 
Monat De 
Einfuhr | Ausfuhr | Akivtat r 

1929 Januar . 1317 1101 — 216 
Februar 1015 971 — 44 
März 1022 982 — 40 
April 1254 1227 == 27 
Mai 1131 1173 + 42 

Juni a A a 1077 1077 0 

Juli E 9250 K 1226 1099 — 127 
August. . 1073 1189 + 116 
September 1038 1200 + 162 
tober 1107 1247 + 140 
November. 1161 1154 arg 
Dezember , 1013 1063 SEO 
1930 Januar . EN. 1295 1092 93 
Februar e n 982 1026 + 44 
Mara A s 884 1104 -+ 220 
APRES tp s 888 977 + 89 


Auch im April schließt der deulsche Außen- 
handel mit einem Ausfuhrüberschuß ab, der in 
diesem Monat 88,5 Mill. RM beträgt. Die Einfuhr 
ist mit 888,2 Mill. RM ausgewiesen, also fast genau 


mit dem gleichen Betrag wie im Vormonat (883,6 
Mill. RM). Größere Korrekturen an den Zahlen in- 
folge des Abrechnungsverkehrs sind im April nicht 
erforderlich, da der Umfang der kleinen Viertel- 
jahrsabrechnungen ungefähr der monatlichen Ein- 
fuhr aus Niederlagen o. a. M. entspricht. Die 
Ausfuhr hat die Höhe des Vormonalts nicht erreicht; 
ihr Ausweis mit 976,7 Mill. RM bleibt um 127,3 
Mill. RM hinter der Ausfuhr im März zurück. Der 
Anteil der Reparationssachlieferungen an der Aus- 
fuhr im April beträgt 50,8 Mill. RM (Vormonat 
61,2 Mill. RM). 

Bedeutende Veränderungen in der Zusammen- 
sekung der Einfuhr sind gegenüber dem Vormonat 
nicht zu verzeichnen. Die Einfuhr von Lebensmitteln 
und Getränken weist eine Zunahme von 28 Mill. RM 
auf, die Einfuhr von Rohstoffen und halbfertigen 
Waren ist um 13,6 Mill. RM, die Fertigwareneinfuhr 
um 9 Mill. RM zurückgegangen. 

An der Zunahme der Einfuhr von Lebensmitteln 
sind vorwiegend Weizen {plus 12,9 Mill. RM) und 
Fier (plus 7,5 Mill. RM) beteiligt; der um 9,9 Mill. RM 
höhere Ausweis der Einfuhr von Gerste ist fast 
ausschließlich auf die das erste Vierteljahr be- 
Ireffenden Zollabrechnungen für Fultergerste (8,7 
Mill. RM) zurückzuführen. Unter den Rohstoffen hat 
abgenommen namentlich die Einfuhr von Oelfrüchien 
und Oelsaaten (minus 14,6 Mill. RM), zugenommen 
die Einfuhr von Mineralölen (plus 19,2 Mill. RM, 


wovon 9 Mill. RM auf den Abrechnungsverkehr 
entfallen). 


Der Rückgang der Ausfuhr entfällt überwiegend 
auf die Fertigwarenausfuhr, die um 99 Mill. RM 
hinter der Ausfuhr im Vormonat zurückgeblieben 
ist. An der Abnahme sind die meisten Industrie- 
gruppen beteiligt; es beträgt der Rückgang der 
Ausfuhr von Textilfertigwaren 23,7 Mill. RM (dar- 
unter Gewebe aus Baumwolle minus 75 Mill. RM, 
aus Wolle und anderen Tierhaaren minus 5,9 Mill. 
Reichsmark, Kleidung und Wäsche minus 3,8 Mill, 
Reichsmark), von Walzwerkserzeugnissen und son- 
stigen Eisenwaren 18,4 Mill. RM, von Maschinen 
{ohne elektrische Maschinen) 159 Mill. RM. Zu- 
genommen hat dagegen die Ausfuhr von schwefel- 
saurem Kali und Chlorkalcium (plus 6,2 Mill.. RM). 

Weniger ins Gewicht fällt die Abnahme der 
Ausfuhr von Rohstoffen und halbfertigen Waren 
(minus 20,8 Mill. RM) sowie von Lebensmitteln und 
Getränken (minus 9,6 Mill. RM). Unter den Roh- 
stoffen zeigen insbesondere Steinkohlen und Koks 
sowie nicht ölhallige Sämereien eine geringere 
Kalisalze eine höhere Ausfuhr als im Vormonat. 
Die Abnahme der Ausfuhr von Lebensmitteln be- 


trifft vornehmlich Hafer Sowie pflanzliche Oele und 
Felte, ê 
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Die Deutsche Reichsbahn im April 1930. 


Verkehr und Betrieb. 

Der Güterverkehr der Deutschen Reichsbahn 
drückte auch im April die ungünstige Wirtschafts- 
lage Deutschlands aus. Nur bei einzelnen Saison- 
betrieben besserte sich der Geschäfisgang. Das 
Ostergeschäft sowie der jahreszeitliche Versand 
von Saatgut, landwirtschaftlichen Maschinen und 
Frischgemüsen brachie vorübergehend eine leichte 
Belebung, besonders des Eilgutverkehrs. Auch sie 
flaute jedoch nach den Feiertagen wieder ab. Zur 
Abwicklung des Gülterverkehrs wurden nach den 
vorläufigen Ermittlungen arbeiistäglich im Durch- 
schnitt gestellt: 


im April 1950 134000 Wagen 
dagegen 

im April 1929 157 145 Wagen 
und 


im Marz 1930 131 370 Wagen. 


Die Bemühungen, die Güterbeförderung zu ver- 
bessern, wurden forigesekt. Kurswagenläufe für 
Eil- und Frachtstückgüter wurden den veränderten 
Verkehrsverhältnissen angepaßt, weitere Personen- 
zuge zur Obst- und Gemüsebeförderung frei- 
gegeben, leichte Gülerzüuge zur schnelleren Ver- 
kehrsbedienung eingerichiet. Daneben wurde ver- 
sucht, den Güterverkehr sowohl durch Maßnahmen 
tariflicher als auch durch solche beförderungs- 
dienstlicher Ari dem Wettbewerb des Krafiwagens 
zu entziehen. Dieser Wettbewerb tritt immer 
schärfer hervor. Er beeinflußt in steigendem Um- 
fange den Verkehr solcher Güter, die bei Beförde- 
rung mit der Eisenbahn im Gegensab zur Kraft- 
wagenbeförderung besonders erschwerenden Vor- 
schriften unterliegen. So wird der Bezug von 


Obst- und Gemüsesendungen, Lebensmitteln usw., 


aus dem Auslande durch den Kraftwagen dadurch 
unterstüßt, daß die zollamtliche Abfertigung an den 
Landstraßengrenzen nicht so wie bei den Eisen- 
bahnzolistellen an bestimmie Tageszeiten gebunden 
ist und dort in der Regel ohne zeitraubende Unter- 
suchungen schnell ausgeführt wird. Tiersendungen 
in Kraftwagen sind von jedem Untersuchungszwange 
frei; bei der Beförderung mit der Eisenbahn müssen 
sie dagegen vielfach vor dem Ver- oder Eniladen 
amistierärzilich untersucht werden. Für Fleisch- 
sendungen darf die Eisenbahn nur frisch ge- 
waschene Wagen zur Verfügung stellen; auch 
Wagen, die mit Hauten beladen waren, sollen 
demnächst dem Desinfektionszwange unterworfen 
werden. Von allen diesen, für die Eisenbahn zum 
Teil recht kostspieligen Belastungen ist der Last- 
kraftwagen frei, wodurch der durch die Vorschriften 
verfolgte Zweck vereitelt wird. 

Der Kohlenversand blieb, obwohl der Bezug 
durch Sommerpreise angeregt wurde, im ganzen 
weit hinter dem des Vorjahres zurück. Der Absab 
nach dem Auslande begegnete erhöhten Schwierig- 


keiten, weil der Wetibewerb des selbst noileidenden 
ausländischen Bergbaues sich verschärfte. Die 
Lagerbestände der Zechen stiegen weiter an. Am 
30. April standen außerdem 12513 mit nicht abse- 
barer Kohle beladene Wagen auf den Ruhrzechen. 


In den größeren Kohlengebieten wurden zum 
Kohlenversand gestellt: 


Deutsch- | Mittel- Niederrhein. 

Ruhrgebiet | Ober- | deutsch- | Sachsen | Braunkoh- 

schlesien land lengebiei 

Wayen Wagen Wagen Wayen Wagen 

April 1930. .| 544451 | 119832 | 145683 | 72 645 82 214 
März 1930. .| 615341 | 119448 | 147 172 | 69 294 76 212 
April 1929. .| 726677 | 164 091 | 252 140 |101 902 | 102914 
Die Frühjahrsbestellung ist beendet. infolge- 


dessen gingen auch die Wagenanforderungen für 
den Versand künstlicher Düngemittel erheblich zu- 
rück. Der Versand landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
war gering. Nur für Kartoffeln waren nach voll- 
ständiger Räumung der Mieten etwa 80% mehr 
Wagen als im Vormonat zu stellen. Der Versand 
ging jedoch im Laufe des Monats erheblich zurück, 
und zwar von 1350 Wagen anfangs des Monats auf 
eiwa 800 Wagen Ende April. Der Wagenbedari 
für Broigetreide und Mehl war erheblich geringer. 

Die Bautätigkeit hat sich infolge der Geldknapp- 
heit und der Zurückhaltung der Kommunalverbände 
in kaum nennenswertem Umfange geändert. Der 
Versand von Baustoffen, auch für den Wegebau, 
war deshalb wesentlich schwächer als zu gleicher 
Zeit des Vorjahres. Für Zement z. B. wurden nur 
39 555 Wagen gestellt, im Vormonat 39802 Wagen 
und im April des Vorjahres 55 222 Wagen. 

Der Personenverkehr war im Anfang des Monats 
im allgemeinen noch schwach. Erst der Beginn der 
Osterferien und die Osterfeiertage führten zu einer 
beträchtlichen Steigerung des Fernpersonenver- 
kehrs, jedoch nicht in demselben Make wie im 
vorigen Jahre. Die Wiederbelebung des Wochen- 
end- und Ausflugsverkehrs wurde durch das reg- 
nerische Weiter, namentlich in der Karwoche, 
ungünstig beeinflußt. Der Sonntagsausflugsverkehr 
war infolge des schönen Welters und des Beginns 
der Baumblüte erst am lekten Sonntag im April 
sehr rege. Der bBerufsverkehr stieg langsam an. 
Der Landarbeiterverkehr nach Deuischland war 
teilweise noch stark. Besonderen Anforderungen 
des Personenverkehrs wurde durch Verbesserung 
der Verkehrsverbindungen nach Möglichkeit Rech- 
nung gelragen; irokdem sind wiederum mehrfach 
Kraftfahrlinien beantragt worden, gegen die, soweit 
sie die Interessen der Reichsbahn schädigen, ohne 
daß ein Verkehrsbedürfnis vorläge, Einspruch er- 
hoben worden ist. Insgesamt wurden im ganzen 
Reichsbahngebiet im April 4498 überplanmäßige 
Züge gefahren (Vormonat 1709, April 1929 2359), 
davon 14 Züge für die Besakung im Rheinland ein- 
schließlich sechs RRaumungszügen. 
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Reichsbank-Ausweis (in Millionen Reichsmark). 


| i b 3 | p=" 
een Wechsel | Scheide- | sonstige Noten- | 189l. fällige sonstige | endlich. 
Datum be- D | p (Lombard f unar Verbindlich- | š ala 
and eckung | Schecks | münzen | | Aktiva mlau | keiten | Passiva begebenen 
| I | echseln 

— 00000 | 

Mitte 1924 1310 | 1210* _ ==. | 2410 < ti 9 
30. 4. 24 441 — 1916 | =- 156 DB 776 804 — Eu 
30. 9. 24 578 2170 53 842 1520 669 — => 
31. 1. 29 2729 152 1774 121 102 41 | 4454 423 186 _ 

a 28. 2.29 2730 90 1876 114 297 471 4553 526 170 — 
PS 2682 36 2296 104 135 551 4822 478 223 — 
30. 4. 29 1892 99 2790 135 262 535 4631 585 291 — 
3. 5. 29 1765 299 | 2860 108 255 459 4606 628 308 — 
2956329 1911 360 | 2848 116 194 562 4839 631 329 — 
Sl 2859 2148 334 2621 125 109 519 4726 516 338 — 
31. 8. 29 2183 308 2635 116 162 568 4897 434 333 — 
30. 9. 29 2212 335 2528 104 186 651 4914 | 501 368 | -- 
31. 10. 29 2219 359 2450 98 107 650 4833 | 454 353 — 
30. 11. 29 2240 397 2368 95 165 687 4916 | 445 286 -— 
31. 12. 29 2283 404 2608 89 251 563 5044 | 755 294 — 

WALO 2284 404 2370 1077 el 582 4605 585 296 — 
15. 1. 30 2284 398 1894 140 68 578 4187 543 300 == 
23. 1. 30 2286 400 1807 160 51 580 3953 709 299 -= 
SI 30 2297 397 2028 136 170 606 4653 357 303 — 

4 L23450 2826 394 1960 138 55 503 4381 451 209 — 
15. 2730 2351 402 1720 154 78 505 4166 502 N — 
23. 2. 30 2410 | 399 | 1620 | 164 55 512 4005 616 160 | — 
28. 2, 30 2444 | 384 1917 138 323 485 4722 | 469 151 - 

7. 8. 30 2462 402 1918 138 96 517 4480 530 149 — 
15. 3. 30 2480 412 1639 154 68 503 | 4266 459 150 -— 
2203530 2492 451 1505 166 56 564 | 4109 | 593 150 — 
3158131150 2496 387 2053 131 201 530 4806 457 153 — 
TA 90 2544 350 2027 | 26 56 512 4567 519 159 _ 
15. 4. 30 2550 357 1766 | 148 67 607 | 4309 638 160 — 
23 147 30 2557 855 1631 153 55 628 | 4110 738 159 =- 
30. 4. 30 2566 327 1939 133 135 581 4664 537 162 — 

T30 2565 330 1854 138 54 606 4404 601 163 — 
15. 5. 30 2578 298 1585 156 | 69 615 4196 556 166 -- 
Dane 10) 2586 343 1520 168 53 619 4046 680 192 — 
* Einschließlich diskontierter Schakanweisungen. 

VE a ee Ve a 9 0 UEN 


Ein allgemeines Bild von der Entwicklung des 
Betriebes geben die folgenden Zahlen: 


Oeleistete Zugkilometer: April 1930 März 1930 
(Vorl, Zahlen) 

a) Personenverkehr 354067000 34818000 

b) Güterverkehr 18 640000 20518000 

c) Dienstzüge 374 000 325 000 

Zusammen 53 081 000 55 659 000 


Wagenachskilometer: 
a) Personenverkehr 
b) Güterverkehr 
c) Dienstzüge 


843 784 000 825 702 000 
1 350 492 000 1 512 321 000 
5 659 000 4 683 000 


Zusammen 2179 935 000 2 342 706.000 


Leistungen einiger Hauptrangierbahnhöfe (im 
werktägigen Durchschnitt): 


in Hamm 5800 Wagen 5900 Wagen 

in Mannheim 4700 Wagen 4800 Wagen 

in Wustermark . 3200 Wagen 3300 Wagen 
Zurückgesiaute Wa- 

gen im täglichen 

Durchschnitt . — Wagen — Wagen 


Ueberzählige Wagen 

im täglichen Durch- 

schnitt ` ° - + 156 700 Wagen 128 400 Wagen 
Schadwagen auf Be- 

triebsgleisen 

Monatsende) . 9500 Wagen 8500 Wagen 

Die Länge der von der Reichsbahn betriebenen 
Strecken betrug Ende April d. J. 5585828 km. Sie 
hat sich gegenüber dem Vormonat nur unwesenl- 
lich geändert Von der Betriebslänge entfallen 
52 900,52 km auf Vollspur- und 937,76 km auf 
Schmalspurbahnen. Am 16. April ist das zweite 
Gleis Spaichingen—Rietheim (5 km), erstes Teil- 
stück des zweigleisigen Ausbaues der Sirecke Rott- 
weil—Tulllingen, in Betrieb genommen worden, 


(am 


Finanzen. 

Betriebsergebnisse im März 1930, 

l. Einnahmen. 

1. Personen- und Gepäckverkehr 
. Güterverkehr . ae 1 
- Sonstige Einnahmen , 


101 328 000 RM 
255 922 000 RM 
30 429 000 RM 


ee = 
Zusammen 385 679 000 RM 


wN 
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ll. Ausgaben. 

1. Für Betrieb und Unterhaltung: 
a) Persönliche Ausgaben (ohne 
Löhne der Bahnunterhaltungs- 

und Werkstättenarbeiter) 
b) Sächliche Ausgaben (einschl. 
Löhne der Bahnunterhaltungs- 

und Werkstättenarbeiter) 


201 639 000 RM 


103 250 000 RM 


Zusammen 304 889 000 RM 
2. Für Erneuerung der Reichseisen- 


bahnanlagen . . . 32335 000 RM 
Zusammen Ausgaben der Be- 
tmiebssechnunge®. E22. ze. 337 224 000 RM 
3. Dienst der Reparationsschuld- 
verschreibungen: 
a) Verzinsung der Reparations- 
schuldverschreibungen 5 44 629 000 RM 
b) Gesekmäßige Tilgung (Ab- 
schreibung des Betriebsrechtis 
am übernommenen Reichs- 
eisenbahnvermögen) . 10 371.000 RM 
4. Dienst der neuen Schuldver- 
schreibungen und Anleihen 667 000 RM 
5. Feste Lasten: 
a) Rückstellung für Betriebs- 
rechtsabschreibung Š 2 500 000 RM 
b) Rückstellung für Vorzugs- 
dividende . 6 306 000 RM 


insgesamt 401 697 000 RM 


Die im März 1930 erzielten Gesamtieinnahmen 
der Reichsbahn waren rund 45 Mill. RM höher als 
im Vormonat, blieben aber hinter dem im Vorjahr 
aufgekommenen Einnahmeergebnis erheblich zu- 
rück. Die Mindereinnahme im Personenverkehr 
gegenuber dem Vorjahre ergibt sich im wesent- 
lichen aus der späteren Lage des Österfestes und 
dem dadurch bedingten Ausfall des Erirages aus 
dem lebhafteren Reise- und Ausflugsverkehr. Der 
Güterverkehr befriedigte weiterhin nicht. Bei einem 
Vergleich mit den Ergebnissen im März 1929 (Ein- 
nahmen im Güterverkehr 318,8 Mill. RM) ist zwar 
zu beachten, daß in diesem Monat der Verkehr 
außergewöhnlich hoch war und durch zahlreiche 
Nachtransporte begünstigt wurde, die vorher in- 
folge des starken Frostes nicht befördert werden 
konnten, irokdem muß aber fesigesiellt werden, 
daß im laufenden Jahre die sonst übliche saison- 
mäßige Frühjahrsverkehrsbelebung bei weitem nicht 
erreicht wurde. Die Gesamteinnahmeausfälle seit 
Beginn des Geschäftsjahres betragen nunmehr über 
130 Mill. RM. 

Dementsprechend mußten auf der Ausgabenseite 
die bereits eingeleiteten Einschränkungsmaßnahmen 
noch verschärft werden. Verbunden mit einer Kür- 
zung des Fahrplans wurden die Zug- und Wagen- 
achsleistungen sowie der Personalbedarf stärker 
den gesunkenen Verkehrsleistungen angepaßt und 
auf den anderen Ausgabegebieten weitgehende 
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Einsparungen veranlaßt. In Auswirkung dieser Maß- 
nahmen fielen allein bei den Betriebsausgaben bis 
Ende März 1930 gegenuber 1929 rund 24 Mill. RM 
weniger an. Im Berichtsmonat überstiegen dennoch 
die Gesamlausgaben die Einnahmen erneut um 
rund 16 Mill. RM. Dadurch erhöhen sich die durch 
die Betriebseinnahmen nicht gedeckten Ausgaben 
in der Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1930 auf 
rund 83 Mill. RM. 
Personal. 


Der Personalbestand betrug im Februar 1930: 
664030 Köpfe, außerdem 4940 Köpfe Zeit- und 
Aushilfsarbeiter, zusammen 668 9/0 Kopfe; im Marz 
1930: 665 318 Köpfe, außerdem 14086 Köpfe Zeit- 
und Aushilfsarbeiter, zusammen 679 404 Köpfe. 

Der Mehrbedarf im März gegenüber dem Vor- 
monat ist in der Hauptsache auf Erhöhung der 
Zahl der Zeitarbeiter in der Bahnunterhaliung in- 
folge gesteigerter Bautätigkeit zurückzuführen. 


Berliner Geldsätze. 


m. SGK: 
m = 
% % % % % 
5111557 5—6 41/2 Alle 41/⁄8 
Si 5—61/2 | 43/—55/4 41/2 41/8 41/s 
10.5. 2—4 |453/—51⁄; 43/3 4 4 
15.5. 2—3 |4%/—51⁄5 41/4 37/8 37/8 
20.5. | 11⁄2—8 |41/⁄4—5!1/4 41g 33/4 33/4 
24.5. 2—3!/2 | 41/⁄4—5 41/8 33/4 33/4 
31. 5.| 51⁄2—61/;] 5—6 4t —5 83/4 33/4 
Ausweis 
der Deutschen Golddiskontbank 
(in 1000 £). 
Tine | and |Sonsia.| flige, | konio | Ondin. 
Forderg. | Schecks | Akliva jichkeiten vers keiten 
30. 4.1924 | 5644,3 5852) — 36,6) — = 
31.12.1924 | 5008 66778 674| 704| — |11064 
31. 12. 1925 255,4 | 7329,9 | 891,3 66,6 — 1608,8 
31.12.1926 | 725 | 3792 857 23,6 |3553,6| 3730,7 
31. 12. 1927 170,0 | 1081,8 107,8 | 1526,8] — 2396,8 
31.12.1928 | 236,3 | 803,9 | 448,8 | 39252) — 2065,8 
31. 1.1929 25,2 | 3053,0| 72,4 | 48517 | — 1814,9 
28. 2.1929 20,5 3139,4 72,4 | 42598| — 1898,4 
28. 3.1929 21,6 | 1707,8 | 724| 17059| — 1849,2 
30. 4.1929 | 238 42942 72,4 30186 | — | 1625,0 
31. 5.1929 23,6 | 47168 72,3 | 40609! — 1296,4 
29. 6.1929 34,6 | 3990,3| 72,3 | 3326,0| — 835,6 
31. 7.1929 26,8 | 5217,4| 229,6 | 42498 — 887,7 
31. 8.1929 28,5 | 4315,7 | 327,5 | 34531! — 853,8 
30. 9.1929 | 29,9 | 45446 4954 3761| — | 7272 
31.10. 1929 27,9 | 48174 474,4 | 39252 — 1056,1 
30. 11. 1929 29,2 | 3850,5 | 523,3 | 29686 | — 1116,5 
31.12.1929 37,8 | 1493,7 | 521,1 aoe — 1086,3 
31. 1.1930 42,8 | 4943,3 | 377,5 | 29594 | — 970,4 
28. 2.1930 28,4 56419 377,5 | 3059,2| — 946,6 
31. 3.1930 30,6 | 6375,3 | 387,3 | 35949) — 536,1 
30. 4.1930 | 30,0 | 69560 | 404,4 | 31489) — | 5125 
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Einnahmen und Ausgaben des Reiches tin Millionen Reichsmark). 


A. Ordentlicher Haushalt. 
Aus dem Vorjahr, und zwar: l 
a) Sollbestand zur Deckung restlicher Verpflich- 
tungen (Ausgabereste abzügl. Einnahmereste 200,3 
b) Mehreinnalime gegenüber der Ausgabe 45,9 


Mithin Fehlbetrag . 154,4 


Ist-Einnahme oder Ist-Ausgabe 
April? | im Jan. | im Febr..imMärz| zu- 


per | 1930 | 1930 | 1930 |sammen 
I. Einnahmen, | 
1. Steuern, Zölle u. Ab- | 
gaben ` Z Any | 97911 1110,3 | 625,7 | 499,2 9096.3 
2. Verzinsung aus den | 
Vorzugsaktien der 
Reichsbahn-Ges. . . 51,2] — — L HE? 
3. Ueberschüsse A Post | 
u, d. Reichsdruckerei: 
3 Post . En - - | 110,9 10,0 100 10,0 140,0 
b) Reichsdruckerei à > —_ = = 
c) Rückzahlung d. Be- 
triebskapitals der | 
Reichsdruckerei | — ian p =x 
4. Aus d. Münzprägung 99,71 6,3 361 12| 70,8 
4a. Reparationssieuer | | | 
d. Deutsch. Reichs- 
bahn-Gesellschaft.| — = | = — — 
5. an Verwaltungs- 
einnahmen: 
Reichsarbeitsminist. .| 27,9 1101 62 26| 35,3 
Reichswehrminist. . 14,5 12 11 15| 18,3 
Reichsjustizminist. . .| 13,8 16 1⁄6 9 189 
Reichsverkehrsminist.| 333 3,8 38| 3,1 44,0 
Reichsfinanzminist, . 565 7⁄7 Ga 75,6 
llebrige Reichsverw. ` 2351 3,6 56| 11,8! 44,5 
Einnahmen insqesaml 7181,5.1155,5 | 651,4 | 536,5 | 9524,9 
H. Ausgaben. | 
1. Steuerüberweisun- | 
e die Länder . | 2448,2] 380,4 | 238,3 | 156,3 | 3223,2 
2. Bezüge der Beam- | | 
ten um oe | 
en lausschl. Ruhe- 
Schälter — 5.3 —)| 6324 70,5 | 69,7 69,7 | 842,3 
3. Versorgung und 
RRuhegehälter ein- 
schließ]. d. Kriegs- 
beschädigtenrenten 1323,1| 148,9 | 154,8 143,0 | 1769,8 
4. Innere Kriegslasten 1888 199 13,9 24,7| 247,3 
5. Reparationszahlg. | 
alzu Lasłen des | 
Reichshaushalls 1152,7| 128,2 | 127,9 127,9 ! 1536,7 
b) aus der Repara- 
tionssteuer der | 
Deutsch. Reichs- 
bahn-Gesellsch. — = un — — 
5a. a äußere | 
Kriegslasten . . | — rn = w 
6. Sozialversicherung 282,7 238 289 134,7| 465,1 
6a. nad on | 
schafil, ensions- | 
versicherung . . 458 125 62 62, 68,7 
7. KleinrenInerfurs. 200 — 50 100 35,0 
8. Krisenunterstützg. | 
für Arbeitslose . _ 1015| 14,1| 16,0 0,1| 131,7 
8a. Wertschaffende Ar- I 
beitslosenfürsorge Jr 7 06| 10,4 28,1 
8b. Arbeitslosenvers, | — 874 1012 102,0 | 290,6 
9. Reichsschuld: | 
Verzins. u. Tilgung 1429 19,7 32,9 | 194 214,9 
Anleiheablösung 260,6| 184 3⁄6 84,0 | 366,6 
10. Schukpolizei . . . 146,1 16,3| 16,2 162 194,8 
11. Münzprägung . . TRR ANAS 0,6 0,6 6,8 
12. Sonst. Ausgaben: | | 
Reichstag . _ . 52 05 0,4 0,8 6,9 
Auswärtiges Amt . 2111, 19 1,6 3,2| 27,8 
Uebertrag . .|6784,4 99,8| 812,8] 909,2 9456,3 


Ist-Einnahme oder Ist-Ausgabe 


Aus | Im Jan. | im Febr [im März zu- 
CA | 1930 1930 | 1930 | sammen 
Uebertrag . | 6784,4 949,8 812,8 909,2 9456,3 
Reichsministerium | | 
des Innern IP32 40 30 29 420 
par aomu .| 36,6 3,8 4,3 4,0 48,7 
RReichswehrminist. | | 
Heer 1782 27,1] 234 246 253,3 
Marine ` ' 904] 129 181 117| 1281 
Reichsminislerium 3 | 
für Ernährung un | 
Landwirtschaft . 978 3,0 er. Zum 53,8 
Reichsverkehrsmin. 95,3 23 78 11,1| 1210 
Reichsfinanzminist. | 66,8 81 70| 10,3 92,2 
Allgem.Finanzverw. | 36,1 | 38 2,5 29 45,3 
Uebr. Reichsverw.. 188 28 26ER 25,9 
Ausgaben insgesamt [3765 [1022,6 | 884,5 | 982,9 10266,6 
Mithin: Mehrausgabe 1951| — | 233,1 446,4 RT 
Milhin: Mehreinnahme | — | 1329| — — — 


B. Außerordentlicher Haushalt. 


Ausdem Vorjahr, und zwar: Ó 
Fehlbeirag am Schlusse des Rechnungsjahres 1928 904,5 


a Ist-Einnahme oder Ist-Ausgabe 


April/ | im Jan. | im Febr. im März zu- 


Dez. | Boll uam ic |sammen 
L. Einnahmen. | | 
Insgesamt . , | , 1837,6) 54) 11,0 94,3 448,31) 
darunter aus Anleihen (178,8) — — (0,D)G78,9) 
H. Ausgaben. 
1. Wohnungs- u. Sied- | 
lungswesen 3 N 3.4 7,6, 59,7 
2. Arbeitslosenvers, ` 136,5) 135| — == 7  150:0 
a) Wertschaff. Àr- | 
beitslosenfiirs. | 
Reste aus 1928) 408 0,1 — 13 42,2 


3. Verkehrswesen L | 
Ausbau d. Wasser- | 
Siraßen usw) . 


i 58,0) 43 3,6 32 69,1 
a) Ruckk. v. Schuld. 
verschreibungen . 
usw. des Reichs . 49,0) — — s= 79.0 ==500 
4. Darlehen zur Fort- 


führung begonnener 
Eisenbahnen . 40 02) OL| O1) 44 
da. Beteiligung d. Reichs 
and. Preuß. Zentral- | 
par ossenschaftsk, |- =| -A 


Ausgaben insgesamt 


Mithin: Mehrausgabe om: 
Mithin: Mehreinnahme ` 3,3 


1) Darunter 162,7 Mill, Mark Er] 


J eparalionszahlung. 0,5 -- — 0,5 

6. Innere Kriegslasien.| — _— | _ - +; 

7. üebr. Reichsverw. . agu ae 0, 0,91 61 
zZ 


334,3 | 


20,9 | 


146,3 


ös aus den von de 


š . n Trägern der 
Schamaenversicherung zu übernehmenden Schuldverschreibungen oder 
Schatzanweisungen des Reichs ($ 4 des Reichs 


haushaltgesetzex für 1929), 


Abschluß, A. Ordentlicher Haushalt. 

Fehlbeirag aus dem Vorjahr š 

Mehrausgabe a. d. 

Ergibt Fehlbeirag 
{März 1930) . 


B. Außerordentlicher Haushalt, 
Fehlbetrag aus dem Moyan e a ., -> . 9045 
ehreinnahme a. d.Monatien April1929 bis MärzA 930 146,3 


Ergibt Fehlbetrag am Ende d : 
Ri 3950 g ` i es Berichtsmonats 


ee rn 155 
Monalen April 1929 bis März 1930 741,7 
am Ende des Berichismonats 

IE 896,1 


ES NENNE 
Insgesamt Fehlbetrag AundB 1654,3 
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Ausweis der Deutschen Rentenbank 
tin Millionen Reichsmark). 


i i | Umlauf an 
er Ms hau BE; Notenumlaul | entenbriefen 
1929 x 
a. 663 37 522,2 0,156 
28. 2. 657 | 26 517,0 0,156 
31. 3. 656 | 16 515,3 0,156 
30. 4. 638 15 497,9 | 0,156 
31. 5. 616 15 478 | 0,156 
30. 6. 605 14 464,8 | 0,156 
31,7. 583 14 442,6 0,156 
31. 8. 581 1 t. 3 11 Taod 198 0,156 
30. 9 579 i4 | 4388 | 0,156 
31.10. 562 14 |D 3513 0.156 
30.11 551 13.) 21724108 0,156 
31.12 551 Br ul A A103 0,156 
1930 | t i 
Bl 532 | 13 391,8 0,156 
28. 2. 524 13 383,5 0,156 
31. 3. 522 13 381,5 0,156 
30. 4. .521 aten |? 3809 0,156 
Kassenabschluß 


der Deutschen Reichspost 


im A. Viertel des Wirtschafisjahres 1929/30. 


Es betrugen in den Monaten 


Januar und Februar 


1930 1929 

al Einnahmen: Millionen RM 
Posh 4 ME NE 199,696 193,443 
Postscheckverkehr . 13,693 15,555 
Telegraphie 13,114 14,297 
Fernsprechwesen 119,069 117,861 
Funkwesen Enger 16,424 14,545 
Vermischte Einnahmen - 9,176 7,029 
Zusammen 371,172 362,730 
b) Ausgaben: 379,987 370,864 


Inländische Emissionen. 
{Fortsekung unserer laufenden Statistik) 


' Betrag in |.,. Aus- 
Anleihenehmer | Millionen |Zirsfuß | gabe- Laufzeil 
Reichsmark | ° | kurs % 
a AS A Sr = n 1 084 
Deulsche weitere | DA 
Girozentrale | 10 ! 8 97 mit 1% auslosbar 
(4. Tranche) H 
Mitteldeutsche š jührlich mit 2% 
Landesbank restliche | 8 97 rilckzahlbar zu 
Gi ET 5 j pari, bis 1935 
irozentrale | unkündbar 
Städtische Gas-, Aus- 15 Jahre, 
N reine E zah- | lehen, Tilgung in 
trizitätswerke lung {0 Raten vom 
A.G.Wiesbaden | 90 5. Jahre ab 


Nr. 5 
Deutsche Anleihen im Ausland. 
(Fortsekung unserer laufenden Statistik) 
e Aus- 
Betrag ; 4 j 
Anleihenehmer ma AE Fk: Laufzeit 
Ai in % 
Millionen in o | 
in den 
Internationale çinzel 
Anleihe i f Emis: 
des Deutschen | $ 300* | 5⁄2 | sions- u 
Reiches v. 1930 andern 
(Young-Anleihe) schieden 
Dresdner Gas-, v. 
4 25 Jah it 2% 
Eat Li $12 61/2 92 E 
werke A.-G. 
Hagener restliche A 
Straßenbahn hfl. 1,25** 8 993/4 10 Jahre 
Kreditanstalt a 
a sa RM EEE IN IE ehe oni shens 
Mitteldeutsches | 
Krallwerk IT 
Magdeburg, $4 la en: 
- I 
| 
„Dhönix“A.-O. für "sthuldyerscren, 
Bergbau und a Te 
y eiricb, hfil. 20 6 92 | zu 115% bis 1. 5. 
Düsseldorf | 1931, zu 120% bis 
1.5.32 und zu 130% 
bis 1.5. 33 bezogen 
werden. 
Parochi | 
Heil. as, hfl. 1 | 8 100 ae aby= 
Essen (Ruhr) | 


* Davon anteilig an: Frankreich 83 Mill. Dollar, U. S. A, 82 Mill. 
Dollar, England 50 Mill. Dollar, Holland 25 Mill. Dollar, Schweden 


25 Mill. Dollar, 


Schweiz 13 Mill, Dollar, 


Malien 


5 Mill. Dollar, 


Belgien 5 Mill. Dollar, Deutschland 10 Mill. Dollar. 
** 0,5 Mill. fest begeben. 


Diskontsätze. 
Nachstehend geben wir eine Zusammenstellung 
der jekt geltenden Diskontsäße: 


% 


Amsterdam | 3 
Athen 7229 


Balavia . .| 51⁄2 
Belgrad . .| 5'2 
Berlin . 1419) 
Bombay. .| 6 
Brüssel . 8 
Budapest .|51% 
Bukarest .| 9 
Danzig . . 5 
Helsingfors | 6!/2 
Italien . .„|5V 
Kapstadt .; 6 
Kopenhagen 4 
Kowno . .| 7 
Lissabon .| 8 


ESR: B: 


In Gellung 


seit 
24. 3. 
1312: 


= Ñ 
pH p e o g a 


(X 
= 
1 


29. 7. 


a) miee 51% 20. 5. 


80 
28 


26 
30. 


of, Ridımond 4% I0, 4, 30. 
4) Für Dreimeonatswedisel. 


In Geliung 


9 seil 
London . 3 1. 5.30 
Madrid 512 | 19. 12. 28 
New York . 32)| 1: 5.30 
Oslo . 41/2 | 21. 3.30 
Paris . 22/22) | 3J305.50 
Prag . 4 1 4106 824 5. 50 
Reval . 89| 3.10.29 
Riga . 6 1. 4.28 
Rußland. 8 5. 4.27 
Schweiz. 3 8. 4.30 
Schar t Pip TO FA) 
Stockholm .| 3V2 | 3. 4.30 
Tokio. . 5,48 ' 11.10. 27 
Warschau 73)| 14. 3.30 
Wien . 51 | 24. 5.30 


2) Federal Reserve Bank of Boston 
YA% 7.3.30, Foderal Reserve Bank of Chicago 4% 7.2.30, F. R.B. 
of San Fruneisco 4% 21.3.30, F. R. B. of Philadelphia 4% 20. 3. 30, 


2) Lombi 


ırdsatz 34% 1.5.30. 


8) Lomburdsatz 9% 31.1. 30, 


gemäß Š 2 der Verordnung 
Gesekes über wertbeständi 
29. Juni 1923 beträgt: 


G 


Der Londoner Goldpreis 


zur Ausführung des 
ge Hypotheken vom 


—-<—K 
1930 Be für 1 g Feingold 
ab 27.12. bis 1.1.30 84 sh 11%ad 32,7736 d 
a ren BIP 10, = 32,7294 „ 
P| a 1221, si Sa oq U 32,7616 > 
a 25.1. „ 21.1.30 | 84 ) 1%” 32,7656 „ 
EEE GEN) 84 „1 32,7616 „ 
»„ 22.1, 4230| 4 ) 11% 32,7696 „ 
s 5 2.,,.11.2.30 s a 10% 32,7576 , 
„ 12. 2. „182.30 | 8 ) 10% 32,7576 „ 
„19.2.0, 22,30 | SEP NE 327495 „ 
s 20362: b LEE 84 „11 32,7616 „ 
Web 1.30. | 8 11 327656 „ 
E23 1855,30 84 „ 11 32,7616 „ 
„ 19. 3, „ 25.3.30 | 84 ) 10% 32,7335 7 
A Sn LAS 84 „10 32,7294 „ 
x 24, 8430 | 8 ” 10% 32,7455 > 
» 9. 4. „ 15.430 84 „ 105/8 32,7495 = 
» 16. 4 „ 23.4.30 | 8 ) 10%. 32.7455 > 
s 024. RI ln 32,7656 „ 
x 30. M 650530 SI. 1144, 32,7696 > 
aa 5 0.5. S C er Sa 
„14525 20530 84 „ 11% „ 32,1736 „ 
lo DaD i ii ı 32,7616 „ 
» 28. 5. „aulweil. | 81 „ 111%) 32,7696 „ 


Die Arbeitslosigkeit in Deutschland. 


Zahl der unterstükten Vollerwerbslosen in der 


1928 1. 


1929 


1950 
1 


1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1. 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
3 
1 
15. 
1 
de 
1 
15. 
1. 
15! 


Januar 


. April 
- Juli 
. Oktober 


. Januar 
. Februar 
. März 

. April 

. Mai 

. Juni 


Juli 


. August 

. September 
. Oktober 

. November 
. Dezember 


. Januar 
. Januar 
. Februar 


Februar 


. März 


März 


. April 


April 
Mai 
Mai 


Arbeilslosen- 


versicherung 
1 188 274 
1010 763 
610 687 
577 093 


1 702 342 
2 222 000 
2 460 760 
1899 121 
1 125 968 
807 750 
722 948 
710 499 
725 757 
748 610 
889 492 
1 200 396 


1 774 571 
2 065 570 
2 232 619 
2318 193 
2378 521 
2 257 713 
2 053 380 
1 859 266 
1 763 107 
1 650 000 


Krisen- 
unterstußung 
211 472 
197 643 
113 595 
86 652 


127 374 
145 359 
161 493 
192 314 
198 780 
203 031 
206 631 
153 095 
157 245 
161 635 
171 624 
186 683 


210 240 
230 164 
250 029 
266 710 
277 202 
286 412 
293 722 
302 462 
317 961 
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Konkurse und Vergleichsverfahren 
im April 1930. 


Im Laufe des Monalis April 1930 wurden im 
„Reichsanzeiger“ 1006 Konkurse — ausschließlich 
der wegen Mangels an hinreichender Masse ab- 
gelehnten Anträge auf Konkurseröffnung — und 703 
gerichtliche Vergleichsverfahren bekannigegeben. 
Die Anzahl der Konkurse ist gegenüber dem Vor- 
monal um 11,9 v. H. gesunken, die der Vergleichs- 
verfahren um 1,6 v.H. gestiegen. Die arbeitstäq- 
liche Zahl der Konkurse beitrug im April 41,9, im 
März 43,9, die arbeitstägliche Zahl der Vergleichs- 
verfahren im April 29,5, im März 26,6. 


Eröffnete Konkurse und Vergleichsverfahren. 


Konkurse Vergleichsverfahren 
Arten 1930 nn 
April | März | Febr. | Apnıl [Marz] Febr. 
— 
Insgesamt k 1006 | 1142 1103] 703 692 | 576 
Sie betrafen: 
Nicht eingetr.Erwerbs- 
unternehmungen und 
Einzelfirmen 715 | 810 | 833 | 528 | 539 424 
Gesellschaften 140 | 178 | 158 | 131 | 118 120 
Davon: 
Offene Handels-Ges, ‚| 54 66 | 61 72| 68! 65 
Kommandit-Ges, _ 5 7| 14 $) 17 9| 15 
Aktiengesellschaften ? S 10 512 11 7 7 
Gesellschaften m.b.H| 71| 88| 74 ar ea | 2 
Eingetragene 
Genossenschaften re 1 1 2 2 
Sonstige Erwerbs- 
unternehmungen , ë 1 4 2 1 1j — 
Andere 
Gemeinschuldner . 132 | 134 | 97 42 | 32| 30 


Die Entwicklung der Reichsindexziffer 
für die Lebenshaltungskosten. 


1913/14 = 1 

Durchschnitt 
Januar 29 das 1,531 fache des Vorkriegsstandes 
Februar A ” ” 
Marz 200E SOSE ae > 
April A a > > n 
Mai 0002811555 >> © » 
Juni 0 9 016554 x = 
Juli A 544 r i y 
August AD e E x x. í 
September 29 a I 165566. A j 
Oktober 29 7a A Y 
November 29 AS K. ” 
Dezember 29 a ERU, a r 
Januar 502 ANSIO $ a 2 
Fan, ses - , ; 
März er..." i 
April 505 1474 x ` z 
Mai 30 „1,467 i 2 
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Der Kursstand der Aktien 
Ende Mai. 


Die nachstehende Tabelle zeigt den Kurssiand 
der an der Berliner Börse amtlich notierten Aktien- 
werte Ende Mai im Vergleich zum Vormonat. Es 
notierten; 


Zanker notieren Ende Mai | Ende April 
LE 1enwerie 1930 1930 
Goldparität Ende Mai | Ende April | I 0 
1930 1930 in % der Gesamtzahl 
unter 50% | 138 139 18,7 18,8 
von 50 bis 75%o 126 125 17,0 16,9 
MID. 100% 114 113 15,4 15,3 
„ 100 „ 150% 228 229 30,8 30,9 
„15003 200°%0 82 84 ab 11,3 
„ 200 „ 250% 30 2 4,0 Dir 
über 2500/0 22 23 3,0 3,1 
Zusammen | 740 740 | 100,0 100,0 
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Insgesamt hat sich das Kursniveau im Verlauf 
des Monats Mai kaum wesentlich geändert. Während 
im Vormonat 51% aller zur amilichen Notierung ge- 
langten Aktienwerte unter pari sianden, sind es 
Ende Mai 51,1%; dementsprechend waren 48,9% 
gegen 49% auf und über Paritäi. Das Gros der 
Aktienwerte hat nur geringe Veränderungen er- 
fahren; nur auf einigen Spezialgebieten fanden 
großere Bewegungen stati. Insbesondere zeich- 
neten sich Brauereiwerte, die Aktien der führenden 
Kalibergwerksgesellschaften, die Aktien der Hypo- 
thekenbanken und einige Elekirowerte durch Festig- 
keit aus und vermochten überwiegend ihren Kurs- 
stand zu verbessern. Auch die Aktien der I. G. 
Farbenindustrie konnten ihren Kurs im Verlaufe des 
Monats Mai erhöhen. Auf der anderen Seite sind 
auch mehrfach größere Kursabschläge besonders 
bei den Aktien derjenigen Gesellschaften zu ver- 
zeichnen, deren Jahresabschluß nicht befriedigend 
ausgefallen war. 


Zur deutschen Industrie- und Marktlage. 


Der deutsche Bergbau im April. 


L. Steinkohlenbergbau. 
Ruhrbezirk: 


Im April 1930 wurden insgesamt in 24 Arbeils- 
tagen 8 747 852 1 verweribare Kohle gefördert gegen 
9645370 t in 26 Arbeitstagen im März 1950 und 
10 128 416 1 in 25 Arbeitstagen im April 1929. Die 
reine Kohlenförderung beitrug im April 1930 
8500 058 I gegen 9369943 1 im Vormonat und 
9 825 485 I im April 1929. 

Arbeitstäglich beirug die verwertbare Kohlen- 
förderung im April 1930 364 493 i gegen 370 976 t 
im März 1930 und 405137 ł im April 1929. Die 
reine Kohlenförderung betrug im April 1930 arbeits- 
täglich 354 168 I! gegen 360382 I im Vormonat und 
393 019 t im April 1929, 

Die Kokserzeugung des Ruhrgebietes stellte sich 
im April 1930 auf 2390847 t (iäglich 79695 Pp, im 
März 1930 auf 2692040 1 {täglich 86840 BB und 
2 766 775 1 (laglich 92 226 #) im April 1929. Auf den 
Kokereien wird auch Sonntags gearbeitet. 


Die Bestände an Kohlen, Koks und Preßkohle 
(d. s. die auf Lager, in Wagen, in Türmen und in 
Kähnen einschl. Koks ‚und Preßkohle in Kohle um- 
gerechnet) siellten sich Ende April 1930 auf rund 
7,16 Mill. i gegen 5,99 Mill. t Ende Marz 1930. In 
diesen Zahlen sind die in den Syndikatslägern vor- 
handenen verhältnismäßig geringen Bestände ein- 
begriffen. 

Die Gesamtzahl der beschäftigten Arbeiter stellte 
sich Ende April 1930 auf 354968 gegen 366 955 
Ende März 1930 und 369658 Ende April 1929. 


Die Zahl der Feierschichien wegen Absak- 
mangels belief sich im April 1930 nach vorläufiger 
Ermitilung auf rund 793000. Das entspricht etwa 
2,2 Feierschichten auf je ein Mann der Gesamt- 
belegschaft. 

Aachen: 


Im Aachener Steinkohlenbezirk beirug im April 
1930 die Förderung insgesamt 524830 t, arbeils- 
täglich 22592 t, die Kokserzeugung insgesamt 
100 776 tł, kalendertäglich 3359 t, arbeitstäglich 
611 }, die Zahl der Arbeiter einschl. Nebenbetriebe 
26 745 Mann. 

Förderung und Belegschaft hielten sich im Be- 
richismonat auf der Höhe des Vormonats. Die 
Absaklage war weiterhin schlecht. Die Halden- 
bestände vermehrten sich trob Einlegung von Feier- 
schichten weiter. 


Deutsch-Oberschlesien: 


Die Steinkohlenförderung betrug im April an 
24 Arbeitstagen 1365053 t oder arbeitstäglich 
56 877 I! gegenüber 1379301 t oder 54 303 1 im März 
bei 25,4 Arbeitstagen. Die Kokserzeugung siellte 
sich auf 121 568 t oder kalendertäglich 4052 1 gegen 
126 243 t oder 4072 # im Vormonat. 

Die Absaklage hat sich nicht weiter verschlech- 
tert, ist aber nach wie vor — besonders für Grob- 
kohlen — sehr ungünstig; auch der Bedarf der In- 
dustrie an kleineren Sortimenten bleibt gegen den 
Stand des Vorjahres weit zurück. Insgesamt wur- 
den abgesekt 1312465 t (im Vormonat 1 326 587 1) 
Steinkohlen, 68 762 1 (67965 1) Koks und 18626 1 
119752 Ð Brikelis. Die Haldenbestände sind zum 
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Teil weiter gestiegen; sie betrugen am Monatsende 
581 204 } Steinkohle, 277816 1 Koks und 2882 1 
Briketts. 

Die Belegschaft der Steinkohlengruben, Koks- 
anstallen und Brikeltfabriken ging im April von 
54120 auf 51280 Arbeiter zurück, es sind also 
weitere 2840 Mann entlassen worden. Seit Anfang 
dieses Jahres beträgi die Belegschaftsverminde- 
rung 11 191 Mann oder 18,5%. Trokdem mußten im 
April noch rund 120.000 Feierschichten wegen Ab- 
sakmangels eingelegt werden gegenüber 214 860 
Feierschichten im Vormonat. 


Niederschlesien: 

Im niederschlesischen Steinkohlenrevier beirug 
im April 1930 mit 24 Arbeitstagen die Kohlenförde- 
tung 450653 1 larbeilstäglich 18 777 1), die Koks- 
gewinnung 84 758 1 (kalendertäglich 2825 1), die Zahl 
der beschäftigten Arbeiter 27 135. 

Die rückläufige Bewegung der Produktion und 
des Absakes des niederschlesischen Steinkohlen- 


Großhandelsindexziffern. 


N an sind er, 
- mial- olıstolfe |strielle Be 
ai 2 "a ren un Fertig- pas 
Halbwaren| waren T. Ana Watu 
1913 1 1 1 | 1 
Durchschnitt 
Januar 1929 | 1,317 1,239 1,340 | 1,588| 1,389 
Februar S 1,339 | 1,252 1,336 1,582 1,393 
März A 1,337 | 1,283 1,343 1,580 | 1,396 
April » [1282| 1,265 | 1,831 | 1,5781 1,371 
Mai » [1258| 1,250 | 1,313 | 1575 1 1,355 
Juni > [1247| 1,235 | 1,315 | 1,575) 1,351 
Juli „ 11,824| 1282 | 1313 |1,878| 1,878 
August 4 1,326 | 1,295 1,315 | 1,575 | 1,381 
September , 1,326 | 1,310 343164 11.155721 ° 51,381 
Oktober , 1,317 | 1,262 1,309 | 1,566| 1,372 
November „ 1,284 | 1,201 1,299 | 1,565 1,355 
Dezember „ 1,262 | 1,150 1,293 | 1,562] 1,843 
Januar 1930 | 1,218| 1,149 1,283 | 1,560 | 1,323 
Februar A 1,160 | 1,148 1,267 | 1,546 1,293 
März 7 1,100 | 1,176 1,255 | 1,529 1,264 
April ° 1.421 1" 1,184 1,248 | 1,519 1,267 
Stichlagsziffern 
2. Jan. 1930. . | 1,253] 1,141 1,288 1,561 1,337 
8. ZA 1,239, 1,139 | 1,286 | 1,560| 1,331 
ION STA 1,220| 1,146 | 1,284 | 1,559 1,324 
KE la 1,202| 1,153 į 1.282 | 1559| 1,817 
DT 1,189| 1,164 | 1,278 | 1559| 1,311 
5. Febr. „ DI Wi 57.57210) 1,556 | 1,301 
NoN A ta 1,170| 1,154 | 1,269 | 1547 1,298 
ISL w a 1,160 | 1,148 | 1,264 | 1,542| 1291 
203". " 1,1388 | 1,144 1,260 1,538 1,281 
5.März „ 1127| 1,186 | 1,258 | 1535 || 1.975 
ON ARTE 1,099| 1,175 | 1,252 | 1,531] 1.263 
Beh 1,088 | 1,187 | 1,255 | 1,527| 1.260 
Bl z 1,091 | 1,190 1,257 1,524 | 1,261 
2.April „ 1,111 | 1,185 1,256 1,521 1,266 
en er 1,112; 1,183 1,254 | 1,520| 1,269 
Ing, Ka 1,117 | 1,183 1,253 | 1519] 1,267 
NS 1,128| 1,188 | 1,242 | 1519| 1.967 
Bor et 1,120| 1,188 | 1,243 | 1518| 1.264 
7.Mai „ 1,113, 1,179 1,239 | 1,517 ‚260 
ge 1,110. 15172 1,238 | 1,516) 1,258 
b aa 5 1116| 1,175 | 1,240 | 1,514| 1,257 
28. „ , 1,094 | 1,166 | 1,240 | 1,514| 1.252 


reviers hat sich im Berichtsmonat weiter forigesekt. 
Die Absaklage blieb weiterhin unbefriedigend. Der 
Verbrauch an Hausbrand- und Industriekohlen be- 
wegte sich infolge der vorgeschrilienen Jahreszeit 
und der in vielen Industriezweigen schlechten Be- 
schäftigung weiter auf absteigender Linie. Infolge 
dieser schlechten Absaßlage stiegen die Halden- 
bestände weiter an und erreichten gegen Ende des 
Berichtsmonatis 163172 1 gegenüber 148 248 1 zu 
Anfang des Monats. 

Aehnlich lagen die Verhältnisse auf dem Koks- 
markt. Auch hier herrschte ein empfindlicher Auf- 
tragsmangel, so daß trog der weiteren Drosselung 
der Kokserzeugung die Haldenbestände erneut 
einen erheblichen Zuwachs erfuhren. Gegen Ende 
des Monats lagen auf der Halde 149635 } gegen- 
über 116964 i zu Anfang des Monats. 

Nach dem Auslande, vornehmlich nach der 
Tschechoslowakei, wurden im Berichismonat ab- 
geset 25168 1 Kohlen und Briketts und 41 965 1 
Koks gegenüber 27033 t Kohlen und Briketts und 
9439 t Koks im Vormonat. 


Sachsen: 

Im sächsischen Steinkohlenbergbau betrug die 
Förderung im April 1930 270 747 } (arbeitstäglich 
10413 D, im Vormonat 322079 1 (arbeitstäglich 
12 388 }). 

Die Koksgewinnung betrug im April 1930 18 3721 
(kalendertäglich 612 B, im Vormonat 20 218 1 (ka- 
lenderiäglich 652 ñ. 

Die Belegschaft zählte im April 22 153 Mann, im 
Vormonat 22 978 Mann. 

Die Absabnot besteht unverändert fort. Trok 
der wöchentlichen Feierschicht und des Sinkens der 
Belegschaftsziffern konnte die dadurch wesentlich 
verminderte Förderung nicht voll abgesekt werden, 
so daß die Vorräte weiter stiegen. 


ll. Braunkohlenbergbau. 
Milleldeulschland: 

Im milleldeulschen Braunkohlenbergbau  stellie 
Sich die Rohkohlenförderung im April 1930 bei 
24 Arbeitstagen auf 6673 554 I (Vormonat, 26 Ap- 
beitstage: 7 202 386 t, April 1929, 25 Arbeitstage: 


964088 1). Arbeitstäglich wurden im März 1930 
278.065 t (Vormonal: 277 015 £ April 19292 385 636 t) 
gefördert. 


Die Brikettherstellung belief Sich im April 1930 
auf 1518784 I (Vormonat: 1 560 095 4, April 1929- 
2 456 914 D; arbeitstäglich im April 1930 63283 % 
Vormonat: 60 004 I, April 1929: 98 277 1). 

Die Kokserzeugung betrug im April 1930 50 7571 
(Vormonat: 55046 t, April 1929 44.097 BD; arbeits- 
täglich im April 1930 1692 1 (Vormonat: 1776 1 
April 1929: 1470 l. i 

Im Gebiete des Milleldeuts 
syndikats belebte sich infolc 
Anfang April das Hausbran 
doch war die Beiebung so g 


chen Braunkohlen- 
je der Sommerpreise 
dbrikeltgeschäft elwas, 
eringfugig, daB weilere 
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Feierschichien eingelegt werden mußten, da die 
Stapelmöglichkeiten nunmehr nahezu erschöpft 
sind. Dazu verkehrte sich die geringe Absak- 
sieigerung schon in der Woche vor Ostern wieder 
ins Gegenteil und auch nach Ostern blieb der Absaß 
schlecht. Auch im Industriebrikeilgeschäft machte 
sich infolge der allgemeinen schlechten Konjunktur 
die vorgeschritfene Jahreszeit recht unangenehm 
bemerkbar. Die geringen Abrufe der Industrie hoben 
so das kleine Plus, das im Hausbrand gegen den 
Vormonat geblieben war, fast wieder auf. Das 
Rohkohlengeschäft hat sich gegen den Vormonat 
kaum verändert. Auftragseingänge für Naßkprek- 
steine blieben im Berichismonat vollkommen aus, 
obwohl noch erhebliche Bestände vorhanden sind. 


Auch im Bericht des Ostelbischen Braunkohlen- 
syndikats war das Hausbrandbriketigeschäft im 
April stark gedrückt. Der Handel hielt mit seinen 
Aufträgen in Erwartung der im Monaf April ein- 
sekenden niedrigeren Sommerpreissiellung zurück, 
so daß die Brikeitfabriken nach wie vor einen Teil 
ihrer Erzeugnisse stapeln mußten, was ein An- 
wachsen der Lagerbestände auf den Werken gegen- 
über den Vormonaten zur Folge hatte. Die Feier- 
schichten konnten daher auch im April noch nicht 
abgebaut werden. Die erste Maiwoche brachte cine 
gewisse Belebung im Briketthausbrandgeschäft mit 
sich. Gegenüber dem Monat März zeigte das in- 
dustriegeschäft im April keine wesentlichen 
Aenderungen. 


Rheinland: 


Im rheinischen Braunkohlenbergbau betrug die 
Förderung im April 1930 3781588 t (Vormonat: 
3810843 t, im April 1929: 4 274 688 1); arbeilstäglich 
151 264 } (Vormonat: 146 571 t, April 1929: 170 983 }). 

Die Briketiherstellung belief sich auf 850871 1 
(Vormonat: 835 129 1, April 1929: 993 920 }); arbeils- 
täglich 34035 t (Vormonat: 32120 £ April i929: 
39 757 1). 

Bayern: 

Die April-Förderung betrug im bayerischen 

Pechkohlenbergbau 105 397 1 (Vormonat: 114 516 D), 


im bayerischen Braunkohlenbergbau 91 549 I (Vor- 
monat: 94 356 l). 


Il. Eisenerzbergbau. 
Siegerland: 

Bei den Siegerländer Gruben hielt die gedruckte 
Lage an. Entsprechend der weiter rückläufigen 
Roheisenerzeugung gingen auch Eisensteinförde- 
rung und Absak zurück, so daß die Gruben sich 
genötigt sehen, Feierschichten einzulegen, 


Lahn- und Dillgebiet einschließlich 
Oberhessen: 

Der bereits im März bemerkbare Rückgang des 

Erzabrufs hat sich weiterhin ausgewirkt. Die Hal- 

denbestände sind angewachsen, so daß Betriebs- 
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einschrankungen noch notwendig wurden, welche 
wiederum eine Verringerung der Belegschaft zur 
Folge hatte. Im Berichismonat wurden gefördert 
60.185 t, abgesekt 57224 t, so dak 2959 1 Erz auf 
Halde geworfen werden mußten. 


IV. Metallerzbergbau. 


Die für die Ertragnisse des Metallerzbergbaues 
maßkgebenden Metallweltmarkipreise sind nach- 
stehend für März und April 1930 im Vergleich zum 
JahresdurchschnilH 1913 und 1928 angegeben: 


Durchschnilt der Londoner Notierungen 


in £ je long-lon d je Unze 
Zink | "Blei | Kupfer | Silber 
1913 22.14.3 18.6.2 68.5.9 27,58 
1928 25.5.4/ı6 | 21.3.3”7/ıs | 63.14.98⁄7| 26,746 
März 1930 18.11.2 18.17.6 69.5.10Yz 19,298 
April 1930 18.1.11Y/2 | 18,6.10 62.15.21/2 19,554 


Die Uebersicht zeigt, daß die drei erstgenannten 
Metalipreise im Berichtsmonat wieder empfindlich 
zurückgegangen sind, während der Silberpreis sich 
um ein geringes erholt hat. Besonders die Kupfer- 
preise sind im Berichtsmonat außerordentlich slark 
zurückgegangen und haben einen niedrigsten Siand 
von elwa 52 £ erreicht. 

Legt man bei dem Vergleich der heutigen Dreise 
mit den Vorkriegspreisen nicht die absoluten Zahlen, 
sondern das gegenwärtige allgemeine Preisniveau, 
das für die Gestehungskosten maßgebend ist, zu- 
grunde, so ersieht man, wie ungünstig die oben 
genannten wichligsten Nichteisenmetalle bewertet 
werden und wie außerordentlich schwierig die Lage 
des deuischen Metallerzbergbaus ist. Diese un- 
günstigen Verhältnisse haben bereits zur Stilleyung 
verschiedener Betriebe geführt, was nicht nur im 
Interesse des Metallerzbergbaues, sondern auch 
im Interesse der deutschen Gesamtwirischaft zu be- 
dauern ist. Der deutsche Metallerzbergbau bedarf 
einer pfleglichen Behandlung seitens der zustän- 
digen Regierungsstellen, um nicht mit der Zeit ganz- 
lıch zu erliegen. 


Aus einzelnen Revieren des Metallerzbergbaus 
wird folgendes berichtet: 


Mansfelder Kupferschieferbergbau: 

Im April wurden durchschnittlich 7651 Mann be- 
schäftigt lim März 7656). Gefördert wurden 77 100 ! 
Minern {gegen 84 660 t im März). 


Rheinischer Blei-Zinkerzbergbau: 


Im April wurden durchschnittlich 3742 Mann be- 
schäftigt [gegen 3726 Mann im Marz). 

Die Produktion der Gruben hat betragen: Zink- 
erz 4387 } (4682 t im März), Bleierz 659 1 (747 } im 
März), Kupfererz 98 t (50 } im Marz), Mischerz 371 1 
(325 t im März). 
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Schwarzwälder Erzbergbau: 


Im April wurden durchschnittlich 156 Mann be- 
schäftigt (gegen 152 Mann im Marz). Gefördert 
wurden im April 313,53 ł verhültungsfähige Erze. 


Deuisch-Oberschlesien: 


Im April war der Stand der Belegschaft am 
Monafsende: männliche Arbeiter 1961 (im März 
1994), weibliche Arbeiter 402 (im Marz 404). 


Die Erzeugung an aufbereiteten (hüttenfertigen) 
Erzen betrug: Galmei 924 t (4057 tł im März), Zink- 
blende 15193 1 (16761 4 im Marz), Bleierz 1985 1 
(2215 1 im März), Schwefelkies 811 1 {1005 1 im März). 


Vom Braunkohlenmarkt. 


Von Fachseite wird uns berichtet: 

Nach Einführung der ermäßigten Sommerpreise 
hat sich das Briketigeschäft belebt. Im besonderen 
Ausmaße stieg der Brikeltabsak beim Rheinischen 
Braunkohlensyndikat und ist wieder als gut zu be- 
zeichnen, während im Bereiche des Mitteldeutschen 
Braunkohlensyndikats die Belebung nur geringfügig 
war. Auch im Ostelbischen Braunkohlensyndikat 
war ein stärkerer Auftragseingang zu verzeichnen. 
Trokdem haben sich die Stapelmengen vergrößert, 
und die Siapelmöglichkeit ist nahezu erschöpft. Der 
Monat April d. J. hatte gegenüber April 1929 einen 
Absaßrückgang zu verzeichnen bei Rohkohle von 
30,8% und bei Briketis von 38,2%. 

Die gleichen Sorgen wie die Produktion hat auch 
der Kohlenplakhandel. Ihn drücken großenteils noch 
immer die reichlichen Vorräte vom Winter her, so 
daß seine Aufnahmefähigkeit sehr begrenzt ist. Auf 
den Absak drückt auch das nun in Kraft getretene 
Wirtschaftsabkommen mit Polen. 

Mit Rücksicht auf die eingetretene Erhöhung der 
Umsaksteuer können die Syndikate auf die ver- 
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öffenilichten Brennstoffverkaufspreise mit Wirkung 
vom 1. April d. J. 10% aufschlagen. Nicht in allen 
Fallen ist davon Gebrauch gemacht worden. 

Ab 1. April d. J. haben die Beteiligungsziffern 
beim Rheinischen Braunkohlensyndikat eine Neu- 
festseßung erfahren. Das Gesamtjahreskontingent 
der Gesellschafter hat sich auf 10 982 100 1 gegen 
8552200 I vor dem 1. April erhöht. 

Der Deutsche Braunkohlen-Industrieverein Halle 
(Saale) hat eine erneute Eingabe an den Reichs- 
kanzler gerichtet, den Weiterbau des Mittelland- 
kanals vorläufig einzustellen. 


Die Eisenindustrie im Mai 1930. 
Von Fachseile wird uns geschrieben: 


Der hier vor Monatsfrist gegebene Bericht über 
die Lage des deutschen Marktes und der Weltmärkte 
der Eisenindustrie brauchte diesmal nur wörtlich 
wiederholt zu werden. Drinnen wie draußen 
herrscht die gleiche Erstarrung. Bei allen deut- 
Schen Verbraucherindustrien liegt, angesichts der 
Schwierigen Lage vor allem am Baumarkt und in der 
Landwirtschaft, dieselbe Geschäftslosigkeit vor. Zu 
Anfang Mai waren z. B. nur 54,5 v.H. der gewerk- 
Schaftlichen Bauarbeiter beschäftigi, gegen 92,2 v. H, 
zum gleichen Zeitpunkt des Vorjahres. Der Ma- 
schinenbau meldet für April noch einen weiteren 
Rückgang. Die zu Anfang Mai erslallelen Ver- 
bandsberichte weisen nur ganz vereinzelt Momenie 
einer leichten Besserung auf. Der Stahlwerks-Ver- 
band stellte überall eine unverändert schlechte Ge- 
schäfisiage, bei Grobblechen sogar noch einen Rück- 
gang der Abrufe fest. Beim Roheisen-Verband 
hatlen sich die Absakmöglichkeiten im April weiter 
verschiechlerl, so daß der Versand kaum 60 v. Ji. 
der Beteiligungsziffer beitrug; das Geschäft lag 
vollständig darnieder. Eiwas Besserung auf dem 
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Metalipreise in Berlin im Mai 1930. 


Die Notierungen verstehen sich für 1 Kilo in Reichsmark. 


Durchschnilts- 
preise für 1914 


Nach Feststellung der Vereinigung für 
die Deutsche Elektrolyikupfernotiz: 


1,3314 


Elektrolyikupfer (wire bars), cif 1,19!⁄4 1,24 1,24 194 

Raffinadekupfer 99—99,3% š 1,11—1,12 1,10—1,12 1,15—1,17 1,14—1 16 | 1,14%. 1 151 

Standardkupfer, loko . . 098-099 | 097—1,00 I108—1,10%| or 06 | Ale 
, syt — L, 


Notierungen der Kommission der 
Berliner Metallbörse: 

Slandandblere TPO ah 

Originalhüttenaluminium 93—99% in 


0,33—0,33 1/2 0,341/2—0,35 


| | 
0.35%—ÜB6'% | 0,351/2—0,36 0,351, 0,36" 


Blocken- Walz- oder Drahtbarren . 1,90 1,90 1.90 1.90 
do. in Walz- oder Drahtbarren 99% . 1,94 1,94 194 To 1,90 
Banka-, Straits-, Australzinn™ . , ` 154* | 151* 154* 147 50* 1,94 
Reinnickel 98—99% - 350° | 350 3,50 350 m146* 
Antimon Regulus , mi 0,61—0,63 | 0,59—0,61 | 0,59—0,61 | 057.059 3,50 
Silber in Barren, ca. 900 fein 57,50—59,50 | 57,50—59,50 56,50—58,50 5550—57 | „0,57—0,59 
Gold (Freiverkehr} per Gramm . 2,80—2,82 | 2,80--2,82 280—289 280 , Bl) 32,00—54,00 
Platın (Freiverkehr) per Gramm 5,00—6,00 | 5,00-—-8.00 5,00-—7.00 oe er 
z > TE. 5 


* in £ für 1 cngl, t. 
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Inlandmarkt verzeichnete nur der Röhren- und auf 
dem Auslandmarkt der Edelstahl-Verband, bei dem 
dann aber im Mai ein erheblicher Beschäftigungs- 
fückgang eingetreten ist. Eine jahreszeilliche Be- 
lebung des Drahtgeschäftes hat nicht über Mitte 
April hinaus gedauert, und auch hier blieben die 
Umsäße um 20 bis 30 v.H. unter den vorjahrigen. 
Seither ist aber wieder völlige Geschäftsstille ein- 
getreten, den Auslandmarkt hat man durch wieder- 
holte Herabsekung der Exporisäße auch noch nicht 
zu beleben vermocht, und was das Rohprodukt an- 
geht, hat der internationale Walzdrahtverband sein 
Erzeugungskontingent erheblich eingeschränkt. 

Bei den anderen Erzeugnissen stagnieren die 
Auslandmärkie ebenfalls, und selbst in Frankreich, 
wo die Beschäftigung immer noch als günstig be- 
zeichnet wird, ist ein Rückgang festzustellen. Am 
schlimmsten liegt, wie schon seit Monaten, das 
belgische Geschäft: die Werke liegen zeitweise m 
weitem Maße still, und die Mindestpreise der Inter- 
nationalen Rohstahlgemeinschaft für den Export 
werden hier nur eingehalten, indem man die Auf- 
träge an syndizierten Erzeugnissen mit solchen für 
nicht syndizierte kombiniert und diese entsprechend 
billiger berechnet. Die IRG. hal sich nicht veranlaßt 
gesehen, das Produktionskontingent, das offiziell 
um 10 v.H. unter der Erzeugung des Oktober 1929 
liegt, weiter herabzuseßen, weil die tatsächliche 
Einschränkung der Erzeugung in allen angeschlosse- 
nen Ländern, außer Frankreich, bereits erheblich 
unter dem offiziellen Kontingent liegt. 


In Deutschland ist die April-Erzeugung ungefähr 
auf den Stand des ersten Halbjahres 1926 zurück- 
gegangen, ehe der englische Bergarbeiterstreik 
seinen Einfluß ausübte. Sie ergab an Roheisen 
901 358 1 gegen 1007576 1 im März, arbeitstäglich 
30045 t gegen 32502 1. An Rohsiahl wurden 
1033383 P gegen 1201835 t im März erzeugt, 
arbeitstäglich 43 058 1 gegen 46 224 L und die Walz- 
werksleistung betrug 737355 1 gegen 836 808 t im 
April, arbeitstäglich 50 723 £ gegen 32185 t, wozu 
noch 92253 t zum Absak bestimmten Halbzeuges 
gegen 93 226 t im März kamen. Der starken Senkung 
der Produktion entsprachen forigesekte Stillegun- 
gen und Feierschichten bei den Vereinigten Stahl- 
werken und anderen Konzernen, die auch im Mai 
weiter notwendig geworden sind. 

Bei dieser andauernd ungünstigen Gesamtlage 
ist die deutsche Eisenindustrie zu der Ueberzeugung 
gelangt, daß nur eine Preisherabsekung zu einer 
Wiederankurbelung des stockenden Absakes führen 
kann. Neben einigen Presseäußerungen sind Aus- 
führungen des Generaldirektors der Vereinigten 
Stahlwerke, Dr. Vögler, auf dem Eisenhültentage in 
Düsseldorf viel bemerkt worden, die sich ent- 
schieden für eine Senkung des gesamten deutschen 
Preisniveaus aussprachen. Was die Eisenerzeug- 
nisse angeht, ist ein erster Ansak in dieser Rich- 
tung bei den Ueberpreisen für Qualitätsmaterial 
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gemacht worden, wo der Stahlwerks-Verband die 
bestehenden Preisbindungen auch für solche Er- 
zeugnisse, deren Preis mehr als 17,50 RM über den 
Syndikatssäßen liegt, aufgehoben hat. Eine weiter- 
gehende Preissenkung glaubt die Eisenindustrie 
jedoch bei der Starrheit aller anderen Selbstkosien- 
faktoren nicht ohne gleichzeitige Lohnsenkung, 
wenigstens bei den Akkordsäken, durchführen zu 
können, die überall erheblich über den Tarıflohnen 
liegen. Die darüber bei Gelegenheit der Erneue- 
rung des Rahmentarifs in der nordwestlichen Eisen- 
industrie gepflogenen Verhandlungen haben auch 
zu einem dahin zielenden Schiedsspruch des Schlich- 
ters geführt, dessen Annahme die Gewerkschaften 
aber zu der Zeit, wo dieser Bericht in Druck ging, 
noch enischieden von sich wiesen. 


Von der Verbandsseite her sucht man den 
Schwierigkeiten der Lage durch weitere Ausgestal- 
tung der Kartelliertung beizukommen. Die Ver- 
längerung des deutschen und des kontinentalen 
Röhrenverbandes auf die Dauer der anderen Ver- 
bände bis 1940, steht allerdings noch immer aus, 
und beim Drahtverband, der Ende dieses Jahres ab- 
läuft und bis Ende September erneuert werden muß, 
ist eine Einigung über die Weiterführung noch nicht 
erfolgt; sie ist die Voraussekung der Wiederbilduny 
eines internationalen Drahtverfeinerungsverbandes, 
die im übrigen günstige Aussichten hat. Der Fein- 
blech-Verband ist durch den Beitritt des lekten 
Außenseiters vervollständigt und wird durch die 
angekündigte Gründung eines neuen Feinblechwalz- 
werkes unter holländischer Beteiligung kaum be- 
droht. Der Vollendung nahe soll ein Verband fiir 
kaltgewalztes Bandeisen sein; die Internationale 
Bandeisenvereinigung harrt noch des endgültigen 
Ausbaus. Bei der Internationalen Rohstahlgemein- 
schaft dauern die schwierigen Verhandlungen über 
ihre Erneuerung und Ausgestaltung auf neuen 
Grundlagen fort, da das bisherige Verbandssystem 
durch die faktische Aufhebung der Strafzahlungen 
durchlöchert ist. Nachdem man zuvor den allge- 
meinen Vertrag bis Ende September verlangert 
hatte, hat man jekt, um Zeit für die endgültige Bil- 
dung der Verkaufsverbände zu gewinnen, auch den 
Termin für den Ablauf der seit Frühjahr bestehenden 
Verleilungsstellen bis zum Jahresschluß hinausge- 
schoben. Unterausschüsse für die Gestaltung der 
einzelnen Verbände sind eingesekt; die Bildung 
nationaler belgischer Verkaufssyndikate für Halb- 
zeug, Träger, Siabeisen und Bleche darf als Vor- 
läufer für die endgültige Bildung entsprechender 
internationaler Verbände gelten. Mit dem eng- 
lischen Eisengroßhandel hat man eine Einigung über 
die Exporte nach Groß-Britannien unter Begründung 
einer Verkaufssielle in London getroffen. In der 
Einsekung einer Verkaufsstelle der amerikanischen 
Stahlausfuhrvereinigung im Haag scheint man eine 
besondere Bedrohung des europäischen Geschäfts 
nicht zu erblicken. 
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q 3 ` 
schnitt 1.5.1930 540: 9.5 15.5. 20.5 26:85: 
aa | 
Te ee a Nut 29 
London: 
Silber loco!) 2T 19,50 19,561/4 19,50 19,00 18,811, 18,25 
Liere tidh mi 19,43% 19,50 19,43% 18,93% 18,75 18,18% 
QO A ca.85,00| 12509 84,11% 84,111 84,11% 84,11 84,11%, 
Platin) 9.25 n E TE 8,75 875 875 8,75 
50,75 bis 49,50 bis | 51,25 bis 55,25 bis en a bis | 5425 5437 
Kupfer per Kasse?) 59.11,3 51,00 49,75 | 91375 a LEY ; 
503712 bis | 49,50 bis 51,183/4 bis 55,00 bis 53,75 bis 54,121/, bis 
er3 NISHA Ten) 60.7,9 50,50 | 49,621/2 51,25 55,121/; 53,871/, 54,25 
; ar selected‘) | 64.8,8 | 60,00-61,25 | 59,50—60,75.| 56,00—57,25 | 59,00—-60,25 | 60,00—61,25 60,00—61,25 
" | | à 87,00 87,00 87,09 I 
ian k a 92,00 92,00 | j 
X 501 62.56 | 60,00-65,00 | 59,00—63,00 | 57,00—59,00 | 60,00—61,50 | 60,50—61,50 60,50—61,50 
Ble>) 18.13,9 17,433/4 17,00 | 18,00 17,87 1/2 17,68% 18,121, 
Zink?) 23.6,8 16,6212 16,25 | 16,98% 16,37% 16,871: 16,75 
151,50 bis 148,75 bis | 1454121 bis | 147,50 bis 141,75 bis | 141,871/; bis 
Zinn?) 151.2,9 151,62!/2 148,87 1/2 145,25 147,75 141,87°/z 142,00 
I 
in: ) 
Aluminium | 
Inland) . . | $ 82,00 95,00 | 95,00 95,00 95,00 95,00 95,00 
Daun 100,00 | 10000 100,00 100,00 100,00 100,00 
New York 
Silber Ausland’) . 54,811 42,25 42,50 41,75 40,75 40,25 39,25 
Kupfer ElecirolyP) . | 13,602 14,00 | 14,00 12,50 13,00 13,00 13,00 
Blei?) ? 3,862 5,50 5,50 5,50 5,60 5,60 5,60 
Zink?) 5,213 4,70 4,70 4,6217, 4,6212 4,65 4,65 
Zinn? 34,30 33,36 73350 32,00 32,50 32,10 31,70 
nn?) ’ 5 l 
London: 1) in d illr 1 Unze 925 fein. ?) In šh für 1 Unze. 3) In £ für it, Yin £ für 1 Unze; 


New York: 1) In cts für 1 Unze. 2) In cts für ilb. 


Die Lage des Metallmarktes 
im Mai 1930. 
Von Fachseite wird uns geschrieben: 
Die unklare und schwankende Politik, die das 
Kartell ım Berichismonat verfolgt hat, hat eine 
slarke Beunruhigung auf dem Markt hervorgerufen. 
Nachdem das Geschäft anfänglich durch die Preis- 
ermäßigung eine wesentliche Anregung erfahren 
hat, wirkte die spätere Preissteigerung wieder un- 
günstig auf das Geschäft, da die Konsumenten, 
nachdem sie sahen, daß weitere Erhöhungen offen- 
sichtlich nicht beabsichtigt seien, wieder stärkere 
Zurückhaltung an den Tag legten. 
Auch das Altmetallgeschäft, das vorübergehend 
lebhafteren Charakter angenommen hatte, 


inoffizielle Notierung. 
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an raffiniertem Kupfer stellen jeßt mit rund 301 000 


shorl-lons ungefähr die 
dar. 


Ermäßigung 
vorigen Monat vorgeno 


d 


eine Erhöhung auf 13,05 
13,50 cts. per Ib. Auf d 
seither gehalten worde 


Siandardmarkt größeren Schwankungen. 
vorigen Monat zu verzeichnenden 
um rund 20 £ per ton bis auf 50/, 
in der ersten Woche des laufend 


weitere Ermäßigung bis 


Produktion von 10 Wochen 


— Der Kupferpreis wurde nach der ersten 
auf 14,30 cis. per lb, die bereits im 


mmen wurde, noch weiter 


bis auf 12,80 cls. per lb herabgesekt. Bereits in 
er zweiten Woche des Monats Mai erfolgte wieder 


cis. per lb und später auf 
iesem Niveau ist der Preis 
n. Dagegen unterlag der 
Dem im 
Preisrückgang 
£ per ton folgte 


en Monats eine 
auf 48°); 


wieder nach. 


ließ 


Kupfer. Die Aprilstatistik, die wohl mit einen 
Anlaß zu der Herabsekung der Preise gegeben hat, 
wies eine Zunahme der Bestände an raffinierjiem 
Kupfer um rund 45000 short-tons auf, bei einem 
Rückgang der heimischen Ablieferungen um rund 
23500 shori-tons auf rund 50.000 shori-tons und 
der Exporle um rund 1500 Short-tons auf rund 
29000 short-tons, während die Kupferproduktion 
nur einen Rückgang um rund 2000 short-tons auf 
rund 125000 short-ions erfahren hat. Die Bestände 


folgte ein Umschlag, in de 


£ per lon. Dann 
ssen Verlauf die Notiz 


bis auf 577, 


£ per lon anzog. 


Nach einer erneuten 
£ per Ion notierte 
Mai wieder 54 £, 


Abschwächung bis auf 537/s 
Ständardkupfer am 22. 


Zinn halle auch in diesem Monat wieder ein 
weiteres Abgleiten der Preise zu verzeichnen. 
Nachdem sie noch in der lekten Woche des Vor- 
monals von rund 160°/s £ per ton bis auf 153 £ per 


lon gesunken waren, gingen sie in diesem Monal 
weiter bis auf 142°/s £ per ton zurück 
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holung 143% £ per ton. Die Aprilstatistik hat ein 
erhebliches Anwachsen der Vorräte um fast 4000 1 
auf rund 36000 t ergeben, und alle Meldungen 
über Produktionseinschränkungen haben bisher eine 
Stabilisierung des Marktes nicht herbeizuführen 
vermocht. 

Blei hat eine ähnliche Entwicklung wie die 
übrigen Metalle durchgemacht. Nach einem Rück- 
gang von 17's £ per ton bis auf 17 £ per ion 
konnte Blei in der vorigen Woche bis auf 18% £ 
per ion anziehen und sieht gegen Ende des Be- 
richtiszeitraums wieder auf 17’/s £ per ton. Die 
Nachfrage seitens des Konsums war zeilweilig leb- 
hafter, jedoch sind die Zufuhren nach wie vor sehr 
reichlich. Im großen und ganzen kann man den 
Markt jedoch als gesund bezeichnen. In New York 
wurde die Notiz von 5,50 cts. auf 5,60 cts. per lb 
erhöht. 

Zink konnte nach einer vorübergehenden Z: 
kung von 16°/s £ per ion bis auf 16 £ per ton sich 
auf 17%/s £ per ton erholen und schließt mit 16°s $ 
per ton, während die Notiz in New York nach einer 
Ermäßigung von 4,70 cts. per lb bis auf 4,60 cis. 
per lb am Ende des Berichiszeitraums wieder 
4,62% cls. per lb lautet. Der Konsum ließ hier 
nach wie vor zu wünschen übrig bei unvermindert 
reichlichem Angebot. Auch die erhebliche Verbilli- 
gung, die Zink in den lekten Monaten erfahren 
hat, konnte hier eine wesentliche Anregung nicht 
schaffen. 


Vom Wollmarkt. 


Von Fachseite wird uns geschrieben: 

In die abgelaufene Berichtsperiode fiel am 
13. Mai der Beginn der Ill. Serie der diesjährigen 
Londoner Kolonial-Wollversteigerungen. Die Er- 
öffnung bestätigte die in den lekten Wochen auf den 
Kolonialmärkten wie auch im disponiblen Zug- 
markte etablierte Wertbasis. Bei reger allgemeiner 
Kaufbeteiligung fand das Angebot glatt Aufnahme. 
Der zu Anfang gemeldete Aufschlag gegenüber den 
Märzschlußpreisen von 7%% bis 10% für Merinos 
und Croßbreds erfuhr im weiteren Verlaufe der Ver- 
steigerungen eine erhebliche Versteifung. Die Nach- 
frage, sowohl für Merinos, als auch für Kreuz- 
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zuchten, hat eine ständige Verallgemeinerung und 
Zunahme erfahren. Dringender Deckungsbedarf der 
europäischen Industrie führte zu lebhaftestem Welt- 
bewerb und das lägliche Angebot wird flott ver- 
kauft. Als Haupfkäufer für gute und mittlere Merinos 
treten die mitteleuropäischen Kammgarnspinner auf, 
während die starke Nachfrage seitens Englands den 
Kreuzzuchten zugute kommt. Die Vereinigten 
Staaten bewilligen für die gröbsten Kreuzzuchten 
die höchsten Preise, so daß die kontinentalen Inter- 
essenien dafür qlalt ausgeschaltet werden. 


In Australien nahmen die Versteigerungen in 
Sydney und Melbourne einen außerordentlich flotten 
Verlauf. Als Haupikäufer tri außer Frankreich 
Japan auf, während Deutschland und England in 
mäßigem Umfange tätig sind. Die Preise haben in 
den lekten Wochen dauernd angezogen. 


Vom La Plata meldet man, daß die Stimmung 
auf allen Märkten vorzüglich und die Tendenz 
äußerst fest ist. Die Auswahl nimmt von Woche zu 
Woche stark ab. Nahezu für alle Merinos macht sich 
lebhaftes Interesse bemerkbar. Die Preise sind 
weiter gestiegen. 


Auf den Kap-Märkten werden nur noch Sommer- 
wollen angeboten, für die in erster Linie Frankreich 
im Markte ist, und das Angebot wird schnell ab- 
gesekt. 

Die Wolle verarbeitenden Indusirien Europas 
haben von der Aufwärtsbewegung auf den Woll- 
märkten profitieren können, und zwar halten in 
erster Linie die Kammgarnspinner größere Eingänge 
an Neubestellungen zu verzeichnen. Die Aufträge 
ermöglichen eine dauernde Beschäftigung für die 
nächsten vier Monate, doch wird immer noch darüber 
geklagt, daß die Garnpreise nicht auskömmlich 
seien. Auch die Sirickgarnspinner sind durchweg 
gut mit Aufirägen versehen, und haben infolge- 
dessen größere Eindeckungen in Kammzug vorge- 
nommen. Die Kammgarnweber melden einen be- 
friedigenden Eingang von Winterorders, dagegen 
hat die Streichgarnindustrie immer noch unter dem 
ungenügenden Absak ihrer Fabrikate zu leiden, und 
selbst durch die Hausse auf den Rohwollmärkten 
ist vorläufig keine Besserung der Lage eingetreten. 


Uebersee-Notierungen von Wolle 
{auf Grund fachmännischer Information). 


31.7.1914 
M. 20,43 


1 =M Berliner Kurs 


Austral A/2A fleeces, Schweißwolle, lb 
etwas fehlerhaft, für guten A/2A 
Handelszug . . 27a 
Buenos Aires SEVO D 1 ‚gute 
Mutlerwolle, Spinnerqualitäl, wenig 
Kletien . LAA T Rn ..-. 15 


Die Preise verstehen sich cif Bremen bzw. Hamburg. 


15.2.1930 
20,36* RM 


| 2,805 


15. 3. 1930 15.4.1980 | 15.5.1930 
20,382 RM 20,37° RM 20,363 RM 
RMp.ky | d.p. Ib | RMp.kg | d. p.Ib | RMp.kg | d.p. Ib RMp.kg 
sie | 2 | 4781 | a5, | 4781 | 272 | 5,10 
14a | 2⁄2 15 | 2805 | 15% | 286 
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New York 


loko in cls. pro Ib. es Pr 
B M. p. kg 
remen 13,45 17,14 


loko in cłs. pro Ib. 


In England dauert der Streik der Textilarbeiter 
noch an, wodurch in vielen Fabriken ein regularer 
Geschäftsbetrieb außerordentlich erschwert wird. 


Vom Baumwollmarkt. 

Von Fachseite schreibl man uns: 

Seit dem leklen Bericht ısi der Baumwollmarkt 
nur geringen Schwankungen unterworfen gewesen, 
und man hat selten einem Artikel so wenig Interesse 
enigegengebracht wie gerade jest der Baumwolle. 

Einer der maßgebenden Gründe dafür ist wohl 
das Farmboard. Die Andienungen auf Maikontrakte 
werden ungefähr die Höhe von 550000 Ballen er- 
reichen, und es besteht die Möglichkeit, daß sich bis 
Ende Juli leicht 2 Millionen Ballen an dieser Stelle 
ansammeln. Man kann annehmen, daß Eigner von 
Baumwolle ihre Bestände gegen Julikontrakte an- 
dienen, um sich die hohe Julipramie zu sichern. 
Auch der amerikanische Spinner mag möglicher- 
weise seine unverbrauchten Vorräle auf den Markt 
werfen, um sich dafür neue Ernte-Kontrakte erheb- 
lich billiger zu sichern. Die Frage ist, ob diese 
Baumwolle dann von dem Farmboard gehalten 
werden soll, bis die Preise endlich einmal so sind, 
daß die Beslände ohne Verlust abgestoßen werden 
konnen. Wieviel ist das Farmboard noch in der 
Lage aufzunehmen? Das alles sind Fragen, die 
heute noch nicht beaniwortet werden können, wahr- 
scheinlich auch von dem Board selbst nichl. In die 
Kreise der Baumwolle verarbeitenden Industrie und 
des Handels wird durch diese willkürlichen Eingriffe 
ın das Gesek von Angebot und Nachfrage eine große 
Unsicherheit getragen. Die Tatsache, daß das Farm- 
board „a la Hausse“ ist, kann jedenfalls bei einer 
etwaigen schlechten Entwicklung der neuen Ernte 
einen heftigen Druck nach oben ausüben. 

Ueber die Fortschritte der neuen Ernte ist bis 
jest wenig zu sagen; es sind wie immer zu dieser 
Jahreszeit die normalen Klagen. Zuviel Feuchtig- 
keit in einigen Bezirken hat die Felder vergrasen 
lassen, wodurch erneutes Umackern und frische An- 
pflanzungen notwendig werden. Die Klagen über 
den Bollweevil sind bis jekt sehr gering. Ueber die 
Arealreduktion hört man verschiedene Meinungen; 
die Schäkungen liegen zwischen 2% und 5%. Die 
Monate Juli und August sind erst entscheidend für 
die neue Ernte, 

Die vom Zensusbüro veröffentlichten Zahlen über 
den Konsum in den Vereinigten Staaten sind be- 
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Baumwollpreise im Mai 1930. 
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zeichnend für die schlechte wirtschaftliche Lage ın 
Amerika. Der Konsum beirug im April 532.000 Ballen 
gegen 509000 im März und 632000 Ballen zur 
gleichen Zeit 1929. Die Verbrauchsziffer amerika- 
nischer Baumwolle in den Vereinigten Staaten von 
August 1929 bis April 1930 wurde auf 4 856 000 Ballen 
geschäkt gegen 5306000 Ballen zur gleichen 
Periode 1928/1929. Falls der Konsum die noch kom- 
menden lekten drei Monate ebenso hinter dem vor- 
jährigen zurückbleibt wie die vergangenen fünf Mo- 
nale, so würde dies einem Totalverbrauch von 
6350000 gegen 7190000 Ballen im lekten und 
0 654 000 Ballen im vorleblen Jahre entsprechen. 


Der Export aus den Vereinigten Staaten betrug 
von August 1929 bis April 1930 6115000 Ballen 
gegen 7 189 000 Ballen im Vorjahre. Wenn der Ex- 
pori in den kommenden Monaten ebenfalls geringer 
ist als im Vorjahre, wie es im April der Fall war, 
SO wiirde dies einen Totalexport von 6 650 000 Ballen 
bedeuten gegenüber einem solchen von 8 038 000 in 
lekter und 7 529 000 Ballen in vorleßter Saison. 

Das Geschäft auf dem Kontinent liegt ebenfalls 


schlecht, ausgenommen vielleicht Frankreich; in 
England wirken die indischen Unruhen besonders 
lahmend. 

Zur Lage 


der sächsischen Textilindustrie. 


Aus Chemnik wird uns geschrieben: 

In der Baumwollspinnerei ist die Geschäftslage 
unverändert ungünstig. Betriebseinschränkungen 
haben Sich noch stärker notwendig gemacht, und es 
ist charakteristisch, daß bereits zwei größere Spin- 
nereien vorsorglich Stillegungsantrag gestellt haben, 


wozu sie der Mangel an Aufträgen bzw. Abruten 
gezwungen hat. 


In der Kammgarnspinnerei hal die seit April be- 
merkbare Tendenz, den billigen Wollpreis | 
nuken, zu einer weiteren Be 
geführt. Im Zusammenhang 
die Preise gebessert 
Rohstoffpreissteigerun 


friedigendes Bild festzustellen. 
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Baumwollen-Garn- und Gewebe-Preise. 
Preise in Dollarcents (gemäß den Stuttgarter Börsennolierungen). 
5.3.30 19.3.30 | 2.4.30 16. 4. 30 7.121. 5. 30 
ee Te a 7” PP S n — __ _ _ _ | E CCC—— 
| | 
| 
Engl. Trossel, Warp- und Pinkops | 
Nr.20 . . cis. pro kg 1,80—1,86 62—64 63—65 64—66 63—65 62—64 
dol NEO IE Ra nr 2,06—2,12 73—75 74—76 75—77 74—76 73—75 
dgl aNp 36 A EA N ry or 2,14—2,18 75—77 76—78 77—79 76—78 75—717 
Engl. Pinkops Nr. 42 . . » u» 2,14—2,18 78—80 79—81 80—82 79—81 78—80 
Baumwollgewebe 
88 cm Cretonnes | 
16/16 pr. X frz. Zoli aus 20/20 „ „ m | o29—030 | 11,2—11,4 | 11,8—11,5 | 11,4—11,6 11,4—11,6 | 11,1—11,3 
88 cm Renforcés | 
18/18 pr. % frz. Zoll aus 30/30 , » » x 10,3—10,6 | 104—106 | 10,5—108 | 105—108 | 10,2—10,5 
92 cm glatte Cattune od Croisés | | 
19/48 pr. ⁄4 frz. Zoll aus 36/42 „ „ „ | 0,22%4—0,23 8,7—8,9 8,9—9 8,9—9,1 8,9—9,1 8,6—8,8 
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In der Möbelstoffweberei verläuft das Geschäft 
sehr ruhig, und der Auftragseingang is} ausge- 
sprochen spärlich, wenn man auch in dieser Jahres- 
zeit immer mit einer gewissen Geschäftsstille 
rechnet. Es haben sich sogar Arbeiterenllassungen 
notwendig gemacht. Da jedoch in dieser Branche 
keine Ueberproduktion vorhanden ist, so isi eine 
krisenhafte Zuspikung der Lage nicht zu befürchten, 
und es ist eher anzunehmen, daß man für den Fall 
einer allgemeinen Belebung der Kaufkraft mit einer 
Besserung rechnen kann. 


In der Sirumpfindustrie hat das Exporigeschaft 
eine gewisse Belebung erfahren; dagegen ist von 
einem Anziehen des Geschäfts auf dem deutschen 
Markte noch wenig zu spüren. Offensichtlich ist 
aber die ungesunde Preisschleuderei, trob des 
weiter vorhandenen Absakmangels in gröberer und 
mittlerer Ware, im Abflauen begriffen. Die auch in 
lekter Zeit wieder eingetretenen Zahlungseinstel- 
lungen verschiedener Fabrikanten mahnten zur Vor- 
sicht in der Kalkulation und zwangen zur Einschrän- 
kung der Betriebe, wenn ein gewisser Mindestpreis 
nicht erzieli werden konnte. Allmählich scheint je- 
doch das Interesse der Abnehmer zu den Fabri- 
kanten zurückzukehren, die auch im Höhepunkt der 
Krisis das Prinzip solider Geschäftsführung nicht 
verlassen haben. 


In der Trikotagenindustrie ist der Aufiragsein- 
gang für das Wintergeschäft bis jekt zufrieden- 
stellend gewesen, wenn er auch die Höhe des Vor- 
jahres im gleichen Zeitraume noch nicht erreicht hat. 
Die Bestellungen erfolgen sehr vorsichtig, da oft 
noch beträchtliche Läger in Winterware vorhanden 
sind. Die Industrie hält streng darauf, Aufträge 
nur von guten Kunden hereinzunehmen, um bei der 
schlechten Wirtschaftslage nicht Zahlungsausfälle zu 
riskieren. Aus diesem Grunde verzichtet man häufig 
auf Aufträge, die in normalen Zeiten hereingenom- 
men worden wären. Der Export liegt aus den be- 
kannten Gründen weiter darnieder, da im Auslande 


ee F 


nur zu äußerst scharf kalkulierten Preisen anzu- 
kommen ist. 

In kunstseidener Damenunterwäsche ist zurzeit 
noch qut zu tun, doch hat seit Ostern das Geschäft 
etwas nachgelassen, was um so mehr befremdet, 
als sonst immer in der Zeit vor Pfingsten das Haupt- 
geschäft in diesem Artikel stattfand. Der Zahlungs- 
eingang in der Trikotagenbranche wird noch immer 
als sehr mangelhaft bezeichnet, und Requlierungen 
nach vier bis fünf Monaten gehören nicht zu den 
Seltenheiten. 

In der Sioffhandschuhindustrie ist es ein klein 
wenig lebhafter geworden. Insbesondere bestellt 
das Ausland mehr, und zwar haupisächlich Nord- 
amerika. Im Inlandgeschäft ist, wie immer vor 
Pfingsten, etwas mehr Interesse zu verspüren, j€- 
doch lassen diese Ansäke einer Belebung des Ge- 
schäfts noch keine Prognose für die nächste Zu- 
kunft zu. I 


Zur Lage der Lausitzer Tuchindustrie 
im Mai 1930. 


Aus Forst wird uns geschrieben: 

In der Wirtschaftslage der hiesigen Tuchindustrie 
ist während des ersten Teils des Berichismonats 
eine Aenderung gegenüber dem Vormonat nicht 
zu verzeichnen gewesen. Dagegen haben sich im 
lekten Teil des Monats Anzeichen fur eine fort- 
schreitende Besserung der Wirtschaftslage bemerk- 
bar gemacht. Wenn auch zurzeit auf dem Arbeits- 
markt nur eine geringe Entspannung eingetreten isi, 
so ist doch anzunehmen, daß diese Entwicklung an- 
halten und im kommenden Monat zu einer nicht 
unerheblichen Entlastung des Arbeitsmarktes führen 
wird. Der Eingang an Aufträgen hat zugenommen, 
ist jedoch noch immer schleppend und uneinheitlich. 
Auch das Lagergeschäft hat eine gewisse Belebung 
erfahren. Die Preise sind nach wie vor sehr ge- 
drückt. Ueber die schleppende Zahlungsweise der 
Abnehmer wird nach wie vor Klage geführt. 
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Häutepreise im Mai 1930. 


(Preise in Reichsmark für leichte Häute aller Verwertungen, unbeschädigt.) 
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Die Lederwirtschaft im Mai 1930. 


Von Fachseile wird uns geschrieben: 

Auf dem Marktgebiel der Lederwirtschaft haben 
sich die Absakverhältnisse allgemein eiwas freund- 
licher gestaltet. Das Verirauen m die gegen- 
wärtige Marktlage breitet sich immer mehr aus und 
regt die Kauflust an, so daß das ganze Geschäft 
einen mehr regelmäßigen Charakter erhält. Es wird 
aber zumeist nur-der nächste Bedarf gedeckt, wäh- 
rend Käufe auf längere Sicht sehr selten sind. 

Am Häutemarkt hat sich die Preisbasis leichi 
nach oben verschoben, und zwar nicht nur in 
Deutschland, sondern auch in den übrigen euro- 
päischen Staaten und gegen Ende des Monats auch 
ın Nordamerika sowie am La Plata. Den stärksten 
Preisauftrieb auf den deutschen Auktionen haben 
Jungviehhäule zu verzeichnen, die bis zu 15% an- 
zogen; die schwereren Häute, welche das Gros des 
Angebotes darsiellten, gingen zwischen 5 und 10% 
höher, Kalbfelle in leichten Gewichten nahmen an 
der Aufwärtsbewegung nicht teil. 

Die Gerbereien arbeiten in dem bisherigen Um- 
fange, d. h. nicht in voller Ausnukung der Betriebe. 
Troß der besseren Nachfrage für Leder erfolgen die 
Einarbeitungen noch immer vorsichtig, wodurch nir- 
gends ein Ueberangebot hervortritt, Andererseits 
besteht aber auch, von Ausnahmefällen abgesehen, 
kein Mangel an Leder. Die Jahresabschlüsse der 
lederindustriellen Akliengesellschaften zeigen ein 
unlerschiedliches Bild. Während einige Betriebe 
Verlustabschlüsse vorlegen, können andere die ge- 
wohnte oder nur wenig ermäßigte Dividende aus- 
schülten. Bei den lekteren Gesellschaften handelt 
es sich um Oroßbetriebe, deren Fabrikate auf breiter 
Basıs eingeführt sind. Die deutsche Lederindustrie 
siehl auf dem Inlandmarkt fortgese&t in scharfem 
Wetlbewerb mit ausländischen Erzeugnissen, be- 
sonders in Unter- und Riemenleder. Gegen die 
günstigeren Produktionsbedingungen in den be- 
nachbarten Ländern bieten die noch aus der Vor- 
kriegszeit geltenden Zollsäße keinen Ausgleich, 

Die Schuhindustrie ist im großen Durchschnili 
gui beschäftigt, allerdings zumeist mit kurzfristigen 
Aufträgen für das Pfingstgeschäft, Auch hier gibt 


N 24./25. 4. 30 
Juli 1914 Be 


7.18. 5. 30 


12./13.5.30 | 15./16. 5. 30 26./27. 5. 30 
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0.6412—0602 — 078 | O71% 0,76—0,761/, 
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| s i = 046 | 048% 
0,71—0,73 | 08 | 0m | 0,76— 0,764 

0,94 11,31% —1,371) 1,00 | 0,98—1,05 
i | 1840—1940 17,00 | _ 
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eS, wie in der Lederindustrie, guigehende Groß- 
beiriebe und andere, die nur schwach und un- 
rentabel arbeiten. Sehr günstig hat sich im laufen- 
den Jahre der Export in Lederschuhwaren entwickelt, 
bei gleichzeitigem starken Rückgang der Einfuhr. 

In der Lederwarenindusirie ist die Beschäftigung 
eiwas besser geworden, besonders begünstigt die 
beginnende Reisesaison das Koffergeschäft. Von 
den übrigen Artikeln dieses Fabrikationszweiges 
Stehen noch Ledergürtel gegenwarlig in guter Nach- 
frage. Im allgemeinen kann gesagt werden, dak 
die millleren Preislagen am besten gehen. 


Die Lederhandschuhindustrie hat noch keine 
wesenlliche Aenderung ihrer unbefriedigenden Ge- 
schäftslage zu verzeichnen. Abgesehen davon, daß 
die Aufträge aus Nordamerika nur spärlich ein- 
aehen, wird der Absak auch im Inland durch 
tschechische und französische Konkurrenz immer 
mehr erschwert. Der Reichsverband der Leder- 
handschuhfabrikanten is} deshalb um eine Erhöhung 
des deutschen Einfuhrzolles auf Lederhandschuhe 
vorsiellig geworden. 

Leder für Sportartikel gehen saisongemäß 
besser. Bekleidungsleder werden vorwiegend in 
billigeren Preislagen verlangt. Satilerleder, sowohl 
für Möbel- und Polsterzwecke, wie auch für Ge- 
schirre und Wagenbau kommen über einen mäßigen 
Umsak nicht hinaus. Ledertreibriemen und tech- 
nische Lederartikel verzeichnen eınen Schwache 
Geschäftsgang, wozu bei ersteren noch 
drückte Preise treten, 


n 
sehr ge- 


Lederpreise im Mai 1930. 


Kölner Lederbörse 


270285:/9. 9.116.193, 
19.126. 3., u 

2.4.30 5.30 
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I 3 je kg RM je k 
Sohlleder in Hälften . 4,30—5,00 wd o 
Zahm Vache in Hälften 3,80—4,10 |3 70 410 
- `. 7 

do. in Kernstücken . 9,35 — 5,95 5,35—5 95 
: ! qFuü RM 1 qFaü RM 
Kr schwarz , 1,27—1,37 | 1,22—1,32 
oxcalf, schwarz | 1,58—1,68 1,56—1,65 
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Getreide- und Mee s im Mai 1930. 


New York (cts. pr. Bushel) | 

Weizen (Rotwinter) 1187/s 1221/5 1237/s 1215/s 1231/2 124/4 

Weizen (Hartwinter) . . 105%/a 108%/s 111Ya 110% 1103/4 113% 
Mais loko ... JE 885/8 881/4 90 897/s 881/4 911/8 
Chicago (cls. pro Bushal) 

Roggen . . ) 57 591/; 58 581/4 605/2 
Berlin (Reichsmark > Er (30. 5.) 

Weizen . 3 286 —290 282—284 | 282—284 | 290—292 290—292 298 —299 

Roggen 164,30 159—165 158—166 | 162—170 | 169—177 169—177 172—177 

Braugerste 182,80 192—203 | 190—202 | 190—202 | — — = 

haters e: E 162,20 160—166 | 152-161 | 151—160 152—162 150 —160 — 

Mais loko Berlin . . . — = | — — | — — 
Weizenmehl (100 kg mit | | 

Sack frei Berlin) a 26,90 B13/4—40 311/2—40 311/,—2395/4 32—40) !/4 32—40 821/2—40!/2 
Roggenmehl (100 kg mit | | 

Sack frei Berlin) ° 20,85 231/—261/4 | 23—25% | 23 —253/4 | 223/4 —259/4 | 221/4—251/2 | 21,90 —25,40 


Vom Getreidemarkt. 


Obgleich die hauptsächlichsten europäischen Zu- 
schußgebiete im Monat Mai eine größere Aufnahme- 
bereitschaft bekundeten, unterlagen die internatio- 
nalen Getreidemärkte häufigeren Preisschwankun- 
gen, da Witterung und Ernteaussichten in verstärk- 
iem Maße die Tendenz des Welimarktes beem- 
flußten. Während in Europa — mit Ausnahme von 
Rußland — der Saatenstand im allgemeinen bei 
reichlichen Niederschlägen als günstig angesehen 
wird, lauteten die überseeischen Meldungen zuerst 
nicht einheitlich, doch besserten sie sich zum Mo- 
natsende. In den Vereinigten Staaten wird die An- 
baufläche amtlicherseits niedriger eingeschäkt; dem 
steht eine Ausdehnung in Australien gegenüber, das 
aus diesem Grunde auch mehr Ware anbot, zumal 
die Nachfrage Indiens nachließ, das seine dies- 
jährige Ernte auf 10,1 Mill. t gegen 8,7 Mill. t im Vor- 
jahre schäkt. In Kanada wurde die Frühjahrsaus- 
saat beendet. — Zur Entlastung des Weltmarktes 
Irug weiter die Abnahme der argentinischen Ver- 
schiffungen infolge geringer Qualität bei, so daß 
der kanadische Pool und das Farmerboard erheb- 
liche Mengen in Europa unterbringen konnien. 
Manitobaweizen wurde vornehmlich von Halien, 
Holland und England gekauft; auch in Deutschland 
zeigte sich Interesse für diese Ware. In Weti- 
bewerb mit dem überseeischen Weizen siand fran- 
zösischer Weizen, der auf dem Kontinent quie Ab- 
sakmöglichkeiten hatte, da er, begünstigt durch die 
französische Exportprämie, zu vorteilhaftem Preise 
angeboten werden 'konnte. Gegen Monatsende 
nahm das französische Angebot ab. Die Erhöhung 
der französischen Getreidezölle und das Einfuhr- 
verbot Spaniens erschwerten ‘den Absak über- 
seeischer Ware. Die Stetigkeit der Marktlage, die 
sich in der zweiten Maihälfte entgegen der günstigen 
Saatenstandsberichte durchsekte, ist vor allem auf 
die Abnahme der sichtbaren Vorräte in den Ver- 
einigten Staaten und in Kanada zurückzuführen. 


Um so mehr wird die Preisbildung in der Zeit bis 
zur Verfügung der neuen Ernte vom Bedarf des 
europäischen Konsumgebietes abhängig sein, ob- 
wohl dieser Zuschußbedarf jet noch nicht erkenn- 
bar ist. 

Die deutschen Weizenmärkie haben ihre fesle 
Grundiendenz dem Schußkzoll und dem Beimahlungs- 
zwang, der auch auf den Monat Juni ausgedehnt 
worden ist, zu danken, so daß die uneinheitliche 
Weltmarktiendenz nur gelegentlich spürbar wurde. 
— Das Geschäft blieb bei kleinem Angebot ohne 
Umsäße. Der Mehlabsak befriedigte ebenfalls nicht, 
da die Unternehmungslust weiter gering blieb; erst 
zum Monalsende irat eine Besserung ein. Die 
festere Weltmarkllage und einige Nachfrage aus 
der Provinz führten zu einer leichten Befestigung 
der Inlandmärkte, so daß die Weizennotierungen im 
Mai langsam von 286—290 RM bis auf 298—299 RM 
stiegen. — Der Saatenstand befriedigte und machie 
im Verlauf des Monals bei günstigen Witterungs- 
verhällnissen gute Fortschritte. 


Auf die Eniwicklung des deutschen Roggen- 
marktes drückten die noch immer beträchtlichen Vor- 
rate, so daß die Roggenpreise wieder eine rück- 
läufige Tendenz halten, da auch seitens des Welt- 
marktes keine Nachfrage vorlag. Erst als die 
Stukungskäufe einen größeren Umfang annahmen, 
erholten sich die Preise. Ohne Einfluß auf die 
Preisgestaltung blieb die Wertheraufsekung des 
Einfuhrscheines. Die Notierungen vermochten sich 
erst weiter zu befestigen, als neben der Tätigkeit 
der Stukungsgesellschaften größere Mengen von 
vergalliem Roggen als Futtermiltel Verwendung 
fanden. Die zunehmenden Roggenangebote konnten 
jedoch nicht immer aus dem Markt genommen wer- 
den. Als gegen Monatsende russischer Roggen 
billig auf dem Weltmarkt abgegeben wurde, erhöhte 
die Regierung den Roggenzollsak um 6 RM auf 
15 RM je dz mit Wirkung ab 26. Mai, um dadurch 
den Absak dieser russischen Ware im Inland mog- 
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lichst zu verhindern. Der Mehlkonsum erfolgte nur 
zögernd und schr langsam. Auf Grund der wirt- 
Schaftspolitischen Maßnahmen notierte Roggen am 
Monatsende 172-177 RM je dz gegenuber 160 bis 
163 RM am Monatsanfang und 153—161 RM am 
8. Mai (dem niedrigsten Preisstand im Mail. Die 
Preisspanne zwischen den beiden Broigelreiden hat 
sich kaum verändert und stellte sich auf 126 RM 
gegen 120 RM je dz Ende April. 

Die Zurückhaltung Europas drückte sich auch an 
den internationalen Futtermittelmärkten aus, die 
über ungenügende Nachfrage klagten; auch der 
Wegfall der deuischen Nachfrage wurde spürbar. 
Das deutsche Gerstegeschäft verlief bei geringem 
Bedarf im Mai ruhig. Braugerste wurde kaum ge- 
handelt. Die Erhöhung des Einfuhrscheines war auf 
die Marktlage ohne Bedeutung. Um die russische 
Gersteeinfuhr zu unterbinden, wurde am 26. Mai der 
Zollsak für Fuitergerste um 2% auf 10 RM pro dz 
erhöht. — Das Hafergeschäft litt zum Monatsanfang 
unter der Unsicherheit der Marktlage. Die Umsäke 
und Preise gingen zurück. Die Werterhöhung des 
Einfuhrscheines von 6 auf 9 RM ab 13. Mai für ein 
Kontingent von 50.000 } hielt die fallende Tendenz 
nicht auf, zumal am Weltmarkt keine Absakmöglich- 
keit vorhanden war. Auch auf ermäßigter Preislage 
dauerte die Zurückhaltung des inländischen Kon- 
sums an, und die Umsäße waren bei vermehrtem 
Angebot unbedeutend, so daß die Hafernotierung 
Ende des Monats eingestellt wurde. — Für Mais 
zeigte sich gleichfalls keine besondere Nachfrage, 
so daß die Notierungen am Welimarkt sich wenig 
geändert haben und eher eine nach unien zeigende 
Tendenz hatten. 

Im handelsrechtlichen Lieferungsgeschäft waren 
keine großen Umsäßke; die Notierungen für spätere 
Sichten lagen niedriger. Am 30. Mai notierten: 


| Mai 1930 | Juli 1930 | Sept. 1930 
Weizen . = | 30912 —310%, 2721 —274 
Roggen 175—178 | 1811/2 184 
Hafer 147—151 14812—151 | 1521⁄2—155'/: 


Zur Lage des Viehmarktes. 

{Bericht der Viehzentrale G.m.b.H., Berlin-Friedrichsfelde.) 

Auch der Monat Mai hat auf dem Vieh- und 
Fleischmarkt noch keine nennenswerte Belebung 
gebracht. Die Gesamtzufuhren haben zwar keine 
wesentliche Zunahme erfahren, dagegen ist auf der 
ganzen Linie der Bedarf infolge der außerordentlich 
drückenden Wirtschaftslage weiter eingeschränkt 
worden, so daß dem Markt ähnlich wie auf anderen 
Gebieten, jedwede Stütze fehlt. Die Zahl der Ar- 
beitslosen hal sich im Gegensatz zu anderen Jahren 
nicht merklich vermindert, so daß schon aus diesem 
Grunde die Lage auf dem Vieh- und Fleischmarkt 
als sehr ruhig bezeichnet werden kann und infolge 
der ungeklärten Auswirkungen der seitens der Re- 


gierung beschlossenen Neuregelung der Ein- und 
Ausfuhr von einer Besserung noch nichts zu spüren 
Isi. Auf dem Gebiete der Schweineausfuhr war es 
möglich, den Export etwas zu steigern, dagegen hat 
dıe Einfuhr vom Auslande irok erhöhter Zölle keine 
wesentliche Abschwächung erfahren. 


Die Lage auf dem Rindermarkt muß daher, wenn 
auch nıcht ungunsliger als im Vormonat, immerhin 
als wenig befriedigend bezeichnet werden, ohne 
daß nennenswerte Preisveränderungen eingetreten 
waren. 

Auf dem Kälbermarkt gestalteten sich die Zu- 
iuhren zwar etwas geringer. Bei der anhaltend 
Schwächeren Kauflust war es nicht möglich, die 
Aprilpreise überall durchzuhalten. Die Tendenz hat 
vielmehr eine kleine Abschwächung erfahren. 


Auf dem Schafmarkt gestalteten sich die Zu- 
fuhren wieder größer, so daß auch hier in Ermange- 
lung entsprechender Nachfrage sich die Tendenz 
weıter abschwächte, iroßdem in der zweiten Hälfte 
des Monats Mai, infolge Erweiterung der Einfuhr- 
scheine, die Exporttätigkeit begünstigt wurde und 
von Woche zu Woche steigende Mengen ausgeführt 
werden konnten. Andererseits war es aber nicht — 
wie ım Vorjahre — möglich, um diese Zeit Export- 
geschäfte nach Rußland zu tätigen, so daß die 
Schafzüchter vergeblich mit einer günsligeren Kon- 
junklur rechneten. Infolge des verminderten Ver- 


brauchs ist daher die Lage auf dem Schafmarkt 
ebenfalls sehr gedrückt. 


Auf dem Schweinemarkt hat sich die Tendenz 
weiter langsam abgeschwächt, so daß, begünstigt 
durch die Erhöhung der Einfuhrscheinwerte, der 
Fxport erhöhten Umfang annehmen konnte. Ins- 
besondere war es möglich, den österreichischen 
Markt, der hinsichtlich der Preise am höchsten steht, 
regelmäßig wochenilich mit deutschen Schweinen 
zu beliefern. Auch sonst wurde eine weitere Ab- 
schwächung des deutschen Marktes durch eine 
erhöhte Fxporttätigkeit vermieden. Die Preis- 
gestaltung für Bacon am Londoner Markt reizt} dazu 
passende Ware dahin auszuführen, FeHe Ware 
blieb indessen vernachlässigt und bereite} deren 
Unterbringung nach wie vor manches Kopfzer- 
brechen, obzwar infolge der verminderten Einfuhr 


die Lage auf dem Fetimarkt etwas günstiger zu be- 
urteilen ist. 


Die Wilterungsverhältnisse für Viehzucht und 
-mast sind die denkbar günstigsten. Infolgedessen 
dürfte die erschwerte Gefrierfleischei 
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verwertet werden sollen. Rechizeitige Maßnahmen 
müßten allerdings schon jekt in die Wege geleitet 
werden, wenn der Versuch, die Märkte zu stüßen, 
Erfolg haben soll! 


Auf dem Zucht- und Nu&viehmarkt war die Lage 
nur wenig verändert. Die Kalamität auf dem Milch- 
und Buttermarkt ist noch nicht behoben, so daß 
auch die Umsätze an Milchvieh sich in engen Gren- 
zen bewegten. Für gule Qualitäten war der Absatz 
einigermaßen befriedigend, dagegen waren geringe 
Sorten sehr vernachlässigt und drückten die Preise. 
Für Magervieh besteht nach wie vor großes Inter- 
esse. Die Preise haben inzwischen eine Höhe er- 
reicht, bei der seitens der Mäster schon elwas Zu- 
rückhaltung geboten erscheint. 


Das Geschäft in Ferkeln und Läufern war wieder 
lebhafter. Nachfrage besiand auch für Expor- 
zwecke, so daß hierdurch die Preise eine weitere 
Stüße fanden, und das Angebot schlank Aufnahme 
fand. 


Auf dem Pferdemarkt war das Geschäft eiwas 
belebter, ohne daß große Umsäke stattfanden. 


Die Auftriebe auf den 36 bedeutendsten Schlacht- 


viehmärkten Deutschlands gestalteten sich wie 
folgt: 
April 1930 März 1930 
lebend | geschl. | lebend | geschl. 
ee er ee 
Rinder 109 690 9172 111 201 10 924 
Kälber 145 333 22 826 121 578 22 783 
Schafe 23.217 2 938 63 313 3438 
Schweine 478 897 8439 | 498 384 19 107 
Ci MEERE Su Ern EN atmen Q f 2; ` 0 SD 
April 1929 Marz 1929 
lebend | geschl. | lebend | geschl. 
Rinder 119412 11816 | 114472 14 313 
Kälber 136 680 27075 | 145 117 37 136 
Schafe 64 726 7112 70 354 7531 
Schweine 503 764 11971 | 519419 16 228 


Dem Schlachiviehmarkt auf dem Zentralviehhof 
Berlin waren zugeführt: 


Schweine 
Rinder | Kälber | Schafe | Markt- |Schlachlin. a 
auftrieb | zugeführt ausland. 
Mai 1930. . 
inkl. 23. Mai 14 601 | 17 324 | 38 651 | 76987 13844 | 3174 
April 1930 . | 15 990 | 27 635 45 553 | 100 396 | 16 921 3 726 
März 1930 . |17 413 | 21 948 | 31 736 | 87090 14209 | 6330 
Mai 1929 . . | 17 363 | 26 832 | 50 110 | 105 292 | 17 078 | 2121 
April 1929 . | 17 117 | 24 745 | 41 830 | 100 728 | 19000 | 2929 
März 1929 . |18 949 | 27 383 | 37 695 | 108 583 | 16 756 5570 
Mai 1913 . . |14 085 | 13 203 | 68 818 | 111 032 
April 1913 . [18 011 | 17 494 | 43 602 | 131 027 -= — 
März 1913 . | 22 877 | 18 061 | 50 736 | 120 703 


Die in Berlin für Schlachivieh gezahlten nied- 
rigsten und höchsten Preise stellen sich in Reichs- 
mark per Zeniner Lebendgewicht wie folgt: 
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1930 

o o er 
Ochsen 140—53 [41—59 {42—59 | 46—60 | 42—58 | 47—59 
Bullen .f41—49 [45—53 |45—55 | 46-57 | 46-55 |48—56 
Kühe . . leg 4g [23—47 [24-47 | 25-49 |22-48 | 24-49 
Färsen . J 42—55 |42—54 | 43—55 | 42—54 | 43—55 
Fresser . [38—42 | 38—46 |40—46 |40-49 | 40—47 | 43—48 
Kälber . | 43—100! 48—85*f 388—80*| 35—82*| 40—80* 43—81 * 
Schafe . f 37—48 [37—67 f 40—63 | 40-63 | 36-60 | 40—63 
Schweine] 50—54*| 64—71*155—65 | 56-65 | 56—65*| 53—63 


* Klasse A wurde nicht notiert, 


Der Auftrieb an Nuk- und Zuchivieh auf dem 
Zucht- 
beitrug: 


und Nubviehmarkt Berlin-Friedrichsfelde 


1929 


1930 
ne Mai | April 


inkl. 22. | April 


Rinder 10 888 | 8274] 2160 | 1226 | 3 050 | 2 686 
Pferde — — SH O18075. 2272 17624 
Ferkel und 

Läufer f 8328 15476] 1554 | 1842 | 2235 | 3107 


Als niedrigster und höchster Preis wurden auf 
dem Zucht- und Nukviehmarkt Berlin-Friedrichs- 
felde notiert: 


1913 1929 
30.5. 30.5. 
per Stück 
270—520 | 290—580 | 290 — 540 
270—420 | 270—480 | 270—450 
per Zeniner Lebendgew. 


Jungvieh]| 36—42 | 43—44 


1930 
| 18./15. 5. | 20./22. 5. 
per Stück 

290—540 | 290 —530 
270—450 | 270—450 
per Zentner Lebendgewicht 


40—48 | 40—48 | 46—48 . 


6./8. 5. 


Milch- 
kühe . 
Färsen . 


per Siuck per Sluck 
Pferde . == 20012001200 — 1100200 —1100]200- 1100 
Läufer .f 28—67 | 55—100 į 54—90 54—90 54-90 
Ferkel .| 19—27 | 33—55 | 36-54 | 36—54 36-54 


Vom Zuckermarkt. 


Aus Magdeburg wird uns geschrieben: 

An den Welizuckermärkten hat sich in der ab- 
gelaufenen Berichtsperiode der Preisrückgang trob 
der bislang schon unerhört niedrigen Preise fori- 
gesekt, so daß die Notierung für Weißzucker fob 
Hamburg bis auf 7 RM für Mai und 7,15 RM für 
August fiel. 

Abgesehen von der Mai-Liguidation, die zeit- 
weise die Märkte stark beeinflußte, machte sich der 
nach der früheren Zurückhaltung der aufgelosten 
Cubanischen Exportvereinigung erwartete Druck 
des Cuba-Angebotes, der durch die trostlose finan- 
zielle Lage der cubanischen Produzenten verschärft 
wird, stark bemerkbar, besonders in New York. Die 
englischen und amerikanischen Raffinerien verhiel- 
ten sich diesem drängenden Angebot gegenüber 
angesichts der unbefriedigenden Konsumentwick- 
lung, der überfüllten Cubaläger und der forischrei- 
tenden Cubaernte, die man je&t allgemein auf zirka 
4 600.000 tons schäkt, sehr reserviert, so daß sich 
die Cubaner gezwungen sahen, den Terminmarkt 
mit zu Verkäufen zu benußen, die neben Abgaben 
des Handels und enitäuschter Haussiers den star- 
ken Rückgang herbeiführten. Ferner trug die Be- 


—— 
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fürchtung dazu bei, daß seitens Javas, dessen Ernte 
auf 2 770 000 tons geschäkt wird, und das im Gegen- 
saß zu früheren Jahren infolge der schwierigen Ab- 
sakverhältnisse in China und Indien noch einen 
großen Teil der jekigen Ernte unverkauft hat, trob 
der starken finanziellen Position seiner Zucker- 
industrie, ein starker Druck ausgeübt werden 
könnte. Nach uns vorliegenden Nachrichten arbeitet 
Java unter den gegenwärtigen Preisen voraussicht- 
lich auch mit Verlust. i 

Das amerikanische Repräsentantenhaus hał die 
vom Senat beschlossene Zollerhöhung, wonach der 
Einfuhrzoll 2 cts. für Cuba-Zucker und 2,5 cis. für 
anderen Zucker beträgt, quigeheißen, jedoch ist die 
endgültige Annahme der Bill durch Unterzeichnung 
durch den Präsidenien bislang noch nicht erfolgt, 
so daß wieder Unsicherheit dieserhalb herrscht. 

Auf Gerüchte über geplante neue Verhand- 
lungen zwischen Cuba, Java und den europäischen 
Ländern zwecks Beschränkung der Ernten trat eine 
Befestigung ein, wozu auch Meldungen über den 
Verkauf eines groen Postens Cubazucker an eng- 
lische Raffinerien beitrugen und Gerüchte, daß 
Rußland mit Cuba wegen eines Verkaufs von 
150 000 tons unierhandle. Von Hamburger Seite 
sind inzwischen tatsächlich 2500 tons zur prompien 
Lieferung nach Rußland gehandelt. Teilweise ging 
die Besserung wieder verloren, zumal man die Mel- 
dungen wegen der Konferenz sehr skeptisch be- 
urteilt. 

Die deutschen Terminmärkte pakten sich den 
Auslandmärkten an. Die Magdeburger Notierungen 
am 26. Mai lauten: 


—O O"”" Ə PsNRs.—A 


: Brief ! Geld 
Termine n Er 
Mai 
Juni 
Juli 
August 3 
September . 
Oktober 
Dezember, daa Fena? 
Oktober/Dezember . . 15 8.10 
Januar/März T 8.45 8.40 


Tendenz: ruhig. _ 
Tschechische Kristalle werteten am 26. Mai 1930: 
prompt 8/5% sh, Juli/August 8/6—8/6% sh, November} 
Dezember 8/5% —8/6 sh per 50 kg fob Hamburg, 
Am deutschen Verbrauchszuckermarkt hat sich 
das Bild seit unserem lekten Bericht wenig ver- 
andert. Nach wie vor verläuft das Geschäft in 
ruhigen Bahnen. Unternehmungslust und Nachfrage 
sind gering. Die Abrufe lassen troß der jest be- 
ginnenden Beerenernte zu wünschen übrig, so daß 
die Umsäße sich nur auf die noiwendigsten Bedarfs- 
deckungen beschränken. Der deutsche Verbrauch 
für April ist wieder enttäuschend (vgl. Statistik). 
Die Preise sind ungefähr die gleichen wie bei un- 
serem lebten Bericht. Es nofierten am 26, Mai; Basis 
Melis, Parität Magdeburg, inkl. Sack und Steuer: 
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prompt, innerhalb 10 Tagen 26,25— 26,65 RM, Mai 
26,80 RM, Juni 26,95 RM. Tendenz: ruhig. 

Für neue Ernte besteht noch kein rechtes Inter- 
esse, da man erst die Verlängerung der Ausfuhr- 
Vereinigung abwarten will. In der in der Vorwoche 
siattgehabten Sikung des Vereins der deutschen 
Zuckerindustrie wurde festgestellt, daß noch immer 
einige wenige Fabriken Sonderbedingungen für 
sich zu erzielen trachten und dadurch das Zu- 
siandekommen gefährden. Es ist aber nach einer 
bei dieser Gelegenheit abgegebenen Erklärung 
eines Regierungsvertreiers mit behördlichen Mak- 
nahmen zu rechnen, wenn eine freiwillige Einigung 
zwecks Vermeidung einer den deutschen Bedarf 
übersteigenden Erzeugung nicht zustande kommt, 

In Ausfuhrscheinen haben die Preise angezogen, 
der Wert liegt bei 12,95—13,10 RM per Brutio- 
Zeniner Weißzucker, Bezahlung 1. August dieses 
Jahres, 

Am Rohzuckermarkt herrschte fast völlige Ge- 
Schäftsstillee An der Magdeburger Börse fanden 
Notierungen von Preisen und Umsäßen überhaupt 
nicht statt. In Schlesien wurden bei geringem An- 
gebot einige Umsäke alter Ernte getätigt, zumeist 
an den Exporihandel. In neuer Ernte dürften Um- 
säße wegen der bekannten Storno-Klausel solange 
kaum zustande kommen, als der Fortbestand der 
Ausfuhr-Vereinigung nicht gesichert ist. Der Wert 
für Erstprodukt neuer Ernie ist: ab Mitteldeutsch- 
land: zirka 16 RM exkl. Sack, ab Schlesien, Oder- 
umschlag: zirka 15,85 RM exkl. Sack. 

Der Melassemarkt verkehrte in ruhiger Stimmung, 
und es konnten sich die Preise behaupten, Angebot 
und Nachfrage sowohl für alte wie für neue Ernte 
waren gering, Umsäße mäßig. Der Wert für mittel- 
deutsche Rohzucker-Melasse ist: 2,55—2,60 RM per 
Maäi/Juni, 2,75—2,80 RM per Oktober/Dezember; 
für Weißzücker-Melasse, je nach Frachllage: 2,40 
bis 2,50 RM per Mai/Juni, 2,60—2,75 RM per Oktober/ 
Dezember. 

Trockenschnikel sind im Preise rückläufig und 
werten zirka 3,80—3,95 RM per Zentner ab mittel- 
deutschen Stationen. 

Deutsche Monatsstatistik. 
(September 1929 bis April 1930.) 


1929/30 | 192829 1927/28 
dz dz dz 
Erzeugung . . 19635016 | 1g 466119 16635 
Enke p * 200 000 732 894 2 = 
Anfangsbestände | 
am 1. Sept. _ 2 342 678 2317 420 2533 196 
Zusammen | 22177 694 , 21516433 19 421 501 
Endvorräte am | 
30. April 11 021 614 | 9 881 684 7 883 568 
Ablieferungen L 11 156 080 11 634 749 Š 
Ausfuhr _ _ 1001 629 | 1115357 | a 591 767 
Verbrauch i 057712, ur 
8Monate „ 1015 
ee im 4451 10519 392 | 10296 166 
April allein 1178134 | 1 200 665 1024 104 


= Schätzung. 
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Zuckerverbrauch Deutschlands. 
Der Zuckerverbrauch Deutschlands stellt sich in 
den einzelnen Monaten der lekten drei Betriebs- 
jahre wie folgt: 


1929/30 1928/29 1927/28 

Tonnen Tonnen Tonnen 
September 134 170 140 011 142 964 
Oktober 162 424 166 920 153 985 
November 147 960 149 830 161 346 
Dezember 139 432 159179 | 135375 
Januar 96 469 99 324 101 187 
Februar 98 949 93 327 102 939 
März 118 228 123 283 129 410 
April 117 818 120067 | 102410 
1015445 | 1051941 | 1029616 
a ee d — 1131839 | 132435 
Juni . = 150 784 144 878 
I = 213 600 182 497 
August. . Di — 176 828 165 260 
September/Auust | — | 1724992 | 1654686 


Hieraus folgt, daß im Monat April 1930 2254 t 
weniger als im April 1929 und 15 403 1 mehr als im 
April 1928 verbraucht wurden. 

Für die Zeit vom 1. September bis Ende April 
beträgt der Minderverbrauch des laufenden Be- 
triebsjahres 36 496 } bzw. 14 171 1. 


Weltzuckererzeugung (II. Herrn F. ©. Licht). 


2.Schütung | 1.Schätung | 
2.5390 | 1.1.0 1928/29 1927/23 
1929/30 | 
mt mt mt mt 

Europa . 8 397 000| 8415000 8498000| 8027000 
Nordamerika 8432000 | 8450000 | 8831 000 | 7822000 
Südamerika .| 1 772000| 1765000 1833000 | 1840 000 
Afrika 782 000 800 000 843 000 764 000 
Asien . . . . | 7672000] 7641000 | 8090 000 | 7688000 
Ozeanien . 628 000 624 000 628 000 617 000 

27 683 000 | 27 695 000 | 28 723 000 | 26 758 000 

1 040 000 |—1 028 000 | +1 965 000 


In seiner am 2. Mai cr. herausgegebenen zweiten 
Schäkung der Rübenanbaufläche Europas kommt 
Herr F. O. Licht zu folgenden Zahlen: 


2. Schübung | 1.Schätung | 
2. Mai | 1.April | 1929/30 1928/29 
1930/31 
ha ha ha ha 

für Deutschland 465 000 465 000 433 704 430 307 
Europa 

ohne Rußland| 1948 900| 1969 900 | 1845359| 1872629 
Rußland . 1 000 000 | 1 000 000 784 000 769 000 
Europa 

mit Rußland .| 2948900 | 2969 900 | 2629359 | 2 641 629 


Gegen seine erste Schäkung sind die Aende- 
rungen gering, mit Ausnahme von der Tschecho- 
slowakei; hier beträgt die Zunahme gegen das Vor- 
jahr nicht 14%, sondern nur etwa 4—5%. 


Die Anbauflächenschäßung der deutschen Fa- 
briken ergibt nach der Umfrage des Vereins der 
deutschen Zuckerindustrie vom 8. bis 18. Mai für 
Deulschland 458721 ha gegen 433015 ha für 1929. 


Nr. 5 
Allgemeine sichtbare Bestände in Tonnen. 
Länder Tag 1930 1929 1928 
Deutschland . . 1.5. 1117300 1001 100 | 783400 
Tschechoslowakei ao, 431400 | 399200 | 520 500 
England T: 1.5. 233000 244 500 | 316 500 
Frankreich . . . 1.5. | 494800) 397000| 345400 
Holland a lab: 208 700 210500 | 125 800 
Belgien 1.5. 144 100 158500 | 135 000 
Polen 2 125: 350 400 283 900 | 180100 
Zusammen 12 979 700 | 2 694 700 | 2 406 700 
Vereinigte Staaten | 14.5 694 000 891 000 | 670 100 
Cuba, Häfen . 17.5. | 1704 700 | 1525 700 | 1 317 600 
Cuba, Fabriken 
und unterwegs | 17.5. | 1477 500| 1 244 200 | 1 126 700 
Java, Häfen und 
Fabriken „ . .| 1.5. | 159900 9 800 6 800 
Schwimmend (DC) | 20. 5. 313 000 282 000 | 240000 
Zusammen 7328 800 | 6 647 400 | 5 767 900 
Zus. Vorwoche 7 646 200 | 7 088 000 | 6 053 900 
Oesterreich . 125: 58 000 35 300 26 400 
Ungarn > 12058 73 900 66 700 60 000 
Spanien gs. s a jioa 98 000 131 300 | 131500 
Kanada . 19. 4.| 69300) 71900 | 74900 
Philippinen 1. 4 103 300 100 000 69 000 


Vom Kaffeemarkt. 


Aus Hamburg wird uns geschrieben: 

Die Vorräte betrugen am 30. April 1930: 
im Innern von Sao Paulo 22 367 000 Sack 
im Innern von Rio de Janeiro 1645 000 Sack 


24 010 000 Sack 
5 300 000 Sack 
29 510 000 Sack 
also eine Zunahme von mehr als 1% Millionen Sack 
gegen den 1. April 1950, und dies in einem Monat, in 
welchem die Ablieferungen von den Plantagen nur 
gering sein sollten. Die 1929/30er Santos-Ernte hat 
hiernach bis zum 30. April 1930 bereits 21 704 000 
Sack ergeben, gegenüber offiziellen Schäkungen 
von 15 Millionen Sack (vgl. Bericht vom Juni und 
Dezember 1929). Das gewaltige Anschwellen der 
Vorräte wirkt auf die interessierten Kreise ver- 
siimmend. Da 22367 000 Sack im Innern liegen und 
nur 16 500000 Sack gegen die Anleihe valedieren, 
so sind 5867000 Sack außerhalb der Kontrolle der 
Bankiers. Die Situation wird immer unübersicht- 
licher, und es gibt kein Argument mehr, welches 
man einem Baissier enigegenhalten kann. Die An- 
leihe mit dem schönen Namen „Realisations-An- 
leihe“ wurde kürzlich in London und New York zur 
Zeichnung aufgelegt, doch soll nur ein kleiner Teil 
vom Publikum aufgenommen sein. Ab 1. Juli 1930 
wird in Santos für jeden Sack Kaffee außer den 
bestehenden Abgaben eine Exporlabgabe von 
sh 3/— erhoben, welche den Zinsendienst und die 
Kosten der Anleihe sichern soll. 

Auf lange Sicht muß man daher wohl — 
bei vorübergehenden Schwankungen — mit rück- 


freie Weltvorräte laut Duuring . 
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gängigen Preisen rechnen, wenn sich die Preise 
auch auf kurze Sicht noch in jeßiger Höhe halten 
Mögen. Der Terminmarkt in Hamburg war sehr 
Tuhig und schließt etwas niedriger. 

Das Geschäft in Santos wird in unserem Markt 
immer kleiner in Anbetracht der hohen Preise und 


der gleichzeitig schlechten Qualitäten. Brasilien 
notierte am 20. Mai d. ].: 
Superior Santos . sh 62/— 


Rio New York Type 5 sh 45/6 
Rio New York Type 7 sh 41/6 


Mehr und mehr wendet sich der Handel den 
„milden“ Kaffees zu, welche verhältnismäßig billig 
angeboten werden. Namenilich Gualemala-Kaffees 
finden schlanke Aufnahme. — „Prima gewaschene 
Guatemala“ werlelen ca. $ 18% per 50 Kilo ab 
Lager Hamburg. Abladungsofferten von Zentral- 
amerika liegen kaum noch vor. 

Im übrigen ist das Geschäft schr schleppend, 
da der Abzug an den Konsum unbefriedigend ist. 
Wie in allen anderen Artikeln machi sich auch hier 
die Tendenz geltend, ein möglichst kleines Waren- 
lager zu halten. 

Nachstehend die Notierungen vom 20. Mai d. be 
Termin-Notierung für Superior Santos, vordersier 

Monat (Mai) 42 Pfennig. 

Santos: 

Superior sh 61/— bis 65/— loko 

Prime sh 67/— bis 71/— loko 

Extraprime sh 72/— bis 78/— loko 

Extraprime Hamburger Kassentype sh 56/— bis 

58/— loko 
Rio: 
New York Type 7 sh 42/— bis 43/— loko 
New York Type 5 sh 45/— bis 47/— loko 


Gewaschene Zentralamerikaner: 
Guatemala, Mexiko, Salvador $ 18 bis $ 24 loko 
Columbia $ 18 bis $ 22 loko 
Caracas sh 70/— bis 100/— loko 
Honduras, gewaschen $ 16 bis $ 18% loko 
Honduras, ungewaschen $ 14 bis $ 15 loko 
Portorico nominell loko 
Costa Rica sh 85/— bis 135/— loko 
Maragogypes $ 19 bis $ 33 loko 
Mysore A-Bohne sh 90/— bis 100/— loko 
Enconge, Cazengo, Ambriz sh 35/— bis 37/— loko 
Amboin sh 46/— bis 48/— loko. 

Preise per 50 Kilo ab Lager Hamburg. 


Die Lage am Tabakmarkt. 


Aus Mannheim wird uns geschrieben: 

Ein großer Teil des Pfälzer Rohtabaks aus der 
1929er Ernte dürfte bis etwa Anfang Juni ver- 
arbeitungsreif sein; für diese Tabake hall auch die 
gute Nachfrage zurzeit immer noch an. Die Ent- 
wicklung des Tabakes in der Mai-Fermentation ist 
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infolge der eingelreienen nassen und kühleren 
Witterung etwas verlangsamt worden, 


Die Nachfrage nach Zigarrengut war bei den 
Rohtabakhändlern befriedigend. Einlagetabake aus 
der 1929er Ernte waren gesucht und mit Preisen 
zwischen 60 und 80 RM pro Zeniner im Handel]; 
Umblatt-Tabak der gleichen Ernte war mit 100 bis 
125 RM pro Zeniner je nach Qualität käuflich. 
Schneidegut eniwickelie eine ziemlich feste Preis- 
tendenz. 1929er Sandblatt sind fast alle ver- 
arbeifungsreif und wurden gefragt. Die Preise hier- 
für stellen sich auf 80 bis 105 RM pro Zentner. Fine 
lebhafte Nachfrage war auch für alten Pfälzer Tabak 
vorhanden. Die hierfür erzielten Preise dürften sich 
In der Grenze von eiwa 80 RM bewegen. Für alten 
entrippten Pfälzer Einlagetabak dürften sich die 
Preise zwischen 100 und 115 RM pro Zentner þe- 


wegen. Die Angebote in Rippen waren recht be- 
achllich, jedoch blieben die Umsäke hierin nur 
schwach. 


Der deutsche Kaliabsatz im April. 


Die Abladungen der Kaliwerke im April 1930 
betrugen 797 476 dz Reinkali gegen 1125 486 dz 
Reinkali im gleichen Monat des Vorjahres. In den 
ersten vier Monaten des laufenden Kalenderjahres 
wurden von den Kaliwerken insgesamt 6 560 964 dz 
Reinkali gegen 6 548 451 dz Reinkali in der gleichen 
Zeit des Vorjahres versandt. Die Abladungen im 
Düngejahr 1929/30 (Mai 1929 bis April 1930) be- 
trugen 14 026 571 dz Reinkali gegen 14 368497 dz 
Reinkali im Düngejahr 1928/29. 


Die Absakentwicklung in den einzelnen Monaten 
der lekten jahre ergibt sich aus nachfolgender Zu- 
1000 dz): 


sammenstellung (Reinkali in 


Januar . 
Februar . 
März . 
April . 

Mai 

Juni 
Julien) 
August , . 
September 
Oktober . 
November . 
Dezember . 


In diesen Zahlen sind die Ahladu 
werke für die Exportläger des Sy 
halten. 


ngen der Kali- 
ndikats mit eni- 


Der Stickstoffmarkt im 


Im April ging die Nachfrage nach Stickstoff- 
dunger im Inland gegenüber den Vormonaien ent- 
sprechend der Jahreszeit zurück. Die Erzeugung 
und der Versand verliefen ohne Störung. Die 


April, 
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Preise für die Monate April, Mai und Juni 1930 sınd 


die folgenden: Marz 1950 

RM RM 

Schwefelsaures Ammoniak 0,90 0,90 

Salzsaures Ammoniak 0,86 0,86 

Kalkammon DAVV. N, 0,89 
Leunasalpeter BASF (Ammon- 

sultatsalpelent d ioe IS e 0005 0,93 
Montansalpeter DAVV (Ammon- 

sulfatsalpeter) er. 8.095 0,93 

Kaliammonsalpeter.BASF . 0,93 0,93 

Kalkammonsalpeter IG . 0,95 0,95 

Harnstoff BASF . 0,95 0,95 

Kalkstickstoff T.f ae 0,86 0,80 

Kalksalpeter IG einschl. Sack 1,07 1,07 

Natronsalpeter a RN, 117 

fur 1 kq Stickstoff. bis auf 
weiteres 

RM RM 

Nitrophoska IG 1 26,00 26,00 

Nitrophoska IG II . 24,50 24,50 

Nitrophoska IG Ill . 26,50 26,50 


für 100 kg Ware. 


Alle Preise verstehen sich für den Bezug in 
ganzen Wagenladungen von mindestens 15 t fracht- 
frei jeder deutschen Bahnstation. In Nitrophoska IG I 
sind die für dieses Frühjahr verfügbaren Mengen 
verkauft. An seiner Stelle wird Nitrophoska IG Ill 
geliefert, das ein ungefähr gleiches Nährstoffver- 
haltnis hat. Leunakalk IG neue Form kann vom 
Leunawerk ab Mai wieder kurzfristig geliefert 
werden. Die am 1. April eingetreiene Erhöhung 
der LImsaksteuer nimmt das Stickstoffsyndikat zu 
seinen Lasten, wenn auch sowohl nach dem Gesek 
wie nach seinen Verkaufsbedingungen eine Ab- 
wälzung auf seine Abnehmer zulässig und berechtigt 
wäre. Zur Erleichterung des Bezuges für den Rest- 
bedarf des Düngejahres werden auch im Mai und 
Juni Mengen von mindestens 10 t frachtfrei geliefert. 
Im Ausland war der Absak befriedigend. 


Zur Lage am Holzmarkt. 
Von Fachseite wird uns geschrieben: 


So gerne man die Belebung des Holzmarktes 
registrieren möchte, es ist immer noch keine Rede 
davon, allenfalls vielleicht hie und da ein Auf- 
flackern zu bemerken. Man wartet jekt sehnsüchtig 
auf die Verteilung der Hauszinssteuer, dann sollen 
die Bautätigkeit und die Holzlieferungen einseken! 
Im übrigen sind, wenn man auch nicht daran glauben 
wollte, die Preise noch etwas weiter gewichen, weil 
Nachfrage und Aufträge fehlen. Der innere Grund 
dafür ist, daß die Lagerhalter und Sägemühlen 
leßten Endes verkaufen müssen und zwangsläufig 
zum Nachgeben gezwungen werden. 


Die markigängigen Bauhölzer Berlins zeigen 
folgende Notierungen für den Kubikmeter: Kiefern- 
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balken 63—64 RM, Kantholz 51-52 RM, Schal- 
breiter 40—42 RM. In Südwestdeutschland nennt 
man Parität Mannheim frei Waggon etwa folgende 
Preise per Kubikmeter: Bauholz (Balken und Kant- 
holz} 53—55 RM, Vorraisholz 49—51 RM, Kanal- 
ware 20 mm 3 m lang 56-63 RM. 

In Mitteldeuischland werden für Wohnhauslisten 
immer noch 67-69 RM pro Kubikmeter gezahlt, 
während Vorratshölzer gering im Preise blieben. 
Decken und Dachschalung, ebenso wie andere 
Sortimente, waren wenig gefragt. 


Interessant ist es zu beobachten, wie die Preis- 
verhällnisse auf dem Rundholzmarkt sich seit dem 
Jahre 1927 rückläufig gestaltet haben. Diesen Nach- 
weis liefert eine von dem Reichsforstwirtschaftsrat 
herausgegebene Holzpreisstatistik für die Staats- 
waldungen des Deuischen Reiches. Gegenüber den 
Dezemberpreisen des Jahres 1927 ıst m den ein- 
zelnen Wuchsgebieten ein Rückgang von 30—40% 
zu verzeichnen, wobei allerdings berücksichtigt 
werden muß, daß 1927 fur die Holzwirtschaft ein 
Jahr der Hochkonjunktur gewesen ist. 


In Ostpreußen liegen die Ergebnisse der lekten 
Rundholzkampagne vor. Sie sind nicht erhebend. 
Die verkauften Mengen von Nadelrundholz bleiben 
bei mäßigen Preisen hinter den Absäken des Vor- 
jahres zurück. Auch in ganz Süddeutschland. sind 
die Rundholzpreise zurückgegangen. 

Die Diskontherabsekung der Reichsbank bringt 
automalisch die Ermäßigung der Diskonispesen der 
Holzgeldwechsel sowie der Siundungs- und Ver- 
zugszinsen. Die Staafsforstverwaliungen der Länder, 
an der Spike Preußen, haben die Zinssäke für 
Diskontierungen usw. entsprechend herabgeminder!. 


Aus den nordischen Produklionsgebieten wird 
gemeldet, daß das Holzgeschäft in Schweden wider 
Erwarten einen verhällnismäßig bemerkenswerten 
Auftrieb bei einer ziemlichen Preisfestigkeit ge- 
nommen hat, wenn die Verkaufsziffern auch immer- 
hin um 50000 Standards gegen den gleichen Zeit- 
raum 1929 zurückbleiben. Schweden hat Finnland 
zum ersten Male in der Ausfuhr überholt, dessen 
Export um etwa 150000 Standards gegen das Vor- 
jahr geringer ist. 

Die österreichische Sägeindustrie kann sich über 
die im deutsch - österreichischen Handelsvertrage 
abgeschlossenen Vereinbarungen immer noch nicht 
beruhigen. In Oesterreich wird m der Fachpresse 
und in Versammlungen die Aufhebung der Rund- 
holzausfuhrabgabe durch den Handelsvertrag aufs 
heftigste bekämpft und dargelegt, daß die öster- 
reichische Sägeindusirie zur Stillegung verurteilt 
sei. Im Zusammenhang mit dem Wegfall der öster- 
reichischen Rundholzausfuhrabgabe stehen auch 
Maßnahmen der Schweiz hinsichtlich ihres Rund- 
holzeinfuhrzolles. Bei der Behandlung von Zoll- 
fragen im schweizerischen Nationalral kam es auf 
Grund von Vorstellungen der schweizerischen Wald- 
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wirtschaft auf Erhöhung des Rundholzeinfuhrzolles 
zu lebhaften Debatien gegenüber Sägeindustrie 
und Holzhandel. Es wurde eine Vereinbarung der 
in dem Sachverständigenrat anwesenden Vertreter 
der einzelnen Gruppen dahin erzielt, den Rundholz- 
einfuhrzoll um 30 Rappen für Nadelrundholz pro 
Do Izeniner zu erhöhen. Ah 
ni Tschechoslowakei ist das Geschäft im 
großen und ganzen, im Inlande wie im Export, ziem- 
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lich lustlos, abgesehen von Grubenholz, in dem 
einige Abschlüsse getätigt worden sind. 

Die Einschränkung Deutschlands beim Holz- 
bezug hat neben der ungünstigen Situation auf 
dem Geldmarkte Rumäniens auch in enem Haupi- 
produkfionsgebiet, wie es die Bukowina ist, eine 
Stille hervorgerufen, die sich besonders bei den 


üblichen großen Lizitationen empfindlich bemerkbar 
macht. 


E A a ET RZ 


Ausland-Rundschau. 


eh 


Diskontermäßigungen im Mai. 

Die Bank von England, die Bank von Frankreich 
und die Federal Reserve Bank of New Vork haben 
gleichzeitig ihre: Diskontraten um je %% mit Wir- 
kung ab 1. Mai herabgesekt. Der englische Diskont- 
sab beträgt jebt 3%, der französische 24% und der 
der New-Vorker Notenbank 3%. 

Die Bank von Danzig hat ab 2. Mai den Diskont- 
sab von 5%% (seil dem 8. März 1930) auf 5% 
den Lombardsal von 64% auf 6% ermäßigt. 


und 


Die Dänische Nationalbank ermäßigte ihren Dis- 
kont von 4%% auf 4% am 3. Mai. Die leķte Herab- 
sekung hatte am 7. März 1930 stattgefunden. 

Die Federal Reserve Bank of Boston, deren Dis- 
kontsaß seit dem 12, Februar 1930 in Kraft wär, er- 
maäßigte ihn um %% auf 3%% ab 7. Mai. 

Die Oesterreichische Nationalbank hat ihre Dis- 
kontrate, die seit dem 21. März 1930 galt, von 6% 
auf 5%% ab 24. Mai gesenkt. 

Die Banca d'italia sekte ihren erst kürzlich 
(24. April) ermäßigten Diskontsas um %% auf 51% 
ab 19. Mai herab. 

Die Tschechoslowakische Nalionalbank hat ihren 
Diskontsaß von 5% auf 44% mit Wirkung ab 24. Mai 
herabgesebt; ebenfalls wurde der lombardsaß für 
Staalspapiere von 6% auf 5%% und für die übrigen 
Papiere von 6%% auf 6% erniedrigt. 

Die Nationalbank von Südslawien erniedrigte 
ihre seit langem bestehende Diskontrate um %% 
auf 5%% und den Lombardsak von 8% auf 7% mit 
Wirkung ab 28. Mai 1930. 


Die Ungarische Nationalbank sekte ihre Diskont- 
rate, die zulekt am 29. März 1930 auf 6% ermäßigt 
wurde, um %% auf 5%% ab 30. Mai 1930 herab. 


Auch die Reichsbank ermaßigte ihre Rate um 
2% auf 4%% ab 20. Mai und den Lombardsak mit 
Wirkung vom gleichen Tage von 6% auf 54%, 


Die Weltelektrizitätserzeugung. 


Einer Zusammenstellung der 


Kreditanstalt entnehmen wir die folgende be- 
achtenswerte Tabelle, die die Weltelektrizitäts- 


erzeugung und den Anteil der einzelnen Länder 
darstellt: 


Schweizerischen 


> Energieproduktion Energie- 
Mena Alk 24 in %o produklion Pro 
in Milliarden] der Welt- |Kopf der Bevöl- 
KW | produktion | kerung in kWn 
Europa: | 
Deutsches Reich . 25,100 10,9 398 
Großbritanrien g. 13,800 60 304 
agria aS en 5,2 290 
herun ' 8,000 3,5 2,862 
de ien . 9,000 3,9 221 
A TE 4,400 1,9 1,104 
weden . 4,400 1,9 721 
RuBland . 4,000 | 1,2 26 
Belgien > 3,200 1,4 410 
Oesterreich 2,500 14 375 
Spanien . 1,800 0,8 83 
Amerika: 
Vereinigte Staaten. | 97,000 | 4292 818 
Kanada . . . 14,200 6,2 
ee 1 1,495 
rgentinien 0,700 0,3 66 
Asien: ) 
Japan 10,600 | 
= Ar S Rh A 4,6 16 
Afrika: er i 
Süd-Afrikanische 
Union , 
⁄ Er 2,300 | 1,0 295 
Australien: 2,600 | 1,1 350 
Sonstige Länder 14,500 | 63 2 


| m Energieproduktion der Welt belief sich SO- 
mit im Jahre 1927 auf rund 230 Milliarden kWh 
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Schäßkungsweise sind in den Elektrizitätsanlagen 
der Welt etwa 100 Milliarden Mark investiert. 
Zweifellos hat und wird der Siromkonsum durch 
die stets neuen Verwendungsmöglichkeiten der 
elektrischen Energie und durch eine Verbilligung 
der Strompreise weilerhin eine große Zunahme 
erfahren. 


Englands Außenhandel. 


Der englische Außenhandel für April 1930 weist 
ein überaus ungünstiges Bild auf. Der Export be- 
trug 54,7 Mill. £ gegen 70,6 Mill. £ im April des 
Vorjahres und der Import 83,9 Mill. £ gegen 104,1 
Mill. £ im gleichen Monat des vorigen Jahres. Für 
die vier ersien Monate 1930 ergibt sich für- die 
Ausfuhr 211 Mill. £, eine Abnahme um 30% Mill. £ 
gegenüber der entsprechenden Periode des Vor- 
jahres, und für die Einfuhr 367,5 Mill. £, eine Ab- 
nahme um 42,7 Mill £. Die Exportziffer für April 
ist abgesehen vom Mai 1926 die niedrigste monat- 
liche Ziffer seit Juli 1921. In sämtlichen Rubriken 
der Exportbilanz ist eine empfindliche Abnahme 
gegenüber April 1929 zu verzeichnen. 


Die französische Handelsbilanz. 


Die Einfuhr nach Frankreich in den ersien vier 
Monaten dieses Jahres belief sich auf 20 795 017 1 
im Werte von 18582385000 Franken, das bedeutet 
gegenüber der gleichen Vorjahreszeit eine Steige- 
rung um 2431870 I aber eine Wertminderung um 
1 796 223 000 Franken. Die Ausfuhr betrug im Zeit- 
raum Januar/April 12498227 1 im Werte von 
15578 371 000 Franken, das ist im Vergleich zum 
entsprechenden Zeitraum des Vorjahres ein Rück- 
gang um 99051 I und eine Wertminderung um 
834 614 000 Franken. 


Der holländische Außenhandel 
im April. 

Der Wert der niederländischen Einfuhr betrug 
im April 204 Mill. Gulden gegen 228 Mill. Gulden 
im März und 234 Mill. Gulden im April 1929. In 
der Zeit vom Januar bis April belief sich die Ein- 
fuhr auf 852 Mill. Gulden gegen 860 Mill. Gulden 
im entsprechenden Zeitraum des Vorjahres. Der 
Wert der Ausfuhr betrug im April 142 Mill. Gulden 
gegen 156 Mill. Gulden im März und 169 Mill. 
Gulden im April 1929. In der Zeit vom Januar bis 
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April belief sich der Wert der Ausfuhr auf 594 Mill. 
Gulden gegen 620 Mill. Gulden im entsprechenden 
Zeitraum des Vorjahres. Der Prozenisak des Ein- 
fuhrwertes, der durch den enisprechend größeren 
Ausfuhrwert gedeckt wird, beträgt also vom Januar 
bis April 69,8% gegen 72,1% in der gleichen Zeit 
des Jahres 1929. 


Schweizerischer Außenhandel 
im April. 

Der schweizerische Außenhandel im Monat April 
zeigi wieder ein etwas günstigeres Resultat. Die 
Anzeichen saisonmäßiger Belebung sind aber noch 
verhältnismäßig schwach. Der gesamie Umsak er- 
reichte die Zahl von 395,5 Mill. Franken, das sind 
10,2 Mill. Franken mehr als im März. Die Einfuhr 
betrug 233,8 Mill. Franken (plus 6,4 Mill. Franken), 
die Ausfuhr 161,7 Mill. Franken (plus 3,7 Mill. Fran- 
ken). Der Passivsaldo der Handelsbilanz beträgt 
54,6 Mill. Franken gegenüber 69,7 Mill. Franken im 
März. Bei der Einfuhr ist ein weiterer Rückgang in 
der Rohstoffeinfuhr zu beobachten. Auch die Lebens- 
miltelbezüge sind niedriger gewesen. Bei der Aus- 
fuhr zeigt sich, daß die Schwierigkeiten in der Textil- 
industrie unvermindert anhalten. Im allgemeinen sekt 
sich der Konjunkturrückgang langsam fort. 


Die spanische Handelsbilanz 
im ersten Quartal 1930. 


Während des ersten Quartals des Jahres 1930 be- 
trug die spanische Einfuhr (einschließlich der Gold- 
und Silbereinkäufe) 576 Mill. Peseten, während sich 
die Ausfuhr auf 550 Mill. belief. Die Einfuhr der 
Rohprodukte zeigt gegenüber den Vorjahren eine 
leichte Erhöhung, diejenige der. Lebensmillel und 
der fertigen Produkte ist dagegen stark zurück- 
gegangen. 


Die italienische Handelsbilanz 
im April. 

Im April erreichte die italienische Einfuhr einen 
Wert von 1576222849 Lire, die Ausfuhr einen 
solchen von 1042554258 Lire. Im gleichen Monat 
des Vorjahres waren die enisprechenden Zahlen 
2 040 954 067 Lire bzw. 1276 999 465 Lire. Der Ein- 
fuhrüberschuß ist also von 763 954 622 Lire im April 
1929 auf 533668591 Lire im April d. J]. gesunken. 


Oesterreichs Außenhandel 
im April. 

Der Wert der Einfuhr nach Oesterreich beitrug 
im April 238,8 Mill. Schilling, der Wert der Ausfuhr 
178,9 Mill. Schilling, so daß sich das Passivum auf 
59.9 Mill. Schilling belief. Im Vergleich user 
ont März ist die Einfuhr um 6 Mill. Schilling, 
die Ausfuhr um 11,4 Mill. Schilling learn en 
Passivum hat sich demnach um 5,4 Mill. Schilling 


verringert. 


Der ungarische Außenhandel 
im April. 

Der Wert der ungarischen Wareneinfuhr belief 
sich im April auf 74 Mill. Pengö, der Wert se 
Warenausfuhr auf 73 Mill. Pengö, so se die 
Außenhandelsbilanz im April mit einem Einfuhr- 
überschuß von 1 Mill. Dengo abschloß. Im Ver- 
gleich mit dem April des Vorjahres ist die Einfuhr 
um 32,5 Mill. Pengö und die Ausfuhr um 1,5 Mill. 
Pengö zurückgegangen. Auf der Ausfuhrseite steht 
der Viehexport an ersier Sielle mit 23,45% des 
Wertes der Gesamtausfuhr. An der Spike der Ein- 
fuhrartikel steht Holz mit 11,83% der Gesamteinfuhr. 


Der tschechoslowakische Außenhandel 
im April. 

Der Außenhandel der tschechoslowakischen Re- 
publik weist für April 1930 bei einem Einfuhrwert 
von 1455 Mill. Kronen und einem Ausfuhrwert von 
1415 Mill. Kronen ein Passivum der Handelsbilanz 
von rund 38 Mill. Kronen auf; im April 1929 war 
die ischechoslowakische Handelsbilanz mit rund 
194 Mill. Kronen aktiv. In den ersten vier Monaten 
des laufenden Jahres ist bei einer Einfuhr von 
5396 Mill. Kronen und einer Ausfuhr von 5719 Mill. 
Kronen ein Aktivum von rund 323 Mill. Kronen zu 
verzeichnen, während in den ersten vier Monaten 
des Jahres 1929 der tschechoslowakische Außen- 
handel mit rund 269 Mill. Kronen passiv war. 


Rußlands Außenhandel im 1.Quartal1930 
nach Ländern. 


Aus der Zollstatistik über den Anteil der ein- 
zelnen Länder am russischen Außenhandel im De- 
zember, in dem die Ausfuhr 89,7 Mill. Rubel (De- 
zember 1928 77,4 Mill. Rubel), die Einfuhr 85,6 Mill. 
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Rubel (59,8 Mill. Rubel) betrug, geht hervor, daß 
die Einfuhr Rußlands aus den Vereinigten Slaalen 
im Berichismonat bedeutend höher als aus Deutsch- 
land gewesen ist. Während die Einfuhr aus Deutsch- 
land von 15,4 Mill. Rubel im Dezember 1928 auf 
16,7 Mill. Rubel im Berichismonat stieg, ist der 
Import aus den Vereinigten Staaten von 3,1 Mill. 
Rubel auf 22,6 Mill. Rubel gewachsen. Auch der 
Import aus England weist eine bedeutende Zu- 
nahme auf, und zwar von 1,4 Mill. Rubel auf 
12,5 Mill. Rubel. Was die russische Ausfuhr im 
Dezember anbetrifft, so ist der Export der Sowjet- 
union nach Deutschland von 16,7 auf 19,6 Mill. 
Rubel, nach England von 16,4 auf 17,1 Mill. Rubel 
und nach den Vereinigten Staaten von 3,8 auf 
4,5 Mill. Rubel gestiegen. 


Im 1. Quartal 1929/30 stellte Sich die russische 
Aus- bzw. Einfuhr nach den drei wichtigsten Ländern 
wie folgt (in Mill. Rubel): 


1. Quartal 1929/30 1. Quartal 1928/29 


Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr 
Deutschland 58,5 54,7 52,6 48,4 
USA f 12,8 53,9 8,8 29,2 
England . 56,7 205 46,4 6,5 


Während im 4. Quartal 1928/29 der russische 
Import aus Deutschland bedeutend höher als der- 
jenige aus den Vereinigten Staaten war, ist er im 
1. Quartal 1929/30 aus beiden Ländern gleich (rund 
54 Mill. Rubel), da der Import aus den Vereinigten 
Slaalen um nicht weniger als 24,7 Mill. Rubel ge- 
stiegen ist, während die Einfuhr aus Deutschland 
nur um 6,3 Mill. Rubel zugenommen hat. 


Amerikas Außenhandel im Aprii. 

Die amerikanische Handelsbilanz zeigt fiir April 
einen Ausfuhrüberschuß von 26 Mill. Dollar gegen 
74 Mill. Dollar im Marz d. J. und 18 Mill. Dollar im 
April 1929. Bei einer Einfuhr von 30 
im April des Vorjahres 409) Mill, 
Ausfuhr von 334 (im März 374, jm April des Vor- 
jahres 427) Mill. Dollar ergibt Sich ein Außen- 
handelsvolumen von nur 642 Mill. Dollar im April 
d. J. gegen 674 Mill. Dollar im März d. ], und 
856 Mill. Dollar im April 1929, 


8 (im März 300, 
Dollar und einer 


In den obigen Angaben 
Goldeinfuhr von 65,54 gegen 
Dollar, eine Goldausfuhr von 
1,59 Mill. Dollar, eine Silberei 


ist einbegriffen eine 
55,77 bzw, 24,69 Mill, 
0,11 gegen 0,29 bzw. 
nfuhr von 3,47 gegen 
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4,85 bzw. 3,96 Mill. Dollar und eine Silberausfuhr 8. Jan. 1930 3352 (Vorj. 5313) Mill. Dollar, 
von 4,56 gegen 5,82 bzw. 5,75 Mill. Dollar. 15. Jan. 1930 3365 (Vorj. 5384) Mill. Dollar, 
Die Wareneinfuhr der Vereinigten Staaten ist in 22. Jan. 1930 3341 (Vorj. 5444) Mill. Dollar, 
den ersten vier Monaten dieses Jahres gegenüber 29. Jan. 1930 3345 (Vorj. 5559) Mill. Dollar, 
der gleichen Zeit 1929 um 382 Mill. Dollar auf 5. Febr. 1930 3402 (Vorj. 5669) Mill. Dollar, 
1463 Mill. zurückgegangen, während die Warenein- 12. Febr. 1930 3450 (Vorj. 5568) Mill. Dollar, 
fuhr um 331 Mill. auf 1201 Mill. Dollar abgenommen 19. Febr. 1930 3494 (Vorj. 5477) Mill. Dollar, 
hat. Der gesamie Außenhandelsumsaßk Amerikas 26. Febr. 1930 3489 (Vorj. 5507) Mill. Dollar, 
hal sich somit um 713 Mill. Dollar verringert. In 6. Marz 1930 3583 (Vorj. 5647) Mill. Dollar, 
diesen Ziffern spiegelt sich deutlich die Weltwirt- 13. März 1930 3720 (Vorj. 5627) Mill. Dollar, 
schaftskrise. 19. März 1930 3841 (Vorj. 5793) Mill. Dollar, 
- 27. März 1930 3820 (Vorj. 5649) Mill. Dollar, 
Die Entwicklung der New-Yorker 2. April 1950 3967 (Vorj. 5562) Mill. Dollar, 
Börsenkredite. 9. April 1930 3994 (Vorj. 5428) Mill. Dollar, 
6. Januar 1929 . . 5330 (Vorj. 3810) Mill. Dollar, 16. April 1930 4125 (Vorj. 5425) Mill. Dollar, 
3. April 1929 . . 5562 (Vorj. 3979) Mill. Dollar, 23. April 1930 4217 (Vor). 5492) Mill. Dollar, 
4. Juli 1929 . . 5769 (Vorj. 4307) Mill. Dollar, 30. April 1930 4274 (Vor). 5492) Mill. Dollar, 
2. Okt. 1929 . . 6804 (Vorj. 4569) Mill. Dollar, 7. Mai 1930 4074 {Vorj. 5551) Mill. Dollar, 
6. Nov. .1929 . . 4882 (Vorj. 4979) Mill. Dollar, 14. Mai 1930 4007 (Vor). 5551) Mill. Dollar, 
4. Dez. 1929 . . 3392 (Vorj. 5395) Mill. Dollar, 21. Mai 1930 4013 (Vor). 5520) Mill. Dollar, 
31. Dez. 1929 . , 3424 (Vorj. 5530) Mill. Dollar, 
Wechselkurse der New-Yorker Börse im Mai 1930. 
V Währung | Parität R Gi 1930 | 5.5. | 10.5. | 16.5. | 205. | 245. | 9.5 
Amsterdam . . | Dollar für 100 fl. 40.20 TA 4 40.21"/2 | 40.184, | 40.16 40.15°% | 40.162 | 40.23 
Athen) s wen 5 x 100Dr. 1.30 1.292 | 1.292/ | 1297/8 | 1.29% | 1.297/; | 1297/8 1.295/5 
Belgrad . . . »„  „» 100 Din: 19.30 1.7718 1.771/s 1.77, 1.767/8 1.763/4 1.765/4 1.765/s 
Berlim at. I ETORRI 23.80 | 23.8742 | 2387 | 23.86 | 23.8642 | 23.8614 | 23.86 | 23.87 
Berne a s+ a OO Eres! 19.30 19.39 19.38?/⁄4 | 19.359/⁄s | 19.34!/2 | 19.34 19.34!/4 | 19.3512 
Brüssel . .. > > 100 Belgas 13.90 13.96 13.95 13.9512 | 13.96 13.96 13.96 13.95°/a 
Budapesi . . . > > 100 Pengö 17.49 | 17.4934 | 17.49%, | 17.49V2 | 17.481/⁄4 | 17.48 17.49 17.48 
Buenos Aires . |cents „ 1 Peso 42.54 38.09 38.85 88.42 88.42 88.42 38.18 38.12 
Kopenhagen . . | Dollar für 100 Kr. 26.80 26.77 26.76Y2 | 26.751/, | 26.75V2 | 26.75122 | 26.76 26.76 
London. . . . „rohr 1£ 4.866 4.86 4.857/s | 4.851146 4.851336 4.851864. 4.85/16) 4.8551/3> 
Madrid A a Y." u,  i00Des: 19.30 12.30 12.20 12217 12.24 12,20 only | 1221 
Os". a, N nr, "OOIKE, 26.80 | 26.77 26.77 26.76 26.76 26.752 | 26.76 26,762 
Paris sae 100 Fres: 3.913/⁄4  3.923/s 3.921/2 3.921/4 3.923/8 3.921/8 3.927/3 3.921/8 
Bee ee OKE — 2.963/3 | 2.963/s | 2.963/8 | 2.96%/s | 2.961/2 | 2.965/s | 2.963/4 
Rio de Janeiro . |cenis „ 1Milreis 32.45 11.95 11.91 11.90 11.92 11.90 11.81 11.84 
Rom, . . . _ | Dollar für 100 Lire 526 | 520% | 5.24% | 5324] 5.20% | 5.2444 | 52461 5.24 
Stockholm . . „ n» 100Kr. 26.80 | 268712 | 26.86 26.831/2 | 26.82 26.8212 | 26.83 26.84 
Wien wa 1.04 > > 100 Schilling | 14.07 14.10%4 | 14.10%, | 14.11 14.11 14.10%/4 | 14.11Ya | 14.1012 
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Seite 34 Commerz- und Privat-Bank Nr. 5 
Wechselkurse der Londoner Börse im Mai 1930. 
{Mittelkurse) 

Währung | Parität | 1.5.1990 |. 05. Lu 10.5. | 16.5. 20.5 A 0.5. 
Alexandria . Piaster für £ 97.50 97.50 97.50 | 97.50 97.50 97.50 97.50 97.50 
Amsterdam. Gulden für £ 12.107 12.07374 | 12.074 12.07” 12.08°/a 12.08”/s; | 12.08”/ı6 | 12.0848 
Alhen . Drachmen f. £| 375.— 375.— | 375.— 375.— 375.— 875.— 375.— 375.121/a 
Batavia Gulden für £ 12.107 12.07°7/s | 12.08 | 12.07 12.08 12.085/s 12.081 2 12.09 
Belgrad Dinar für £ 25.22!/2 | 274.81" | 274.75 | 274.75 275.18% | 275.— 275.25 275.— 
Berlin . Mark für £ 20.43 20.363/s | 20.36 1/4 20.36 20.367/ı6 20.37 20.363⁄4 20.361⁄4 
Bombay . sh für Rupie 1.8d 1.57/s 1.57/a 1.5”/s 1.527/32 151716 1.5%/ı6 1.52°/32 
Brüssel Belga für £ 35.— 34.827 /s 34.84°/a 34.811/; 84.811/; 34,811/; 834.821/, | 34.813/4 
Budapest Dengö für £ 27.82 27.80! | 97.801/; 27.80 27.81 27.82 27.82 27.81 
Buenos Aires . | sh für $ 47.577d] 42.781/s 48.531/s 43.281/s 42.96”/s 42,967 /8 42.871 | 42.75 
Bukarest . Lei für £ 813.6 818.— 818.— | 818.— 818.— 818.— 818.— 818.— 
Calcutla . sh für Rupie 1.8d 522 1.57/s 1.57/s 1.527/32 1.5%/16 Isis 1.53 /32 
Helsingfors . Finnm. für £ | 193.23 193.122 | 193. — 192.93% | 193.— 193.— 193.— 193.— 
Hongkong sh für $ = 1.613/32 1.65/16 1.6 1.52/32 1.5°/i6 1.5V, 1.43/4 
Italien . Lire für £ 92.46 92.78 92.72 92.67 92.67 1/2 92.72 92.7317, | 92.76 
Japan. . . .| sh für Yen 24.58 d 2.05/s 2.05/s 2.03/s 2.03/s 2.03/s 2.07/46 2.03/32 
Konstantinopel | Piaster für £ | 110.— 1025.— 1025.— 1025.— 1025.— 1025.— 1025.— 1025.— 
Kopenhagen Kronen für £ 18.159 18.16'/a 18.16” 18.16Y4 18.16”/6 18.1614 18.1612 18.16%s 
Kowno Lit. für £ 48.66 48.62!/2 48.622 48.62!/a 48.621/2 | 48.621/2 48.621/, 48,621/; 
Lissabon . Escudo für £ — 108,25 108.25 108.25 108.25 108.25 108.25 108.25 
Madrid Pesetas für £| 25.22”, 39.2212 39.35 39.78 39.7712 39.77 1/2 39.821, 39.88 
Manila sh für $ 24.066d| 20 | 20s | 2.0%6 2.06 | 2.086 2.05/16 | 20%, 
Mexico Pesos für £ 9.76 10.2212 10.25 ı 10.25 10.20 10.20 10.221/2 10.20 
Montevideo Pence für $ did 45.37122 | 458712 | 45.75 45.622 | 45.50 45.12/23 | 45.— 
Montreal. . Dollar für £ 4.862/5 4.867/3 488 | 4873/16 4.861/2 4.86 !!/32 4.831/4 4.861/8 
New York . Dollar fur £ 4.862/5 4.86°/32 4.861/s 4.857/8 4.861/32 4.86 4,85%/,,| 4.85% 
Oslo Kronen für £ 18.159 18.16%/4 18.16 18.16 18.161⁄, 18.161⁄4 18.161⁄4 | 18.161/s 
Paris . Francs fur £ | 124.21 123.92 123.85 123.86 123.86Y/2 | 123.94 123.94 123.94 
Prag Kronen für £ | 164.25 164.12 1/2 | 164.— 163.93%s | 164.— 163.9334 | 163.93% | 163.82 
Reval . E. Kr. für £ 18.159 18.241/; 18.24 18.24 18.241/2 18.241/; 18.241/, 18.241/; 
Riga Lats für £ 25.221/; 25.21%a 25.22 25.22 25.221/2 25.22 25.211/; 25.221/; 
Rio de Janeiro | Pence f. Milr. — 5.871/2 5.871/2 5.855168 5.87Ya 5.871/2 5.843/3 5.84 
Schweiz . Francs für £ 25.221/2 25.077/16 | 25.08 25.0916 25.12 3%/ı6 25.13 25.12 Va 25.11°/a 
Shanghai sh für Tael = 1.113/s2 1.11°/32 1.10°/ı6 110% | 1.10 1.107/32 !  1.10%s 
Singapore . sh für $ 2.4 2,334 2.3°/a 2.83% 234 | 2.83% 2.3/4 2.325/32 
Sofia . Lewa für £ 673.659 670.50 670.50 670.50 670.50 670.50 670.50 670.— 
Stockholm Kronen für £ 18.159 18.09 18.097/s | 18.107/s 18.1242 | 18.12 18.11: | 18.11!/a 
Valparaiso . Dollar für £ 40.— 39.92 89.98 39.92 39.88 | 39.94 39.94 39.93 
Warschau Zloty für £ 43.38 43.371/; 43.861/; 49.341/; 43.35 43.34" /2 43.351/2 | 43.35 
Wien Schilling für £| 34.582 34.4742 34.47 34.44 34.46 34.47 34.46 "2 34.46 

Erläuterungen: 
Maße und Gewichte. Sonstiges. 


1 Bushel Gerste = 


48 Ibs = 21,77 kg 


1 Bushel Hafer = 32 engl. Pfund = 14,52 kg 
1t deutsch = 1000 k 
1 russ. Pud = 16,58 kg 


1 Bushel Roggen oder Mais = 56 engl. Pfund = 25,40 kg 
1 Bushel Weizen = 60 engl. Pfund = 27,22 kg 

1 Unze englisch = 31,04 g bei Edelmetallen, sonst 28,33 g 
1 Pfund engliach (Ib) = 16 Unzen = 453,59 g 

t t englisch = 20 cwts = 2240 lbs = 1016,048 kg 


fob bedeutet free on board, der Verkäufer muß die Ware auf seine 
Kosten bis an Bord des Schiffes oder in den Waggon tfow) liefern. 


cf (cost and freight) der Verkäufer trägt alle Kosten bis franko Bord 

und bezahlt überdies noch die Fracht bis zum Bestimmungsort. 
cif (cost, insurance and freight) der Verkäufer trägt dieselben Kosien 
wie bei cf und außerdem noch die Versicherungskosten. 
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Aktiengesellschaft 


Hamburg - Berlin 


Eigene Geschäftsstellen: 
FS lerzcor 


Aachen 

Alsfeld (Hessen) 
Altenburg (Thür.) 
Altona (Elbe) 
Altona-Blankenese 
Annaberg (Erzob.) 
Apolda 

Arnstadt 
Arnswalde (Nm.) 
Artern 
Aschersleben 
Aue i. Erzgeb, 
Auerbach |, V. 
Augsburg 


Bad Doberan i.M 
Baden-Baden 
Bad Kreuznach 
Barmen 

(siehe Wuppertal) 
Bautzen 
Beuthen (0.-S.) 
Bielefeld 
Bitterfeld 
Blankenese 
Blexen In Oldenbg. 
Bochum 
Borkow I. Mecklbg. 
Bottrop |. W. 
Brandenburg (Hav.) 
Braunschweig 
Bremen 
Bremerhaven 
Breslau 
Brüel |. Mecklbg, 
Buchholz (Sa.) 
Buer I. Westf. 
Burg (Bz. Magdebg.) 
Burgstädt (Sachs.) 
Burhave (Oldenbg.) 
Buttstädt 

Bützow I. Mecklbg. 
Calbe (Saale) 
Cella 
Chemnitz 
Coburg 
Cottbus 
Crimmitschau 
Cuxhaven 
Danzig 
Dessau 
Doberan I. Mecklbg. 
Dortmund 
Dresden 
Dulsburg 
Düsseldorf 
Eberswalde 
Egeln (Bz.Magdebqg.) 


a. 
Elbenstock I. Erzab. 
Elckel, Westf. 
Ellenburg 
Eisenach 
Eisenberg (Thür.) 
Eisleben 
Elberfeld 

(siehe Wuppertal) 
Eimshorn 
Elsterberg, Vogtl. 
Emden 
Erfurt 
Eschwege a.W. 
Essen (Ruhr) 
Falkenstein (Vogtl.) 
Finsterwalde (N.-L ) 
Forst (Lausitz) 
Frankenberg (Sa.) 
Frankfurt (Main) 
Freiberg (Sachs.) 
Friedberg(Hessen) 
Fulda 
Fürstenberg I.Meckl. 
Fürth (Bayern) 
Gadebusch 1. Mecki. 
Gardelegen 
Geestemünde 

(Wesermünde) 
Gelsenkirchen 
Genthin 
Gera 
Gießen 
Glauchau 
Goldberg i. Mecklbg. 
Görlitz 
Goslar 
Gotha 
Göttingen 
Gräfenthal (Thür.) 
Greiz 
Greußen (Thür.) 
Gronau (Hannover) 
Großröhrsdorf (Sa.) 
Guben 
Güstrow i. Mecklbg. 
Hagen (Westf.) 
Hagenow |. Mecklbg. 
Hainlchen 
Halberstadt 
Halle (Saala) 
Hanau 
Hannover 
Hann.-Münden 
Harburg (Elbe) 
Heidenau 

(Bz. Dresden) 


Helmstedt 
Herne 
Hersfeld 
Hildeshelm 
Höchst (Maln 
Hohensteln- 

Ernstihal 
Holzminden 
Höxter 

Ilmenau (Thür.) 
Jena (Thür.) 
Kamenz (Sachs.) 
Kassel 

Kiel 

Kirchhaln (N.-L.) 
Klötze I. d. Altm. 
Klütz 1, Mecklbg. 
Köln 
Königsberg (Pr.) 
Köthen (Anhalt) 
Kreuznach 
Kronach (Bayern) 
Kröpelin 

I. Mecklenburg 
Landsberg (Warthe) 
Langengalza 
Lauban (Schlesien) 
Lauscha. 

(Thür. Wald) 
Lelpzig 
Lengenfeld (Vogtl.) 
Limbach (Sachs.) 
Löbau (Sachs) ' 
Lobenstein (Thür.) 
Lübeck 
Luckenwalde 
Ludwigshafen 
Ludwigalust i. M. 
Lüneburg 
Lüttringhausen 
Magdeburg 
Mainz 
Malchin 1. Meckibg. 
Mannhelm 
Marburg (Lahn) 
Meerane (Sacha.) 
Melßen 
Merseburg 
Mirow I, Mecklbg. 
Mittweida 
Mölin (Lauenburg) 
Mühlhausen 


hür.) 
elm (Ruhr) 
München 
Naumburg (Saaie) 
Neubukow |. Mecki. 
Neugersdorf (Sa.) 


Gegründet 1 


Neuhaldensleben 
Neu-Isenburg 
(Hassen) 
Neukloster {Meckl.) 
Neumünster I.Holst. 
Neustadt (Orla) 
Norden 
Nordenham I. Oldbg. 
Nordhausen 
Nordstemmen 
Northeim (Hannov.) 
Nürnberg 
Oberammergau 
(während d r Passi- 
onsspiele 1930) 
Oberhausen (Rhid.) 
Oebisfelde 
Offenbach (Maln) 
Oldenburg (Oldbg.) 
Oschersleben 
(Bode) 
Osnabrück 
Osterburg 
Osterode (Harz) 
Osterwleck (Harz) 
Paderborn 
Parchim I. Mecklbg. 
Pelne 
Perleberg 
Pinneberg I. Holst. 
Plau I. Meckibg. 
Plauen (Vogtl.) 
Pößneck (Thür.) 
Potsdam 
Pulsnitz (Sachs.) 
Quedlinburg 
Radevormwald 
Rathenow 
Recklinghausen 
Regensburg 
Rehna (Mecklbg.) 
Reichenbach 
(Vogtl.) 
Remscheld 
Ribnitz 1. Macklbg. 
Rodewisch |. V. 
Rostock 
Rudolstadt 
Saalfeld (Saale) 
Salzwedel 
Sangerhausen 
Schneeberg ,Erzgb, 
Schönebeck (Eibe) 
Schönhelde LErzgb. 
Schöningen 
Schwaan I. Mecklbg. 
Schwerin 1, Mecklba. 
Sebnitz (Sacha.) 


Selfhennersdorf 
Sollngen 
Sondershausen 
Sonneberg (Thür.! 
Spremberg (Laua. 
Stadtoldendorf 
Steinach(Thür.Wald) 
Stendal 


Tangerhütte 
Tangermünde (Elbe) 
Teterow 1.Meckıbg. 
Torgau 

Tossens |, Oldbg. 
Uelzen (8z. Hann.) 
Wald (Rhid.) 
Waltarshausen 
(Thür.) 
Wandsbek 
Wanne 
Wanzleben 
Warburg (Wastf.) 
Waren I. Mecklbg. 
Wattenscheid 
Welda 

Weimar 
Weißenfels (Saale) 
Werdau (Sachs.) 
Werder (Havel) 
Wermelskirchen 
Wernigerodea,Harz 
Wesermünde 
Wetzlar 
Wiasbaden 
Wismar (Mecklbg. 
Witten 
Wittenberg 

(Bz. Halle) 
Wittenberge 

(Bz. Potsdam) 
Wittenburg 

l. Mecklenburg 
Wolmirstedt 

(Bz. Magdebg.) 
Worms 
Wuppertal 

Abtig. Barmen 
Abtig. Elberfeld 
Wurzen 

Zeltz 

Zella-Mehlls (Thür ) 
Zerbst (Anhalt) 
Zeulenroda 

Zittau 

Zschopau 
Zwickau (Sachs) 


In den Großstädten vermitteln außerdem 1250Dapositenkassen den Verkehr mit der Kundschaft 


Telegramm -Adresse überall: 


Vertretung in Holland: 
N. V. Hugo Kaufmann & Co's Bank 
Amsterdam, Vijgendam 8-10 


Kommanditen: 


S. Kaufmann & Co., Berlln W8 / Martin Schiff - Marcus Nelken & Sohn, Berlln 
Lehmann, Oppenheimer & Sohn, Braunschwelg 


Vertretung in Amerika: 


Konrad von Jiberg 
60, Broadway, New York City 


Von Dittenberger. 


Der Reichstag beſchäftigte ſich in ſeinen Sitzungen vom 
8., 10. und 11. Februar d. J. mit der zweiten Beratung 
des Etats für die Reichsjuſtizverwaltung.!) Die Ver⸗ 
handlungen boten das gewohnte Bild. Neben einer allgemeinen 
Kritik der Handhabung der Geſetze und der Übung der Recht⸗ 
ſprechung, der wie ſtets der politiſche Unterton nicht fehlte, 
kam eine große Anzahl einzelner Wünſche und Anregungen 
zur Erörterung. Auch die Verhältniſſe der Anwaltſchaft 
wurden wieder von verſchiedenen Seiten berührt. 

Beſonders ausgiebig war auch diesmal der Streit um die 
„Klaſſenjuſtiz“, der ſich insbeſondere auf die modernſte 
Form dieſer Juſtiz, die „Streikjuſtiz“, konzentrierte. Die 
Abgeordneten Dr. Cohn (Nordhauſen), Landsberg und 
überaus umfangreiches 


Heine (Deſſau) entwickelten ein 5 ee 
Sündenregiſter. Aber auch von nichtſozialdemokratiſcher Seite 


wurde zugegeben, daß die übermäßig ſtrengen Urteile, die 
namentlich anläßlich des Streiks im Ruhrgebiet erfolgt ſeien, 
zu Bedenken Anlaß geben müßten. Der Abgeordnete Dr. Belzer 


1) Vgl. über die vorjährigen Verhandlungen JW. 1912, 575 ff. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


5. 1913. 


meinte, ſolche Urteile ſeien daraus zu erklären, daß der Richter 
nicht aus ſeinem Milieu herauskönne, daß er von der Geſell⸗ 
ſchaft, in der er ſich bewege, unbewußt präokkupiert ſei und 
daß es wohl möglich ſei, daß ſo ſtrenge Urteile im Ruhrgebiet 
nicht gefällt worden wären, wenn ſie von Richtern gefällt 
worden wären, die dieſem Milieu entrückt geweſen 
wären. Der Redner gab damit einem Gedanken Ausdruck, 
der ſeinerzeit den Deutſchen Anwaltverein bei ſeinen Beratungen 
über die Strafprozeßreform lebhaft beſchäftigt und ihn veranlaßt 
hat, Kautelen in dieſer Hinſicht vorzuſchlagen. Der Vorſchlag 
verlangte einen Zuſatz zu $ 13 StPOD., wonach an Stelle des 
an ſich zuſtändigen Gerichts ein anderes Gericht treten ſoll, 
wenn der den Gegenſtand der Unterſuchung bildende Vorgang 
im Bezirke des zuſtändigen Gerichts eine außergewöhnliche Er⸗ 
regung der öffentlichen Meinung hervorgerufen hat oder hervor⸗ 
zurufen droht (vgl. Abänderungsvorſchläge des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins S. 20 f., 154). Weiter meinte der Abgeordnete 
Dr. Belzer hinſichtlich der von anderen Rednern an der 
Strafrechtspflege geübten Kritik, daß es zutreffend ſei, daß man 
zuviel Unterſchiede bei der Erhebung der öffentlichen An— 
klage wegen Beleidigung mache und daß dabei zuweilen 
zu große Rückſicht auf Stellung und Stand einzelner Perſonen 
genommen werde (Sten B. 3601 1)). Dem in dem Worte 
„Klaſſenjuſtiz“ liegenden Vorwurf gegen den Richterſtand wider⸗ 
ſprach der Redner, und der Abgeordnete Dr. Ablaß ſchloß ſich 
dem mit Entſchiedenheit an. Er betonte aber, daß es für die 
Juſtiz nur nutzbringend ſei, wenn man mit einer ruhigen und 
freimütigen Kritik an ſie herantrete, und es ſei bedauerlich, daß 
die Richterkreiſe gegenüber ſolcher Kritik vielfach eine zu große 
Empfindlichkeit zeigten. Überdies verfalle man auch in 
Richterkreiſen ſelbſt in den Fehler ſcharfer und unſachlicher 
Kritik. Wenn man aber unberechtigte Angriffe gegen den 
Richterſtand abwehre, ſo müſſe man vor allen Dingen auch 
verlangen dürfen, daß der Richterſtand ſelbſt bei der Ab— 
wehr in ſeinen Ausdrücken in der Grenze kluger 
Mäßigung bleibe (Sten B. S. 3625 B, C, D). In anderem 
Zuſammenhange erhob der Abgeordnete Dr. Bell entſchiedenen 
Proteſt gegen die ungerechtfertigten, ja unerhörten Angriffe, 
die in neueſter Zeit gerade auch aus Richterkreiſen gegen 
den Anwaltſtand erhoben worden find (fiche darüber 
unten). 

Von den großen Juſtizreformproblemen wurden zu⸗ 
nächſt verſchiedentlich Fragen der Reform des Zivilprozeſſes 
angeſchnitten. Der Abgeordnete Schiffer (Magdeburg) gab 
der ſchon im vergangenen Jahre von verſchiedenen Seiten ver: 
tretenen Anſicht Ausdruck, daß die Reform der Zivilprozeß⸗ 
ordnung, weil jetzt gerade andere Reformen im Vordergrunde 
ſtänden, in einer ungebührlichen Weiſe verzögert werde. Die 
Prozeßordnung habe trotz ihrer techniſch ausgezeichneten Grund⸗ 
lage ſo ſchwere Mängel, insbeſondere für die große Maſſe des 
Volkes, daß man, zumal mit Rückſicht auf die Entwicklung in 
den Nachbarſtaaten, viel raſcher die beſſernde Hand hätte an⸗ 
legen müſſen. Man bürfe fih auch nicht mit der in Ausſicht 
ſtehenden Neukodifikation des geſamten Zivilprozeſſes vertröſten, 
denn ganze Gebiete des Prozeſſes vertrügen und erforderten 
die vorgängige Regelung durch Novellen (3606 D). — Von 
Einzelfragen aus dem Gebiete des Zivilprozeſſes wurde durch 


den Abgeordneten Liſt (Eßlingen) die Frage einer Reform des 
Offenbarungseidsverfahrens berührt, die kürzlich anläßlich 
einer Petition im Reichstage ausführlicher beſprochen worden 
iſt, wobei namentlich der Abgeordnete Dr. Bell (Eſſen) die 
Mängel des Verfahrens im einzelnen darlegte und Abhilfe 
verlangte.?) Der Herr Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts 
Dr. Lisco erklärte hierauf, daß das Offenbarungseidsverfahren 
zwar Mängel habe, die auch im Reichsjuſtizamt nicht verkannt 
würden, daß einem Teil dieſer Mängel aber im Verwaltungs⸗ 
wege abgeholfen werden könne. Eine Reviſion des Offen⸗ 
barungseidsverfahrens werde hiernach bis zur allgemeinen Reform 
des Zivilprozeßverfahrens hinausgeſchoben werden können. Der 
Herr Staatsſekretär fügte hinzu, „daß die Regelung von Einzel⸗ 
fragen ſowohl auf dem Gebiete des Zivilprozeſſes, wie auf 
dem Gebiete des Strafprozeſſes im allgemeinen der großen 
Kodifikation werde vorbehalten werden müſſen und daß nur in 
ganz dringenden Notfällen hier zu einer Einzelgeſetzgebung werde 
geſchritten werden können“ (3673 A). 

Lebhafte Befürwortung von verſchiedenen Seiten fand die 
Einführung des Zwangsvergleichs außerhalb des Kon— 
kurſes. Hierzu wiederholte der Herr Staatsſekretär ſeine im 
vorigen Jahre erklärte Bereitwilligkeit, in eine erneute Prüfung 
dieſer Angelegenheit einzutreten, wenngleich die Bedenken, die 
gegen die Einführung eines gerichtlichen Zwangsvergleichs 
außerhalb des Konkurſes beſtänden, nicht gering anzuſchlagen 
ſeien (3603 A). Auch für andere Fragen des Themas 
„Gläubigernot und Schuldnernot“, das von verſchie⸗ 
denen Rednern behandelt worden war, ſagte der Herr Staats⸗ 
ſekretär eingehende Prufung zu, namentlich für die Frage des 
1500⸗Mark⸗Vertrags (3632 PD). Die gleiche Erklärung gab 
der Herr Staatsſekretär ab bezüglich der von dem Abgeordneten 
Dr. Ablaß erwähnten Frage der Rechtsgeſchäfte mit 
heimlich Geiſteskranken, die er allerdings als noch nicht 
ſpruchreif erachtete (3632). Ferner verſprach der Herr Staats⸗ 
ſekretär auch hinſichtlich einiger Fragen des Liegenſchafts— 
rechts — Verfügung über den Miet⸗ oder Pachtzins dem 
Hypothekengläubiger gegenüber, Hypothekenausfall uſw. — weitere 
ſorgfältige Prüfung. 

Von weiteren Punkten, die in den Verhandlungen geſtreift 
wurden, ſei noch das Weltwechſelrecht erwähnt, bezüglich 
deſſen der Herr Staatsſekretär der beſtimmten Hoffnung Ausdruck 
gab, das im Haag vereinbarte Abkommen dem Reichstage noch 
in der laufenden Seſſion vorlegen zu können (3603 B.). Die 
Notwendigkeit einer Reform des Rechts der Geſellſchaften 
m. b. H. wurde von dem Abgeordneten Bolz in längeren 
Ausführungen begründet, die ſich im weſentlichen mit denen des 
kürzlich an dieſer Stelle (S. 231) abgedruckten Vortrages 
Kaufmanns decken. 

Ebenſo ſtellte der Herr Staatsſekretär noch für den Lauf 
der Seſſion einen Entwurf einer Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverſtändige in Ausſicht, die ſich allerdings 
in der Hauptſache auf eine Erhöhung der Sachverſtändigen⸗ 
gebühren beſchränken wird. Über die Gewährung von Diäten 
an Schöffen und Geſchworene erklärte der Herr Staats⸗ 


2) Siehe 70. Sitzung des Reichstags vom 26. November 1912, 
Sten B. S. 2316 ff. 
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ſekretär, daß ſeit mehreren Monaten ein dahingehender Antrag 
dreier ſüddeutſcher Regierungen beim Bundesrat liege und daß 
anzunehmen ſei, daß der Bundesrat dazu kommen werde, dem 
Reichstage eine Vorlage zu unterbreiten (3603 B, C). 

Die merkwürdigen Verhandlungen über eine im Etat neu 
angeforderte Reichsanwaltsſtelle, deren Streichung ſchließlich 
beſchloſſen wurde, gaben dem Herrn Staatsſekretar Anlaß zu 
einigen Mitteilungen über die Geſchäftslage des Reichs— 
gerichts. Der Herr Staatsſekretär knüpfte an die Ausführungen 
an, mit denen der Abgeordnete Dr. Belzer die ablehnende 
Stellung der Zentrumspartei gegenüber der Forderung für 
einen Reichsanwalt begründet hatte und die dahin gingen, daß 
die Geſchäfte ſich bei dem Reichsgericht durch die Hilfsarbeiter 
erheblich verbeſſert hätten, daß die Geſchäfte glatt weiterlaufen 
und nicht weiter zunehmen würden. Es ſei ganz richtig, ſo 
meinte der Herr Staatsſekretär, daß die Hilfsarbeiter in Ver⸗ 
bindung mit der Erhöhung der Reviſionsſumme dahin geführt 
hätten, daß die Geſchäfte in den Zivilſenaten — und nur um 
die Zivilſenate handele es ſich bei den Hilfsarbeitern, da dieſe 
ja nur in den Zivilſenaten beſchäftigt werden dürften — jetzt 
glatt erledigt würden. Durch die Erhöhung der Reviſionsſumme 
ſei auch die Zahl der Reviſionen erheblich herabgegangen. Die 
Sachlage werde durch folgende Zahlen beleuchtet. 

„Es betrugen die neuen Reviſionen in Zivilſachen im 
Jahre 1909 4595. Im Jahre 1910, als das Geſetz vom 
Juni 1910 nur erſt wenig Wirkung ausüben konnte, ging die 
Zahl der Reviſionen auf 4344 herunter, während ſie, wenn 
das Geſetz nicht erlaſſen wäre, bei der durch das Anwachſen 
der Bevölkerung bedingten normalen Zunahme der Sachen etwa 
auf 4800 geſtiegen ſein würde. Die volle Wirkung des Geſetzes 
trat erſt im Jahre 1911 ein; es gingen in dieſem Jahre nur 
3531 Reviſionen ein. 

Nun, meine Herren, ich erwähnte ſchon, daß ganz ſtetig 
die Geſchäfte beim Reichsgericht zunehmen, falls nicht beſondere 
Eingriffe wie im Jahre 1910 erfolgen. Das hat ſich 
bereits wieder im Jahre 1912 ergeben: 1911 3531 Sachen, 
1912 3906 Sachen. Nach den Erfahrungen, die man in den 
letzten 10, 15 Jahren beim Reichsgericht gemacht hat, kann 
man mit Sicherheit annehmen, daß im Jahre 1913 die Reviſionen 
ſich auf 4200 belaufen werden, im nächſten Jahre etwa auf 
4400. Nehmen die Geſchäfte aber in dieſer Weiſe zu, ſo iſt 
es unausbleiblich, daß wieder an irgendeine Entlaſtung 
wird gedacht werden müſſen, ſei es nun durch die im 
Jahre 1910 in Ausſicht geſtellte allgemeine Reviſion der Zivil⸗ 
prozeßordnung oder durch die Erhöhung der Zahl der Reichs⸗ 
gerichtsräte bei den Zivilſenaten. Sie ſehen daraus, daß von 
den jetzt in den Zivilſenaten beſchäftigten Richtern nicht ein 
einziger bei den Strafſenaten verwendet werden kann. 

Und nun, meine Herren, komme ich zu den Strafſenaten. 
Die Entwicklung iſt bei ihnen eine ganz ähnliche, wie bei den 
Zivilſenaten. Die von Ihnen im Jahre 1905 beſchloſſene ſo⸗ 
genannte lex Hagemann hat bewirkt, daß in den Jahren 1905, 
1906, 1907 die Anzahl der neuen Reviſionen in Strafſachen 
herabgegangen iſt, gegenüber 1904 mit 6756 Sachen auf 6483, 
5737, 5507. Die Wirkung der lex Hagemann iſt durch die 
Judikatur bei den Untergerichten erſt im Jahre 1907 voll in 
die Erſcheinung getreten; im Jahre 1907 iſt der Tiefſtand der 
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Reviſionen erreicht. In dem folgenden Jahre iſt ſchon wieder 
eine andauernde Steigerung der Geſchäfte zu beobachten: im 
Jahre 1908 ſind es bereits wieder 200 Sachen mehr, 5708; 
im Jahre 1909 5944, 1910 6158, 1911 6368 — jedes Jahr 
etwas über 200 neue Sachen mehr — und im Jahre 1912 6807. 
Wir ſind alſo jetzt im Jahre 1912 bereits bei einer höheren 
Ziffer angelangt, als wir ſie im Jahre 1904 beobachten konnten. 
Das iſt eine ganz naturgemäße Entwicklung. Wenn eine Be⸗ 
völkerung ſo zunimmt, wie ſie in Deutſchland zunimmt, dann 
müſſen bei der Geſchäftsentwicklung der unteren Gerichte auch 
die Geſchäfte beim Reichsgericht in der Weiſe zunehmen, wie 
ich es eben dargeſtellt habe. Ich glaube, das iſt unabweisbar, 
und auch in den Strafſenaten, meine Herren, können wir mit 
voller Sicherheit nach den dargelegten Zahlen für die nächſten 
Jahre wieder mit einer erheblichen Zunahme rechnen“ (3603 C, D, 
3604 A). Aus dieſen Zahlen ergebe ſich, fo meinte der Staats⸗ 
ſekretär, daß die verlangte Umwandlung der einen der drei vor⸗ 
handenen Hilfsarbeitsſtellen bei der Reichsanwaltſchaft in eine 
etatsmäßige im Intereſſe des Reichsgerichts erforderlich ſei, 
jedoch vermochten auch dieſe Zahlen die Ablehnung der Stelle 
nicht zu verhindern. 

Die Darlegungen des Staatsſekretärs veranlaßten den 
Abgeordneten Holtſchke, die Frage aufzuwerfen, ob nicht 
das Reichsgericht in abſehbarer Zeit anderweitig zu organiſieren 
ſein würde, damit es ſeiner Hauptaufgabe, der Aufrechterhaltung 
der Rechtseinheit, gerecht werden könne (3610 D). Der Ab⸗ 
geordnete Landsberg andererſeits gab der Hoffnung Ausdruck, 
daß das Reichsjuſtizamt nicht etwa eine abermalige Erhöhung 
der Reviſionsſumme in Ausſicht nehmen möge. Er trat 
dem Staatsſekretär darin bei, daß die Zunahme der Prozeſſe 
eine natürliche, aus der Bevölkerungszunahme ſich ergebende 
Erſcheinung ſei und daß man ihr durch eine Vermehrung 
der Richterzahl beikommen müſſe. Die Einheitlichkeit der 
Rechtſprechung ſei viel mehr in Gefahr, wenn man immer mehr 
Prozeſſe bei den Oberlandesgerichten enden laſſe. Überhaupt 
beſtehe der Wert der Rechtſprechung des Reichsgerichts haupt⸗ 
ſächlich darin, daß die Oberlandesgerichte eine Inſtanz über ſich 
wiſſen, die fie kontrolliere (3639, C). Der Herr Staats- 
ſekretär gab hierzu folgende ſich mit ſeinen vorjährigen Aus⸗ 
führungen im weſentlichen deckende Erklärung ab: „Meine 
Herren, es iſt in den letzten Tagen eine Äußerung, ich 
glaube, von dem Herrn Abgeordneten Landsberg, dahin 
gefallen, ich hätte bei meinen neulichen Erklärungen über die 
Geſchäftslaſten des Reichsgerichts und über die weitere 
Behandlung der Reichsgerichtsfrage angedeutet, es müſſe 
eine weitere Erhöhung der Reviſionsſumme in Ausſicht 
genommen werden. Meine Herren, das iſt nicht der Fall. Wie 
die Herren, die damals bei dem letzten Geſetze über Entlaſtung 
des Reichsgerichts mitgearbeitet haben, ſich entſinnen werden, 
habe ich in der dritten Leſung oder noch am Ende der zweiten 
Leſung eine Erklärung abgegeben, daß, falls die Geſchäfte beim 
Reichsgericht wieder ſo ſteigen würden, daß in irgendeiner Weiſe 
Maßregeln getroffen werden müßten, um eine prompte Rechts⸗ 
pflege herbeizuführen, und nicht inzwiſchen die allgemeine Reviſton 
der Zivilprozeßordnung zu einer Anderung = geſamten Ber: 
fahrens in der Reviſionsinſtanz geführt hätte, dann neue 
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der Reviſionsſumme iſt im Jahre 1910 nicht gedacht worden, 
und wir denken auch fernerhin nicht daran. Sollte vor einer 
allgemeinen Reviſion der Zivilprozeßordung Abhilfe notwendig 
werden, was, wie ich hoffe, nicht der Fall ſein wird, ſo 
werden die verbündeten Regierungen die Erhöhung der Zahl 
der Reichsgerichtsräte vorſchlagen muſſen, und ich hoffe, daß 
dann der Reichstag bereit ſein wird, in die Vermehrung der 
Reichsgerichtsratsſtellen zu willigen“ (3672 C, P). 

Intereſſant iſt an dieſer Erklärung insbeſondere, daß das 
Difformitätsprinzip allem Anſchein nach endgültig begraben 
iſt. Im Vorjahre ſprach der Herr Staatsſekretär noch von der 
Ergreifung „anderer Maßregeln, wie z. B. einer Vermehrung 
der Senate“. Die diesjährige Erklärung beſchränkt ſich auf 
dieſe letztere Eventualität und rechtfertigt damit die im vergangenen 
Jahre an dieſer Stelle ausgeſprochene Hoffnung.“) 

Hinſichtlich der Reform des materiellen Strafrechtes 
ergaben die Verhandlungen, daß die von der Regierung ein⸗ 
geſetzte Kommiſſion ihre Arbeit Ende des Sommers dieſes Jahres, 
jedenfalls aber Ende des Jahres fertigſtellen wird. Es wird 
alsdann noch eine kleinere Kommiſſion zuſammentreten, um ein 
Einführungsgeſetz für das Strafgeſetz auszuarbeiten (35960). An 
Einzelfragen aus dieſem Gebiete kamen die Fragen des Schutzes 
gegen verbrecheriſche Irre und der Verſtärkung des 
Ehrenſchutzes zur Sprache (3607 C, D). Der in eine Reſolution 
umgewandelte nationalliberale Antrag betr. die Anfechtung 
amtlicher Verfügungen (JW. 1912, 1120) fand warme 
Befürworter. 

Auch die Beſchleunigung der Reform des Straf— 
prozeſſes wurde erneut dringend gefordert, wobei namentlich 
die Frage der übermäßigen Anwendung der Unterſuchungs— 
haft und die unzweckmäßige Handhabung der Beſtimmungen über 
die Entſchädigung wegen unſchuldig erlittener Unter— 
ſuchungshaft gerügt wurden (3591 B, C, D, 3594 B). Die 
Frage der Kunſtſachverſtändigen und in Verbindung damit 
die Probleme der Bekämpfung der Unſittlichkeit, die Einführung 
der Prügelſtrafe, die Gerichtsberichterſtattung und ähn⸗ 
liche alljährlich wiederkehrende Probleme fanden mehr oder 
weniger eingehende Erörterung. 

Die Reform der Anwaltsgebühren wurde durch den 
Abgeordneten Dr. Belzer, der ſich bereits im vergangenen 
Jahre zu dieſem Thema geäußert hatte,) angeſchnitten. Er 
meinte, es ſei nicht zu verkennen, daß eine neue Gebühren: 
ordnung für Rechtsanwälte kommen müſſe. Die Zeiten 
hätten ſich vollkommen geändert, die Koſten der Lebenshaltung, 
die Bureaukoſten ſeien entſchieden höher geworden, und darum 
müſſe man an die Frage herantreten. Dabei, ſo fuhr er fort, 
„verkennen wir aber durchaus nicht, — und das werden die 
Herren Rechtsanwälte auch mit uns einſehen, daß wir die 
Koſten der Prozeſſe, die der kleine Mann, der kleine 
Kaufmann und der Handwerker führen, unmöglich ver— 
teuern können. Es wird nicht leicht ſein, zwiſchen den ent⸗ 
gegenſtehenden Intereſſen einen Ausgleich zu finden. Das wird 
viele Mühe machen, und das hat man auch beim Reichs⸗ 


) Bol. hierzu JW. 1912, 576. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M5. 1913. 


juſtizamt wie beim Deutſchen Anwaltverein eingeſehen. 
Wenn ich recht unterrichtet bin, ſind jetzt der Herr Staats⸗ 
ſekretär und der Anwaltverein dahin übereingekommen, daß von 
den Herren Rechtsanwälten noch einmal gründliches Material 
gebracht werden ſoll. Das verurſacht allerdings wieder eine 
Hinauszögerung der Reform, die ich beklage, die aber 
aus den angegebenen Gründen notwendig iſt. Ich hoffe nur, 
daß es nicht allzu lange währt, bis wir den Geſetz— 
entwurf bekommen“ (3597 D, 3598 A). Hinſichtlich der 
Richtung, in der ſich nach der Andeutung dieſes Redners die 
Gebührenreform zu bewegen haben würde, mag man abweichender 
Anſicht fein; die Stimmen, die eine Erhöhung der Ge: 
bühren auch in den unteren Wertſtufen fordern und wohltätige 
Wirkungen allgemeiner Art davon erwarten, mehren ſich neuer: 
dings, wie wohl auch aus den nachfolgenden Ausführungen des 
Abgeordneten Liſt (Eßlingen) entnommen werden kann. Er⸗ 
freulich iſt an den Ausführungen des Abgeordneten Dr. Belzer 
die Entſchiedenheit, mit der ein Richter die Rotwendigkeit, und 
beſonders auch die Dringlichkeit der Reform anerkennt. 

Eine nähere Begründung dieſer Notwendigkeit und Dring⸗ 
lichkeit gab der Abgeordnete Liſt (Eßlingen): 

„Eine andere Frage aber, meine Herren, die uns Rechts⸗ 
anwälte ſchon ſeit vielen Jahren beſchäftigt, und in der wir 
immer wieder vertröſtet wurden, iſt die Frage der Erhöhung 
unſerer Gebühren, einer Abänderung unferer Gebühren: 
ordnung. Unſere Gebührenordnung ſtammt aus dem Jahre 
1879. Wenn ſie damals den Bedürfniſſen entſprach, ſo trifft 
das heute abſolut nicht mehr zu (ſehr richtig! bei den National⸗ 
liberalen), wo ſich nicht bloß die Lebenshaltung verteuert hat, 
ſondern auch die Bureauunkoſten (ſehr richtig!) ganz enorm 
geſtiegen find; haben wir doch jetzt erſt wieder durch die An⸗ 
geſtelltenverſicherung eine große Laſt auf uns nehmen 
müſſen und im Intereſſe unſerer Angeſtellten auch gern auf uns 
genommen. Man hat aber ſeither auch nicht viel getan, um 
etwa den Wirkungskreis der Rechtsanwälte auszudehnen; 
im Gegenteil, er iſt durch die Sondergerichte, die Gewerbe— 
und Kaufmannsgerichte, eingeſchränkt worden. Es hat auch die 
konſultative Praxis vieler Rechtsanwaltbureaus eine erhebliche 
Beeinträchtigung erlitten durch die Rechtsauskunftsſtellen. 
Ich will gar nichts gegen ſie ſagen; im Gegenteil, ich habe ſie 
begrüßt und begrüße ſie als eine durchaus ſegensreiche Ein⸗ 
richtung, und wir Rechtsanwälte ſind gern bereit, an ihnen 
mitzuwirken. Aber ſie ſollten beſchränkt ſein auf den Kreis der 
Perſonen, die nicht imſtande ſind, ſich eine Auskunft bei 
einem Rechtsanwalt zu holen und den Anwalt dafür zu 
honorieren. 

Dann haben wir das große Gebiet der Armenprozeſſe. 
Man hat berechnet, daß der Ausfall der Rechtsanwälte an 
Gebühren und Auslagen im Jahre 1909 auf nicht weniger 
als 5,5 Millionen Mark ſich bemeſſen hat. (Hört! hört!) Es 
würde ſich da wirklich die Frage erheben, ob nicht eine Ver⸗ 
gütung der Rechtsanwälte für die Armenprozeſſe, die ſie zu 
führen haben, eintreten könnte. Das eine ſollte unbedingt von 
ſeiten der Gerichte geſchehen, geſchieht aber nicht immer in 
genügendem Umfange, wie die Praxis zeigt, nämlich, daß die 
Vorbedingungen für die Zulaſſung einer Partei 
zum Armenrecht auch genügend geprüft werden. In 
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dieſer Beziehung wird ſehr viel gefehlt. Man nimmt es oft 
ſehr leicht mit der Frage, entweder der Armeneigenſchaft der 
Partei oder der Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung. Die 
Armenparteien ſind bekanntlich die ſchwierigſten Klienten. Nun 
führt man einen Prozeß mit vieler Mühe und Aufwand an 
Zeit und Geld, und ſchließlich ſtellt es ſich heraus, daß der 
ganze Prozeß von Anfang an ausſichtslos geweſen iſt. Schade 
um Zeit und Geld, die man hierbei vergeudet hat! 

Nun hat bei der Frage der Erhöhung der Gebühren für 
Rechtsanwälte das Reichsjuſtizamt den Wunſch gehabt, eine 
Statiſtik des Einkommens der Rechtsanwälte zu 
erhalten. Ich glaube kaum, daß es möglich iſt, eine derartige 
lückenloſe Statiſtik aufzuſtellen. Es werden ſich gerade die 
Rechtsanwälte, die nur über ein kleines Einkommen verfügen, 
nicht gern dazu hergeben, Angaben über ihr Einkommen zu 
machen. Ich weiß aber, daß namentlich an Amtsgerichten 
Hunderte, Tauſende von Rechtsanwälten ſitzen, die kaum das 
notdürftigſte Exiſtenzminimum durch ihren Beruf verdienen. Es 
iſt vielfach eine wahre Not vorhanden, weil die Gebühren 
tatſachlich nicht zureichend find. Es wird ja immer vor: 
kommen, daß man bei einem Prozeß aus den Gebühren noch 
nicht einmal die Auslagen herausſchlägt, die man hat. Das 
muß ſich durch andere Prozeſſe ausgleichen. Aber es ſind die 
Gebühren bei kleinen Streitwerten derart niedrig, 
daß, wenn der betreffende Anwalt nicht etiwa größere Streit: 
werte in erheblicher Zahl hat, ſein Verdienſt lange nicht 
hinreicht, um auch nur den notbürftigen Unterhalt ſeiner 
Familie zu gewährleiſten. Ich möchte dringend bitten, daß 
dieſem Wunſche der Rechtsanwaltſchaft, eine Erhöhung der 
Gebühren zu bekommen, in möglichſter Bälde Rechnung getragen 
wird“ (3659 A, B, O. 

Der Herr Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts hatte 
ſchon vorher, d. h. am 8. Februar, erklärt: es ſei richtig, daß 
Erörterungen mit dem Vorſtand des Deutſchen Anwalt— 
vereins über eine Reform der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte ſtattgefunden hätten. „Ich habe bereits im vorigen 
Jahre angedeutet, daß derartige Verabredungen in Ausſicht 
ſtänden. Nach dem Ergebniſſe der Erörterungen ſcheint mir 
die begründete Hoffnung zu beſtehen, daß der Deutſche Anwalt⸗ 
verein eine Statiſtik über die Gebühreneinnahmen der Rechts⸗ 
anwälte veranſtalten und damit die bisher fehlende Grundlage 
für die Prüfung der Frage ſchaffen wird, ob und inwieweit 
eine Erhöhung der einzelnen Sätze der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte geboten iſt“ (3603 DB). 

Wie in der vorigen Nummer der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
bereits mitgeteilt worden iſt, hat die Vertreterverſammlung 
des Deutſchen Anwaltvereins am darauffolgenden Tage die Er⸗ 
hebung der von dem Herrn Staatsſekretär erwähnten Statiſtik be⸗ 
ſchloſſen. Nach dieſem Beſchluſſe werden die Erhebungen fo 
geſtaltet werden, daß eine weitergehende Einkommensdeklarierung 
nicht verlangt werden wird; dadurch werden die von dem Ab⸗ 
geordneten Liſt (Eßlingen) geäußerten Bedenken zum guten 
Teil gegenſtandslos. 

Über die allgemeine Lage der Rechtsanwaltſchaft 
machte der Abgeordnete Dr. Belzer noch folgende Bemerkungen: 
„Es wäre für mich natürlich intereſſant, auch über die Über⸗ 
füllung des Rechtsanwaltſtandes, über die bekannte Forderung 


des numerus elausus zu ſprechen.?) Ich will es mir aber 
verſagen. Nur eines etwas merkwürdigen Faktums möchte ich 
auf Wunſch einiger bayriſcher Kollegen erwähnen: ich möchte 
darauf hinweiſen — in Preußen iſt davon nichts bekannt — 
daß es in Bayern in letzter Zeit mehr oder weniger üblich 
iſt, daß alte Richter, die penſioniert ſind, Rechts— 
anwälte werden und dadurch ihren neuen Kollegen erhebliche 
Konkurrenz machen. Es ſteht ſogar feſt, daß ein alter Land⸗ 
gerichtspräſident außer Dienſten neulich den Sammet⸗ 
fragen mit dem Seidenkragen vertauſcht hat“ (3598 A). 

Der Abgeordnete Landsberg griff dieſe Bemerkungen auf, 
um in durchaus zutreffender Weiſe darzulegen, daß der Grund 
der in dieſer Beziehung erhobenen Beſchwerden keineswegs in 
der von dem Abgeordneten Dr. Belzer erwähnten „Konkurrenz“ 
zu ſuchen ſei. Der Abgeordnete Landsberg führte aus: 

„Meine Herren, der Herr Kollege Belzer hat am Sonnabend 
einige Beſchwerden bayriſcher Rechtsanwälte darüber zur Sprache 
gebracht, daß penſionierte Richter Rechtsanwälte geworden ſeien 
und den angeſtammten Anwälten Konkurrenz machten; er hat 
ſich an den Herrn Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts mit der 
Bitte gewendet, dagegen einzuſchreiten. Nun traue ich aller- 
dings dem Herrn Staatsſekretär nicht die Geneigtheit zu, ſich 
ſchleunigſt auf die Anregung des Herrn Kollegen Belzer hin in 
das Kampfgewühl zu ſtürzen; ich wüßte auch wirklich nicht, was 
er auf die Beſchwerde des Herrn Belzer veranlaſſen ſollte; man 
kann doch nicht gut einem Juriſten, der die Vorbedingungen 
zur Rechtsanwaltſchaft erfüllt, die Zulaſſung abſchlagen, weil 
er eine Penſion bezieht, und ebenſowenig könnte ſich der 
Gedanke verwirklichen laſſen, daß die ehemaligen Richter 
ſich ihre Penſion auf ihr Anwaltseinkommen anrechnen laſſen. 
Immerhin nehme ich doch Veranlaſſung, gegen dieſe Beſchwerde 
Stellung zu nehmen. Bisher it es unter deutſchen Rechts- 
anwälten nicht üblich geweſen, den Kollegen als 
Konkurrenten zu betrachten. Jeder Kollege iſt uns hoch— 
willkommen geweſen, natürlich immer unter der Vorausſetzung 
der Ehrenhaftigkeit. Das iſt die einzige Bedingung. Und ſo 
wird es hoffentlich auch fernerhin bleiben. Ich wünſche, daß 
die Beſchwerden, die einige Kollegen dem Herrn Kollegen 
Belzer vorgetragen haben, vereinzelt bleiben möchten. Unwille 
beſteht in der Rechtsanwaltſchaft über gewiſſe Zulaſſungen 
allerdings; dieſer Unwille iſt aber nicht hervorgerufen 
durch ein Gefühl, das mit dem Konkurrenzneid eine 
ganz gefährliche Ahnlichkeit hat. Es kommt mitunter 
vor, daß Richter und Staatsanwälte, die ſich in ihrem Berufe 
wegen perſönlicher Unwürdigkeit nicht halten können, 
zur Rechtsanwaltſchaft zugelaſſen werden. Darüber beſteht in 
den weiteſten Kreiſen der deutſchen Rechtsanwaltſchaft die 
größte Mißſtimmung — und mit vollem Rechte. In ſolchen 
Fällen haben wiederholt die Anwaltskammern, die 
ausſchließlich aus Rechtsanwälten beſtehen, die Zu⸗ 
laſſung abgelehnt, während hinterher der Ehren⸗ 
gerichtshof in Leipzig ſie erteilt bat. Das fordert 
zum Proteſt heraus. 


5) Der Abgeordnete Lift (Eßlingen) erklärte, daß er für den 
Gedanken des numerus clausus perſönlich keine Sympathie habe 


(3658 D). 
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Mir iſt da beiſpielsweiſe ein Fall bekannt, der ſich erſt 
vor wenigen Jahren ereignet hat, daß ein Berliner Staats⸗ 
anwalt, der bis über den Hals in Schulden ſteckte, es un⸗ 
glaublicherweiſe fertig bekam, einen Betrüger um ein größeres 
Darlehen anzugehen, gegen den eine Strafſache ſchwebte, die 
eben dieſer Staatsanwalt als Dezernent zu bearbeiten hatte. 
(Hört, hört! bei den Sozialdemokraten.) Selbſtverſtändlich war 
der Mann, als die Darlehnsgeſchichte herauskam, unhaltbar 
und mußte aus dem Amte ſcheiden. Er kam um die Zulaſſung 
als Anwalt ein, die Anwaltskammer ſchlug ſie ihm ab, der 
Ehrengerichtshof in Leipzig hat ſie ihm gewährt. Meine 
Herren, das iſt etwas ganz Unerhörtes, was den Gedanken 
nahelegt, ob es nicht angebracht iſt, die Befugnis eines 
nicht ausſchließlich aus Anwälten beſtehenden Gerichts— 
hofes, in Zulaſſungsfragen mitzureden, in Wegfall 
zu bringen. Die deutſche Rechtsanwaltſchaft ſoll kein 
Abladeplatz ſein für Bauſchutt aus anderen Zweigen der 
Rechtspflege“ (3638 C, D, 3639 A). 

Dieſen Ausführungen — die vielleicht nur dahin zu 
ergänzen ſind, daß auch an ſich würdige Bewerber zur Anwalt⸗ 
ſchaft dann nicht zugelaſſen werden dürfen, wenn ſie aus dem 
Staatsdienſte ausgeſchieden ſind, weil ſie wegen Alters und 
Kräfteabnahme ihr Amt nicht mehr auszufüllen vermochten — 
ſchloß ſich auch der Abgeordnete Lift (Eßlingen) an (36590), 
und der Abgeordnete Dr. Bell ſchließlich äußerte ſich folgender⸗ 
maßen: 

„Sie werden mir nicht verübeln, wenn ich unter den Faktoren 
der Rechtspflege an erſter Stelle einen Stand hervorhebe, der 
zum beſonderen Gegenſtand einer ſcharfen Kritik gemacht zu 
werden pflegt: ich meine den Anwaltſtand. Ich muß mich 
in dieſem Punkte allerdings mit einem der Herren ſozial⸗ 
demokratiſchen Redner einverſtanden erklären. Der betreffende 
Herr Kollege hat eine berechtigte Kritik daran geknüpft, daß 
man in einer Reihe von Fällen unſolide Elemente, die als 
untpürdig zur Ausübung des Richteramts oder der Staats⸗ 
anwaltstätigkeit bezeichnet worden ſeien, in den Anwaltſtand 
abgeſchoben habe. Weiter, meine Herren, muß ich es als 
ebenſo bedauerlich bezeichnen, daß man in manchen mir bekannt⸗ 
gewordenen Fällen einem als unfähig erachteten Aſſeſſor 
mitgeteilt hat: zum Richterſtand und zum Staats— 
anwaltſtand ſind Sie nicht befähigt und nicht ge— 
eignet; aber Sie können ja Rechtsanwalt werden. 
Meine Herren, die unſoliden und unfähigen Elemente in unſerer 
Juſtiz mögen aus dem Richterſtand und aus der Staats⸗ 
anwaltſchaft ausgemerzt werden, aber wir Rechtsanwälte be⸗ 
danken uns auch dafür, ihnen zwangsweiſe ein Aſyl zu bereiten. 
(Sehr richtig! rechts.) Wenn ſolche Leute nicht gut genug 
ſind für den Richterſtand und für den Stand der Staats⸗ 
anwälte, dann ſind ſie auch zur Ausfüllung der wichtigen 
und verantwortungsvollen Amtsſtellung eines Rechts— 
anwalts ſicherlich nicht geeignet. Dieſes Verfahren, das 
leider wiederholt beobachtet worden iſt, dient auch am wenigſten 
der als wünſchenswert bezeichneten Förderung des Anſehens 
unſerer Anwaltſchaft. Die verſchiedenen Organe der Juſtiz 
ſprechen immer davon, daß das Anſehen des Anwaltſtandes 
und ſeine Bedeutung geſunken ſei. Ja, meine Herren, wenn 
man derartige Experimente macht, wird man nicht zur Förderung 


des Anwaltſtandes beitragen, ſondern gerade dadurch den 
Anwaltſtand am empfindlichſten ſchädigen. 

Dieſe Beſprechung bringt mich auf die Proletariſierung 
des Anwaltſtandes. Es iſt eine bedauerliche Tatſache, 
meine Herren, daß, wie unſere ganze Juſtiz ja überfüllt iſt, 
ſo namentlich die Zahl der deutſchen Anwälte immer mehr 
zunimmt, und zwar weit über das Bedürfnis hinaus, in einem 
Umfange, der zu den ernſteſten Beſorgniſſen für die Zukunft 
Anlaß gibt. Meine Herren, wie dieſe Frage gelöſt werden ſoll, 
darüber beſteht in den weiteſten Kreiſen noch Uneinigkeit. In 
der Anwaltſchaft ſelbſt ſind bekanntlich die Meinungen darüber, 
ob ein numerus clausus eingeführt werden ſoll oder nicht, 
ſehr geteilt. Ich will dieſe ſchwierige Materie heute nicht aus⸗ 
führlicher behandeln. Aber den Gedanken glaube ich doch 
ausſprechen zu ſollen, daß es dringend erforderlich iſt, auch mit 
Hilfe des Reichsjuſtizamts nach geeigneten Mitteln zu ſuchen, 
um das Anſehen des Anwaltſtandes zu ſchützen und ihn vor 
einer weiteren Proletariſierung zu bewahren. 

Meine Herren, wenn an dem Anwaltſtand bis in die 
jüngſte Zeit von den verſchiedenſten Seiten eine ſehr ſcharfe 
Kritik geübt worden iſt, ſo iſt ja zuzugeben, daß ſich auch im 
Anwaltſtand leider manche unſoliden Elemente befinden. Aber 
man ſollte doch aus den Verfehlungen einzelner nicht Rüd- 
ſchlüſſe auf die Allgemeinheit ziehen. Wir Anwälte werden 
uns ernſtlich dagegen verwahren, daß der deutſche Richterſtand 
in ſeiner Allgemeinheit angegriffen wird, und werden ſtets 
dabei ſein, das Anſehen unſeres Richterſtandes zu ſchützen und 
zu fördern und auch gegen ungerechte Angriffe zu verteidigen. 
Wir glauben aber auch erwarten zu ſollen, daß das nämliche 
Maß des Schutzes und der Verteidigung der Anwaltſchaft auch 
dann zuteil wird, wenn ſie in ungerechter Weiſe angefeindet 
wird. Demgegenüber muß ich es als ſehr bedauerlich be- 
zeichnen, wenn vor einiger Zeit ein deutſcher Pro— 
feſſor es gewagt hat, die Anwälte mit den Ver— 
brechern auf eine Stufe zu ſtellen, und wenn er in 
einer Schrift geſagt hat, er wolle ſeinen Sohn lieber 
Einbrecher als Anwalt werden laſſen. Wenn weiter ein 
ſehr hochſtehender richterlicher Beamter von einer 
Prozeßlüge in dem Sinne geſprochen hat, daß die deutſchen 
Anwälte darauf ausgehen, das Recht zu verdrehen, ſo muß man 
ſich auch gegen ſolche unerhörten Unterſtellungen mit aller 
Entſchiedenheit verwahren. Was muß denn das Publikum für 
eine Auffaſſung von der deutſchen Rechtsanwaltſchaft gewinnen, 
wenn es ſolche Veröffentlichungen lieſt, und wenn es erfährt, 
daß von hochſtehenden Staatsbeamten die Anwälte mit Lügnern 
und Verbrechern auf eine Stufe geſtellt werden! Ich benutze 
auch dieſe Gelegenheit gern, um den deutſchen Anwaltſtand 
in ſeiner Allgemeinheit gegen derartige ungerechte 
Vorwürfe mit aller Entſchiedenheit zu ſchützen.“ (Bravo! 
im Zentrum.) (3689 D, 3690 A, B, C.) 

Die Anwaltſchaft glaubte in früheren Jahren Grund zu 
der Klage zu haben, daß die dem Parlamente angehörigen 
Standesgenoſſen ſich bei der Erörterung der den Anwaltſtand 
angehenden Fragen eine vielfach zu weitgehende Zurückhaltung 
auferlegten. Man ſprach von einem „parlamentariſchen Brauch“, 
der dies verlange — ein Brauch, von dem nach Anſicht der 
Anwaltſchaft der Bruch mehr ehrt als die Befolgung. Es iſt 
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neuerdings anders geworden in dieſer Beziehung, wie die im 
Vorſtehenden mitgeteilten Verhandlungen beweiſen, und beſonders 
dem Abgeordneten Dr. Bell wird die Anwaltſchaft für ſein 
Eintreten Dank wiſſen. — 

Erwähnt ſei ſchließlich, daß auch der Frankfurter 
Konflikt erörtert wurde, und zwar vom Abgeordneten Liſt 
(Eßlingen), der zu dem Reſultat kam, daß das Vorgehen 
des Oberlandesgerichts Frankfurt a. M. in dem Geſetze 
keine Stütze habe (36590). Der Herr Staatsſekretär erklärte 
hierzu, daß ihm dieſe Angelegenheit nur aus den Zeitungen 
bekannt ſei und daß er ſich zu ihr um ſo weniger äußern könne, 
als die Sache in letzter Inſtanz vor das Forum des Reichs⸗ 
gerichts gehöre und das Reichsgericht ſeines Wiſſens bereits 
um eine Entſcheidung angerufen ſei (3673 A). 

Der Abgeordnete Liſt (Eßlingen) kam ſchließlich auch von 
neuem auf die Rechtskonſulentenfrage zu ſprechen, zu der 
er folgendes bemerkte: 

„An ſich iſt gewiß im Intereſſe der Rechtſprechung eine 
Ausdehnung des Rechtskonſulentenweſens nicht wünſchenswert. 
Aber wie ich höre, iſt das Rechtskonſulententum für gewiſſe 
Gebiete nicht zu entbehren, und da, wo es wirklich zu Recht 
beſteht und ſeinen Zweck erfüllt, wäre zu wünſchen, daß dem 
Wunſche der Rechtskonſulenten nach geſetzlicher Regelung ihrer 
Verhältniſſe, nach Schaffung einer Gebührenordnung Rechnung 
getragen werde. Die Rechtskonſulenten petitionieren ſchon ſehr 
viele Jahre darum. Ich glaube, es wäre im Intereſſe der 
inneren Feſtigkeit des Rechtskonſulentenweſens, im Intereſſe 
einer geordneten Handhabung der Rechtsfunktionen durch die 
Rechskonſulenten ſehr geboten, wenn dieſe Regelung insbeſondere 
in der Frage der Gebühren eintreten würde. Auch dieſen 
Punkt möchte ich dem Herrn Staatsſekretär zur wiederholten 
Berückſichtigung anheimgeben“ (3659 D, 3660 A). 

Der Herr Staatsſekretär ging auf dieſe Frage nicht weiter 
ein, wohl weil er den Standpunkt des Reichsjuſtizamts zu 
dieſer Frage bereits im vergangenen Jahre aus Anlaß einer 
damals eingebrachten und dann abgelehnten Reſolution dahin 
klargelegt hatte, daß die Einführung einer Gebühren— 
ordnung für Rechtskonſulenten im Intereſſe der An— 
waltſchaft abzulehnen ſei.“) 

Mitgeteilt ſeien zum Schluſſe noch einige allgemeine Be⸗ 
merkungen des Abgeordneten Schiffer (Magdeburg) über die 
Struktur des Reichsjuſtizamts (3605 D, 3606 A, B, ): 

„Ich habe die Empfindung, daß das Reichsjuſtizamt in dem 
Organismus unſerer höchſten Reichsbehörden nicht ganz 
den ihm zukommenden Platz einnimmt. (Sehr richtig!) Ich 
habe weiter den Eindruck, daß man auch draußen im Volk ſich von 
dem Reichsjuſtizamt eine nicht zutreffende Vorſtellung macht. Man 
ſtellt ſich unter ihm diejenige Stelle vor, wo ſich die Geſetzgebung 
konzentriert, ſoweit es ſich nicht um Gebiete handelt, in denen das 
juriſtiſche Element nur eine Nebenrolle ſpielt. Daß Steuer, Zoll⸗ 
und Militärgeſetze nicht vom Reichsjuſtizamt gemacht werden können, 
iſt überall ſelbſtverſtändlich; aber alles andere, ſo glaubt man, gehört 
zum Reichsjuſtizamt und ſollte dort bearbeitet werden. Dieſe An⸗ 
ſchauung ſcheint mir aber auch die natürliche zu ſein. Sie kann 
insbeſondere nicht dadurch entkräftet werden, daß dieſe oder jene 
Frage neben ihrem juriſtiſchen Gehalt vielleicht in gewiſſem Umfange 
auch anderweite, wirtſchaftliche, kulturelle, allgemeine Geſichtspunkte 


6) Siehe JW. a. a. O. S. 579 f. 


enthält. Ja, meine Herren, das wird bei jeder juriſtiſchen Frage der 
Fall ſein; denn das Recht iſt nirgends um ſeiner ſelbſt willen da, 
ſondern es liefert bloß das juriſtiſche Gewand für Fragen, die an 
ſich auf anderen, wirtſchaftlichen, kulturellen, idealen und ſonſtigen 
Gebieten liegen. 

Die Auffaſſung, daß das Reichsjuſtizamt in engſter Verbindung 
mit der Hauptmaſſe der Geſetzgebung bleiben muß, it auch geſchichtlich 
berechtigt. In der Denkſchrift, die 1874 dem Etat für das Jahr 
1875 beigegeben war und den Nachweis erbringen wollte, daß aus 
dem Reichskanzleramt eine Abteilung für das Juſtizweſen auszuſcheiden 
ſei, heißt es als Aufgabe dieſer neuen Abteilung an erſter Stelle: 
die Vorbereitung der in das Gebiet der Rechtspflege einſchlagenden 
Geſetzentwürfe und weiterhin die Vertretung derſelben im Bundesrat 
und im Reichstage, die Ausführungsgeſetze dazu uſw. Und bei der 
Beratung dieſer Denkſchrift äußerte ſich der damalige Chef des Reichs⸗ 
kanzleramts Delbrück am 1. Dezember 1874 dahin: ‚Es iſt die 
Hauptaufgabe dieſes neuen Organs, geſetzgeberiſch zu wirken, Geſetz⸗ 
entwürfe vorzubereiten und auszuarbeiten.“ Ja, der Abgeordnete 
Windthorſt hat an demſelben Tage ſogar die Befürchtung ausgeſprochen, 
daß dieſe Abteilung — bereits zwei Jahre ſpäter wurde aus der Ab: 
teilung des Reichskanzleramts das Reichsjuſtizamt als ſelbſtändige 
Behörde — dazu führen würde, die Tätigkeit der einzel⸗ 
ſtaatlichen Juſtizminiſter, insbeſondere die Tätigkeit des 
preußiſchen Juſtizminiſters vollſtändig lahmzulegen! Nun, 
meine Herren, Sie wiſſen ja, wie die Verhältniſſe ſich entwickelt 
haben; ich will nicht ſagen, daß das Gegenteil der Fall ge— 
weſen iſt, aber jedenfalls kann dieſe Befürchtung in keiner 
Weiſe aufrechterhalten werden. 

Das Reichsjuſtizamt, ſo wie es jetzt daſteht, hat ſeine Haupt⸗ 
aufgabe, ſoweit ich ſehen kann, nicht in der Geſetzgebung, ſondern in 
der Erſtattung von Gutachten, die allen anderen Reſſorts geliefert 
werden müſſen, ſelbſtverſtändlich eine überaus bedeutſame wichtige, 
und unentbehrliche Tätigkeit; indes, meine Herren, dafür brauchte 
man meiner Meinung nach eigentlich kein Reichsjuſtizamt. Die geſetz⸗ 
geberiſche Tätigkeit des Reichsjuſtizamts aber beſchränkt ſich in der 
Hauptſache auf Korreferate bei Einzelgeſetzen, die von anderen Reſſorts 
ausgearbeitet werden, und auf die großen Kodifikationen, mit denen 
wir im Laufe der Rechtsentwicklung vorgegangen ſind. Das iſt nach 
meiner Anſicht keine richtige Art der Ausnutzung der hervorragenden 
Kräfte, die im Reichsjuſtizamt ihres Dienſtes walten und, wie wir 
alle überzeugt ſind, mit voller Hingebung und unter Einſetzung ihrer 
ganzen Perſönlichkeit, ihrer erſtaunlichen Arbeitskraft und Arbeitsluſt 
die Pflichten erfüllen, die ihnen übertragen ſind. Es iſt für das 
Reichsjuſtizamt ſelbſt nicht gut, wenn es auf dieſe Weiſe von der 
fortlaufenden Entwicklung des Rechts einigermaßen abgedrängt wird. 
Gerade die Spezialgeſetzgebung iſt es vielfach, die den neu auf⸗ 
tauchenden Bedürfniſſen des Lebens und der Zeit entgegenkommt, und 
es ſcheint mir wichtig zu ſein, daß nicht die Kodifikation rein formal 
getrennt wird von der Einzelgeſetzgebung, ſondern daß beides inein⸗ 
ander übergeht, weil die Kodifikation ſchließlich nur erſt den Abſchluß 
der Rechtsentwicklung bildet. So tritt eine gewiſſe Blutleere des 
Reichsjuſtizamts ein, wenn es den wichtigen ſtrittigen Fragen des 
Tages entzogen wird. Ich würde deshalb im eigenen Intereſſe des 
Reichsjuſtizamts wünſchen, daß das nicht der Fall wäre, ſondern daß 
es ſich im geſamten Fluſſe unſerer Rechtsentwicklung 
betätigt und überall an erſter Stelle zufaßt, wo neue 
Lebensverhältniſſe nach juriſtiſcher Ausgeſtaltung DEBIAN: 

Aber ſehr wichtig iſt es, daß auch die Sache ſelbſt bei einer 
derartigen Behandlung nur Vorteil haben kann, weil in der ‚Des 
handlung vom kühlen juriſtiſchen Standpunkt aus vielfach praktiſche 
Ergebniſſe gezeitigt, praktiſche Geſichtspunkte in den Vordergrund ge⸗ 
ſchoben werden, die bei einer andersartigen Behandlung nur zu leicht 
unter Schlagworten, unter allgemeinen Wendungen, unter politiſchen 
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Rückſichten leiden. Ich bin der letzte, der große, nach Verwirklichung 
ringende Gedanken durch juriſtiſche Zwirnsfäden erdroſſeln will, die 
Sache auf die lange Bank ſchieben, ſie tot machen will aus bloß 
formaltechniſchen Bedenken. Aber andererſeits hilft es nichts, Ge⸗ 
danken in die Welt zu werfen, ſie der Geſetzgebung zu überweiſen, 
ohne daß es möglich iſt, die Sache in die Form zu gießen, die ſie 
haben muß, um ſie für die Rechtspflege praktiſch zu machen. Es iſt 
kein Zufall, daß ſowohl bei der Beratung über die Rechtsfähigkeit 
der Berufsvereine wie bei der Beratung über die Tarifverträge hier 
im Reichstage das Bedauern ausgeſprochen worden iſt, daß die 
reſſortmäßige Zuſtändigkeit für dieſe Frage vom Reichsjuſtizamt nach 
dem Reichsamt des Innern hinübergewandert iſt. Man hatte eben 
auch die Empfindung, daß, wenn man den Weg umgekehrt machen 
würde, wenn man dieſe Dinge dem Reichsjuſtizamt zuwenden würde, 
man dann jedenfalls die Beratung in ein ruhigeres Fahrwaſſer lenken 
laſſen würde, in das Fahrwaſſer der Frage: ſind dieſe Dinge praktiſch 
möglich und nützlich, und wie laſſen ſie ſich ausführen? Ich bin der 
Anſicht, daß auch die Frage des Streikpoſtenſtehens, die neuerdings 
zu den lebhafteſten Erörterungen Veranlaſſung gegeben hat, ein ganz 
anderes Geſicht bekommen würde, wenn man ſie einmal, losgelöſt 
von den politiſchen, beſonders auch von den wirtſchaftspolitiſchen 
Eindrücken, unter denen ſie bis jetzt behandelt wird, rein juriſtiſch 
erörtern würde, lediglich von dem Geſichtspunkte aus: iſt es denn 
möglich, und mit welchem Erfolge wäre es möglich, eine geſetzgeberiſch 
brauchbare Faſſung für den umſtrittenen Gedanken herbeizuführen?“ 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Lehmann und 
Juſtizrat Dr. Schall. 


J. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 55 313, 167, 139 BGB. Unter welcher Vorausſetzung 
unterliegt ein auf Veräußerung von Grundſtücken gerichteter 
Auftragsvertrag dem Formzwang e! 

Laut des privatſchriftlichen „Auftragsvertrages“ vom 
20. März 1909 hat der Beklagte die Klägerin „beauftragt“, 
das ihm gehörige Grundſtück Teufelsmoor Nr. 17 ganz zu ver⸗ 
kaufen. In dem Vertrage iſt, abgeſehen von der Bemeſſung 
des Verkaufspreiſes (zunächſt 230 000 %) und von der Gewähr⸗ 
leiſtung eines Mindeſtverkaufserlöſes (206 000 ), beſtimmt: 
Die Klägerin übernimmt außer der Heranziehung der Käufer 
die zur Durchführung der abgeſchloſſenen Verkaufsgeſchäfte er⸗ 
forderliche Beſchaffung des Auflaſſungsmaterials, die Auf- 
laſſungen, die Eintragung der Reſtkaufgelder und die Beſchaffung 
der Hypothekenbriefe; fie iſt befugt .. .. mit ſich ſelbſt Ver⸗ 
träge abzuſchließen, ferner zur Sicherung ihrer Anſprüche aus 
dieſem Vertrage Eintragungen in das Grundbuch für ſich ſelbſt 
zu bewilligen und in den abzuſchließenden Kaufverträgen die 
Anſprüche gegen die Käufer auf Zahlung des Kaufgeldes an 
ſich ſelbſt abzutreten; dagegen leiſtet der Beklagte Gewähr dafür, 
daß Anderungen in den Beſitz- und Belaſtungsverhältniſſen des 
Grundſtücks ohne Zuſtimmung der Klägerin nicht eintreten; er 
iſt verpflichtet, ſich direkt an ihn wendende Kaufluſtige an die 
Klägerin zu verweiſen, und er hat der Klägerin für ihre Mühe⸗ 
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waltung, insbeſondere auch für die Geſtellung ihrer Beamten 
und ihrer Geſchäftsräume, ſowie für die beim Verkauf ent⸗ 
ſtehenden Proviſions-, Reklame⸗ und Reiſekoſten eine Pauſch⸗ 
gebühr von 6000 % zu zahlen. „Zur Ausführung dieſes 
Auftragsvertrages“, heißt es weiter, „hat der Beklagte der 
Klägerin in notariell beglaubigter Urkunde Vollmacht erteilt,“ 
auf Grund deren eben die Klägerin zum Vertragsſchluß mit 
ſich ſelbſt befugt iſt; der Beklagte iſt jederzeit berechtigt, den 
Auftrag zu widerrufen und die erteilte Vollmacht zurückzuziehen, 
jedoch unbeſchadet der Anſprüche der Käufer aus etwa ge— 
ſchloſſenen Verträgen und der Anſprüche der Klägerin auf 
die volle Pauſchgebühr. Die beſondere, notariell beglaubigte 
Vollmachtsurkunde beſagt: „Die Vollmacht iſt zur Ausführung 
eines heute mit der Landbank geſchloſſenen Auftragsvertrages 
erteilt und nur gleichzeitig mit dieſem widerruflich.“ Im 
Juli 1909 hat der Beklagte ſein Grundſtück ſelbſt verkauft. 
Die Klägerin fordert von der Pauſchgebühr den Teilbetrag von 
3000 ,; der Beklagte verlangt widerklagend die Feſtſtellung, 
daß die Pauſchalgebühr der Klägerin in Höhe von 4500 % 
nicht zuſteht. Es handelt ſich um das Eingreifen des § 313 
BGB. Das LG. hat zugunſten der Klägerin, der BerR. zu⸗ 
gunſten des Beklagten erkannt. Die Reviſion muß erfolglos 
bleiben. Der Ber. ſieht in dem „Auftragsvertrag“ der Parteien 
einen Dienſtvertrag; dies iſt von der Reviſion nicht angefochten 
und zutreffend. Der Vertrag ermächtige, führt der BerR. 
weiter aus, die Klägerin, ohne den Beklagten auch nur zu be⸗ 
fragen, erſtens an ſich ſelbſt und zweitens an Dritte zu ver⸗ 
äußern und aufzulaſſen, und unterliege deshalb der Form⸗ 
vorſchrift des 8 313. Die Feſtſtellung einer Ermächtigung der 
Klägerin zu Verkauf und Auflaſſung an ſich ſelbſt iſt von der 
Reviſion prozeſſual angefochten. Dagegen iſt die freie Er⸗ 
mächtigung der Klägerin zum Verkauf und zur Auflaſſung an 
Dritte von der Reviſion nicht angefochten und nicht beſtritten, 
und dies genügt zur Entſcheidung der Sache. (Wird weiter 
ausgeführt.) Die Reviſion beruft ſich demgegenüber auf die 
Formfreiheit der Vollmacht. Dieſe Formfreiheit iſt allerdings 
nach 8 167 Abſ. 2 BGB. anzuerkennen, und zwar ausnahmslos, 
alſo auch für das Gebiet des $ 313 (RG. 76, 183; 54, 79; 
62, 336/337); die Vollmacht bedarf nie der Form. Danit iſt 
jedoch vorliegend noch nicht die Rechtswirkſamkeit der Vollmacht 
gegeben, wie die Reviſion meint. Denn die Vollmacht iſt hier 
ein integrierender, unausſcheidbarer Teil des kauſalen Dienft- 
vertrages, wenn fie auch in einer beſonderen Urkunde ausgeſtellt 
iſt. Vertragsurkunde und Vollmachtsurkunde enthalten beide 
übereinſtimmend den Satz, daß die Vollmacht zur Ausführung 
des Auftragsvertrages erteilt, und daß ſie nur gleichzeitig mit 
dem Auftragsvertrag widerruflich iſt: das ganze Vertrags— 
verhältnis war beiderſeits gewollt und erklärt als ein erſt und 
nur durch die Vollmacht auszuführendes. Alſo zerſtört die aus 
§ 313 fließende Nichtigkeit des kauſalen Teils des Vertrages 
auch die Rechtswirkſamkeit der Vollmacht: auch ſie iſt nichtig, 
nicht weil ſie der Form bedürfte, ſondern gemäß 
§ 139 BGB., weil ſie nur ein Teil eines zu einem 
anderen Teil formbedürftigen, aber formwidrigen und 
darum zu dieſem Teil und folgeweiſe im ganzen nichtigen 
Vertrages war. Damit ſteht nicht im Widerſpruch die 
Rechtsausführung des RG. in RG. 69, 234/235. Dort iſt 
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nur verneint, daß die an ſich ſelbſtändige und formfreie Voll⸗ 
macht dem gutgläubigen Dritten gegenüber, dem die Prüfung 
der Gültigkeit des der Vollmacht zugrunde liegenden Rechts⸗ 
verhältniſſes nicht zugemutet werden könne, gemäß § 139 BGB. 
nichtig werde. Hier aber ſteht nicht ein gutgläubiger Dritter 
in Frage, ſondern der Vertragsgegner, der den zugrunde liegenden 
Vertrag ſelbſt abgeſchloſſen hat. L. A.⸗G. c. T., U. v. 3. Dez. 12, 
187/12 III. — Celle. K.] 

2. 5 549 BGB. Hat der Untermieter wegen Nicht⸗ 
erfüllung des Untermietvertrages einen Schadenserſatzanſpruch, 
wenn er zur Zeit des Vertragsſchluſſes weiß, daß die zu der 
Untervermietung erforderliche Erlaubnis des Hauptvermieters 
noch nicht erteilt iſt?! 

Der Beklagte hatte von dem Kaufmann E. in deſſen 
Hauſe, Leipziger Straße in B., einen Laden nebſt Zubehör bis 
zum 1. April 1912 gemietet. Am 30. September 1910 ſchloß 
namens des Beklagten deſſen Prokuriſt einen ſchriftlichen Miet⸗ 
vertrag, durch den er dieſen Laden für die Zeit vom 
7. November 1910 bis zum 1. April 1912 an den Kläger 
weitervermietete unter Vereinbarung einer Vertragsſtrafe von 
500 % für jeden Tag verſpäteter Übergabe des Ladens und 
einer von dem Kläger an den Beklagten zu zahlenden Abſtands⸗ 
ſumme von 15 000 , von denen 10 000 % bei dem Vertrags⸗ 
ſchluſſe bar erlegt werden ſollten. Für den Fall der Verſagung 
der Erlaubnis zur Untervermietung ſeitens des Vermieters E. 
trifft der Vertrag keine Beſtimmung. Die 10 000 ½ hat der 
Kläger ſofort nach der Unterzeichnung des Vertrags bezahlt. 
Noch an demſelben Tage erklärte E., daß er den Kläger als 
Untermieter nicht zulaſſe. Der Kläger beanſprucht jetzt von 
dem Beklagten Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des Unter- 
mietvertrags. Das OLG. wies die Klage ab. Die Reviſion 
des Klägers hatte Erfolg. — Der Ber. hatte die Klage ab—⸗ 
gewieſen, weil infolge der Verweigerung der Erlaubnis ſeitens 
des Vermieters der Untermietvertrag nicht rechtswirkſam ges 
worden ſei. Er hält die im $ 549 BGB. geforderte Erlaubnis 
des Vermieters zu der Untervermietung für eine Zuſtimmung 
im Sinne des § 182 BGB. und folgert daraus, daß die 
Wirkſamkeit des Untermietvertrags bis zur Erteilung der Er⸗ 
laubnis aufgeſchoben ſei und bei deren Verſagung nicht eintrete. 
Er erklärt ferner auch den Untermietvertrag wegen ſubjektiver 
Unmöglichkeit der Erfüllung auf Grund des 8 306 BGB. für 
nichtig und verneint eine Schadenserſatzpflicht des Beklagten 
auf Grund des 8 307, weil der Kläger zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes gewußt habe, daß der Beklagte nur Mieter ſei und 
der Zuſtimmung ſeines Vermieters zu der Untervermietung be⸗ 
dürfe. Dieſe Ausführungen ſind rechtsirrig. Sie ſtehen keines⸗ 
wegs, wie das BG. meint, in Einklange mit der herrſchenden 
Meinung und werden namentlich auch nicht von Mittelſtein 
er 2. Aufl.), auf den es ſich in erſter Linie beruft, ver⸗ 
a Letzterer ift vielmehr (S. 439 fg.) der Anſicht, daß die 
Elan eit des Untermietvertrags durch den Mangel der 
— des Vermieters nicht berührt werde, daß dieſe Er⸗ 
Sun auch der Sprachgebrauch des BGB. beweiſe, keine 
die Geben un Sinne der 88 182 ff. fei und nur bewirke, daß 
1 uchsüberlaſſung an den Dritten nicht als eine Ver⸗ 
aue der dem Mieter gegenüber dem Vermieter obliegenden 
Verpflichtungen erſcheine. Dieſer in der Rechtslehre ganz oder 


wenigſtens faſt allgemein geteilten Anſicht iſt beizupflichten. 
Der 8 549 regelt lediglich das Verhältnis zwiſchen dem Ver⸗ 
mieter und dem Mieter und legt der Erlaubnis des erſteren 
zur Untervermietung nur die Bedeutung bei, daß letztere nicht 
einen vertragswidrigen Gebrauch, eine Verletzung der Rechte 
des Vermieters (8 553) darſtellt. Die Wirkſamkeit des Unter⸗ 
mietvertrags, der nur Rechte und Pflichten zwiſchen Unter⸗ 
vermieter und Untermieter erzeugt, iſt von der Erlaubnis nicht 
abhängig, es ſei denn, daß dieſe in dem Untermietvertrag aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend als Bedingung geſetzt iſt. Dies 
iſt auch bereits von dem RG. zwar nicht für das Recht des 
BGB., wohl aber für das Preuß. AL R., deſſen Beſtimmungen 
(Tl. J Tit. 21 88 309 ff.) die Vorſchriften des S 549 BGB. 
entſprechen (vgl. Prot. Bd. 2 S. 182 ff.; Denkſchrift zum 
BGB. S. 636), ausgeſprochen worden (Gruchots Beitr. 33, 994; 
35, 1027). Rechtsirrig iſt ferner auch die Annahme des 
BG., die SS 306 ff. fänden auf Verträge Anwendung, die auf 
eine ſubjektiv unmögliche Leiſtung gerichtet ſeien, ganz abgeſehen 
davon, daß der Vorderrichter bei ſeinen Ausführungen den 
§ 308 außer acht gelaſſen hat. Die SS 306 ff. regeln nicht 
die ſubjektive Unmöglichkeit, das „Unvermögen des Schuldners 
zur Leiſtung“ (8 275 Abſ. 2), ſondern beziehen fi nur auf 
Verträge, die auf eine von vornherein objektiv unmögliche 
Leiſtung gerichtet find (vgl. RG. 69, 356 ff.). 

Die feſtgeſtellten Tatſachen rechtfertigen den Klaganſpruch. 
Auch wenn der Mieter zur Zeit des Vertragsſchluſſes weiß, 
daß ſein Vermieter nur Mieter iſt, und daß die zu der Unter⸗ 
vermictung erforderliche Erlaubnis des Vermieters noch nicht 
erteilt iſt, auch wenn der Untermietvertrag von beiden Teilen 
in der nicht zur Bedingung erhobenen Vorausſetzung abgeſchloſſen 
wird, daß der Vermieter die Erlaubnis erteilen werde, kann 
der Untermieter von dem Untervermieter Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung beanſpruchen, wenn der Untermietvertrag infolge 
der Verſagung der Erlaubnis nicht erfüllt wird. Dieſe Anſicht 
wird allerdings in der Rechtslehre nur vereinzelt (z. B. von 
Niendorff, Mietrecht 9. Aufl. S. 273) vertreten. Meiſt wird 
angenommen, nach § 541 in Verbindung mit $ 539 Satz! ſei 
der Schadenserſatzanſpruch des Untermieters gegen den Unter⸗ 
vermieter wegen Nichterfüllung des Untermietvertrags infolge 
Verweigerung der Erlaubnis des Vermieters ausgeſchloſſen, 
wenn der Untermieter zur Zeit des Vertragsſchluſſes wußte, 
daß ſein Vertragsgegner nur Mieter ſei. Das RG. hat aber 
unter der Herrſchaft des Preuß. ALR. wiederholt erkannt 
(Gruchots Beitr. 33, 994; 35, 1027), daß der Untervermieter, 
der ohne Vorbehalt der Genehmigung des Hauptvermieters den 
Untermietvertrag abſchließt, den Untermieter, obwohl dieſem zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes die Rechtsſtellung ſeines Vermieters 
bekannt war, entſchädigen muß, wenn er ſich der Genehmigung 
nicht verſichert hatte und infolge der Entſetzung des Untermieters 
durch den Hauptvermieter nicht mehr in der Lage iſt, den Ver⸗ 
trag gegenüber dem Untermieter zu erfüllen; dies iſt damit 
begründet worden, daß, wer ſich zu einer Leiſtung unbedingt 
verpflichte, ſich vor dem Vertragsſchluſſe darüber vergewiſſern 
müffe, daß ihm die Leiſtung auch möglich ſei, und ſich in den 
Stand ſetzen müſſe, die Leiſtung zu gewähren, widrigenfalls er 
die Folgen der Nichterfüllung zu tragen habe. An dieſem 
Standpunkt iſt auch unter der Herrſchaft des BGB. feſtzuhalten, 
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denn die Vorſchriften des § 549 find, wie erwähnt, aus dem 
Preuß. ALR. entnommen, und auch die übrigen in Betracht 
kommenden Beſtimmungen der beiden Geſetzbücher ſtimmen 
überein. Vor allem iſt es auch heute Rechtens, daß der 
Schuldner ſich auf ſein zur Zeit des Vertragsſchluſſes bereits 
vorhandenes Unvermögen zur Leiſtung nicht berufen kann, daß 
er mit der Verpflichtung zur Leiſtung auch die Haftung für 
ſeine Leiſtungsfähigkeit übernimmt und für dieſe einzuſtehen hat 
(vgl. RG. 69, 357). Um ein ſolches Unvermögen des Unter⸗ 
vermieters zur Erfüllung des Untermietvertrags, um eine zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes beſtehende ſubjektive Unmöglichkeit 
der Leiſtung handelt es ſich aber, wenn die erforderliche Er⸗ 
laubnis des Vermieters nicht bereits erteilt iſt. Die Beſchaffung 
der Erlaubnis iſt, wie auch von den Vertretern der oben 
erwähnten abweichenden Meinung anerkannt wird (vgl. Mittel⸗ 
ſtein, Miete S. 459 ff.), Sache des Untervermieters, der Unter⸗ 
mieter braucht ſich nicht darum zu kümmern. Der Untervermieter 
übernimmt daher mit der Verpflichtung zur Gewährung der 
Mieträume auch die Pflicht, die Vorausſetzung für dieſe vertrags⸗ 
mäßige Leiſtung, die Erlaubnis des Vermieters zur Unter⸗ 
vermietung zu beſchaffen, und hat für dieſe nicht minder als 
für ſeine ſonſtigen Vertragspflichten einzuſtehen. Dieſe Pflicht 
fällt auch nicht fort, wenn er den Untermieter darauf aufmerkſam 
macht, daß die Erlaubnis erteilt werden müſſe und noch nicht 
erteilt ſei. Der Untermieter, der ſich ja um die Erlaubnis 
nicht zu kümmern braucht, wird und kann trotzdem davon aus⸗ 
gehen, daß der Untervermieter feine Pflicht, dieſe zu beſchaffen, 
erfüllen werde, zumal wenn, wie in dem vorliegenden Falle 
feſtgeſtellt iſt, deren Erteilung nicht als zweifelhaft hingeſtellt, 
ſondern von beiden Teilen als ſicher angeſehen wird. Es kann 
in dieſer Hinſicht bei dem Mietvertrage nichts anderes gelten 
als bei dem Verkaufe; daß aber, wenn eine dem Verkäufer 
nicht gehörige Sache verkauft wird und beide Teile den Sach⸗ 
verhalt kennen, der Verkäufer zur Verſchaffung des Eigentums 
verpflichtet iſt, iſt von der zweiten Kommiſſion für ſelbſtverſtändlich 
erklärt (Prot. Bd. 1 S. 659). Will der Untervermieter für 
die Verſchaffung der Erlaubnis nicht einſtehen, ſo muß er die 
Wirkſamkeit des Vertrags von der Erteilung der Erlaubnis als 
Bedingung abhängig machen. In dem gegebenen Falle hat er 
dagegen, wie feſtgeſtellt, ſich nicht nur unbedingt zur Einräumung 
der Mieträume verpflichtet, ſondern ſich auch die fofortige 
Zahlung einer erheblichen Abſtandsſumme verſprechen und dieſe 
auszahlen laſſen, ehe er die Erlaubnis des Vermieters nach⸗ 
ſuchte, ſich auch zur Zahlung einer Vertragsſtrafe von 500 # 
für jeden Tag verſpäteter Übergabe der Mieträume verpflichtet; 
dieſe Umſtände zwingen zu dem Schluſſe, daß der Beklagte dem 
Kläger der Regel gemäß für die Beſchaffung der Erlaubnis des 
Vermieters einzuſtehen hat. Er iſt daher verpflichtet, dem 
Kläger den durch die Nichterfüllung des Vertrages infolge der 
Verſagung der Erlaubnis erwachſenen Schaden zu erſetzen. 
R. o. H., U. v. 4. Dez. 12, 193/12 III. — Berlin. [L.] 

3. 55 662 ff. BGB. Kann der Auftrag zur Auszahlung 
eines Betrages an einen Dritten dadurch ausgeführt werden, 
daß der Beauftragte den Betrag mit dem Dritten verrechnet?] 

Der Kläger ſtand im Jahre 1907 in Geſchäftsverbindung 
mit dem Bankgeſchäfte S. & Co., bei welchem er Spekulations⸗ 
geſchäfte in Wertpapieren machte. Da er bei dem Bankhauſe 


eine Einlage leiſten ſollte, beſtellte er der Beklagten eine am 
21. März 1907 zur Eintragung gelangte Hypothek von 15 000 
für ein in dieſem Betrage ihm zu gewährendes Darlehen und 
beauftragte am 22. März 1907 die Beklagte, nach Empfang 
des Hypothekenbriefes die Darlehnsſumme für ſeine Rechnung 
an das Bankhaus S. & Co. auszuzahlen. Die Beklagte ant⸗ 
wortete dem Kläger am 26. März, daß ſie in den Beſitz des 
Hypothekenbriefes gelangt ſei und den Betrag von 15 000 l 
an S. & Co. gezahlt habe. In Wahrheit hat ſie dieſe Zahlung 
aber nicht geleiſtet; fie ſtand ihrerſeits ebenfalls mit dem ge- 
nannten Bankhauſe in Geſchäftsverbindung und war deren 
Gläubigerin und ſchrieb anſtatt der Zahlung den Betrag der 
Firma gut. Der Kläger verlangt wegen dieſer, wie er geltend 
macht, auftragswidrigen Handlung die Zurückſchreibung der ihr 
beſtellten Hypothek, eventuell die Zahlung von 15 000 & nebſt 
Zinſen. LG. und OLG. haben verurteilt, das RG. hat auf⸗ 
gehoben. Der Rechtsſtreit entſcheide ſich, erwägt das BG., nach 
den Grundſätzen des BGB. über den Auftrag; eine Anweiſung 
(SS 783 ff. BGB.) liege nicht vor. Der Kläger habe die Be: 
klagte beauftragt, die ihm geſchuldete Valuta der der Beklagten 
beſtellten Hypothek an S. & Co. auszuzahlen. Die Beklagte 
ſtehe nun irrigerweiſe auf dem Standpunkte, daß ſie durch die 
Gutſchreibung den Auftrag ausgeführt habe. Nachdem ſie ſelbſt 
erklärt habe, ſie habe gewußt, daß der Kläger mit der Valuta 
einen Einſchuß bei S. & Co. leiſten wollte, müſſe ihre Hand⸗ 
lungsweiſe als auftragwidrig angeſehen werden, mit der ſie die 
Schuld von S. & Co. gegen ſie ſelbſt verringert, in dem Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen dem Kläger und S. & Co., deſſen Ordnung 
der Zweck des Geſchäftes war, aber nichts geändert habe. Ob 
zwiſchen Gläubiger und Schuldner Gutſchrift der Zahlung gleich⸗ 
ſtehe, ſei für dieſe Frage ganz gleichgültig. Für den Kläger 
ſei es aber jedenfalls nicht gleichgültig geweſen, ob die Beklagte 
feine Schuld an die Firma S. & Co. bezahlte oder ſich wegen 
ihrer Forderung gegen dieſe befriedigte. Gleichgültig ſei es 
dabei auch weiter, ob die ganzen 15 000 % bei S. & Co. als 
Einſchuß dienen ſollten oder ob ein Überſchuß von S. & Co. 
dem Kläger auszuzahlen oder gutzuſchreiben war. Nach 8 666 
BGB. habe der Beauftragte alles, was er zur Ausführung des 
Auftrages erhält, herauszugeben. Darunter falle auch die Hypothek. 
Der Reviſion war ſtattzugeben. Nach den Feſtſtellungen des 
BG. ſollte der Kläger bei der Bankfirma S. & Co. einen Ein⸗ 
ſchuß leiſten als Unterlage für die Spekulationsgeſchäfte, die er 
durch Vermittlung des genannten Bankhauſes machte. Der 
Kläger hatte ſelbſt die erforderlichen Mittel nicht flüſſig und 
verſchaffte fie ſich bei der Beklagten, der ihn der Teilhaber J. 
des Hauſes S. & Co. ſelbſt zugeführt hatte, und die wiederum 
mit S. & Co. in Geſchäftsverbindung ſtand und deren Gläubigerin 
war. Der Kläger beſtellte der Beklagten eine Darlehnshypothek 
in Höhe von 15 000 & und beauftragte die Beklagte, den 
Darlehnsbetrag für ſeine Rechnung an S. & Co. auszuzahlen. 
Mit der Leiſtung an dieſe wurde er Darlehnsempfänger und 
Darlehnsſchuldner der Beklagten. Daraus ergibt ſich, daß es 
irrig iſt, wenn das BG. den Hypothekenbrief über die 15 000 # 
als einen Gegenſtand anſieht, den die Beklagte als Beauftragte 
zur Ausführung des Auftrages erhalten habe. Der Hypotheken⸗ 
brief ſteht mit der Ausführung des Auftrages nur in wirtſchaft⸗ 
lichem Zuſammenhange; ihn hat die Beklagte im Hinblick auf 
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das dem Kläger zu gewährende Darlehn erhalten: ſie muß die 
Hypothek allerdings dem Kläger zurückübertragen und ihm den 
Hypothekenbrief herausgeben, wenn ſie das Darlehn nicht ge⸗ 
währt hat, aus dem Rechtsgrunde der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung. Gegenſtand des Auftrages iſt aber nur die Aus⸗ 
zahlung der Darlehnsſumme, die zu einer Zahlung des Klägers 
an S. & Co. dienen ſollte. Auftragwidrig wäre es mim gewiß 
geweſen, wenn die Beklagte den zum Zwecke einer Zahlung an 
die Firma S. & Co. für Rechnung des Klägers ihr zugewandten 
Betrag eigenmächtig zur Deckung ihrer eigenen Forderung gegen 
S. & Co. verwendet hätte, ohne daß gleichzeitig der Auftrag 
auf Zahlung der gleichen Summe für Rechnung des Klägers 
an S. & Co. zur Erledigung kam. Wenn die Beklagte den 
Darlehnsbetrag der Firma S. & Co. in ihren Büchern gut⸗ 
ſchrieb, ſo wurde damit zunächſt allerdings nur eine Zahlung 
von S. & Co. an die Beklagte geleiſtet, nicht aber eine ſolche 
des Klägers an S. & Co. Etwas anderes aber war es, wenn 
die Buchgutſchrift im Einverſtändniſſe mit S. & Co. in 
dem Sinne und mit der Wirkung erfolgt, daß mit ihr zugleich die 
Zahlung des Klägers an S. & Co. als geleiſtet gelten und 
der Gutſchrift des Betrages für S. & Co. in den Büchern der 
Beklagten die entſprechende Gutſchrift für den Kläger in den 
Büchern von S. & Co. folgen ſollte. Dann war die Rechks⸗ 
lage genau dieſelbe, als wenn die Beklagte den Betrag an die 
Firma S. & Co. für Rechnung des Klägers bar eingezahlt, die 
genannte Firma aber den erhaltenen Betrag zur Deckung ihrer 
Schuld bei der Beklagten dieſer alsbald zurückgezahlt hätte. 
Gegen eine ſolche Verwendung des Geldes ſeitens S. & Co. 
ſtand dem Kläger kein Einſpruch zu; wie die Handlung S. & Co. 
ihrerſeits über die empfangenen Gelder verfügte, ob ſie damit 
Schulden an ihre Gläubiger bezahlte oder den Betrag in ihrer 
Kaſſe beließ, unterlag lediglich ihrer Beſtimmung. Das Ein⸗ 
verſtändnis der Firma S. & Co. mit der Gutſchrift der Summe 
für ſie durch die Beklagte iſt aber von der Beklagten behauptet 
und kann nur dahin verſtanden werden, daß die Gutſchrift an 
die Stelle der auftragsmäßigen Auszahlung treten und damit 
zugleich die Einſchußzahlung für Rechnung des Klägers als 
bewirkt gelten ſollte. Das BG. hätte deshalb über die Be⸗ 
hauptung, daß das Buchverfahren der Beklagten einer Verein⸗ 
barung zwiſchen der Bellagten und S. & Co. entſprach, nicht 
hinweggehen dürfen. M. o. C., U. v. 12. Dez. 12, 294/12 VI. 
Hamburg. (K.) 

4. 8 688 BGB. Zum Weſen des Verwahrungsvertrages.] 

Der Kläger, deſſen erſte Ehe mit Minna geb. M. durch 
rechtskräftiges Urteil vom 25. November 1908 unter Schuldig⸗ 
ſprechung des Klägers geſchieden worden iſt, hat am 6. April 1909 
die Ehe mit der Beklagten eingegangen, wobei die Parteien 
Gütertrennung vereinbart haben; in der Folge iſt auch dieſe 
b den worden. Im nunmehrigen Rechtsſtreite beanſprucht 
Bi 1 5 von der Beklagten die Bezahlung von 10857 % 90 57 
die in de. Belnbung, daß er ihr noch vor der Eheſchließung 
9 0 Klagſchriſt aufgeführten Wertpapiere im Nennwerte 
Geldſchrante „ übergeben habe, damit fie dieſelben in ihrem 
die Papier e aufbewahre, daß aber die Beklagte in der Folge 
an 105 veräußert und den Erlös zu eigenen Zwecken ver⸗ 
= 1 8 In rechtlicher Beziehung iſt der Anſpruch ſchon 
im landgerichtlichen Verfahren auf die Grundſätze des Ver⸗ 


wahrungsvertrags, der unerlaubten Handlung und der ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung geſtützt worden. Die Beklagte hat zwar 
eingeräumt, daß ſie den größeren Teil der Papiere im Nennwert 
von 9300 & erhalten habe, ſie hat jedoch behauptet, daß die 
Übergabe nicht zur Aufbewahrung, ſondern ſchenkungshalber 
erfolgt ſei, und daß von den Papieren ſolche im Werte von 
2000 * im Intereſſe des Klägers ſelbſt mit deſſen Einverſtändnis 
verwendet worden ſeien. Das BG. hat die Klage abgewieſen. 
Es hat ausgeführt, daß der Kläger keinen Anſpruch aus 
Verwahrung habe, weil die Parteien anläßlich der Übergabe 
der Papiere überhaupt keinen Vertrag (weder Schenkung noch 
Verwahrung) miteinander haben ſchließen wollen, ihre Abſicht 
vielmehr lediglich darauf gerichtet geweſen ſei, die Papiere dem 
Zugriff der erſten Ehefrau des Klägers, von der Unterhalts⸗ 
und Auseinanderſetzungsanſprüche zu befürchten geweſen ſeien, 
zu entziehen. Der Anſpruch aus unerlaubter Handlung iſt vom 
BG. nicht beſonders erörtert worden. Der Klagegrund der 
ungerechtfertigten Bereicherung iſt wegen der vom BG. an⸗ 
genommenen Klageänderung zurückgewieſen worden. Aus den 
Gründen des RG.: Die in Würdigung des Verhandlungs⸗ 
ergebniſſes getroffene Feſtſtellung des BG., daß der Kläger der 
Beklagten die in Frage ſtehenden Wertpapiere nicht in Schenkungs⸗ 
abſicht übergeben habe, läßt keinerlei Rechtsirrtum erkennen. 
Dagegen iſt, wie die Reviſion mit Recht rügt, die weitere 
Annahme des BG., daß die Parteien hinſichtlich der Wert⸗ 
papiere keinen Verwahrungsvertrag geſchloſſen haben, nicht 
haltbar. Der Kläger hat, was nach dem Wegfall der behaup⸗ 
teten Schenkung gemäß dem Vorbringen der Parteien allein 
noch in Betracht kommt, die fraglichen Wertpapiere der Beklagten 
in der Abſicht übergeben, daß die Beklagte ſie in ihrem Geld⸗ 
ſchranke aufbewahren ſolle, und die Beklagte hat die Papiere 
in dieſem Sinne an ſich genommen. Dieſe Sachlage läßt mit 
Beſtimmtheit die Einigung der Parteien dahin erkennen, daß 
die Beklagte die ihr übergebenen Papiere für den Kläger ver⸗ 
wahren ſolle. Damit ſind die Vorausſetzungen eines Verwahrungs⸗ 
vertrags im Sinne des § 688 BGB. gegeben. Dieſer Annahme 
ſteht ſelbſtverſtändlich die Feſtſtellung des BG. nicht entgegen, 
daß die Parteien mit der Aufbewahrung der Papiere im Geld⸗ 
ſchrank der Beklagten den Zweck verfolgt haben, die Papiere 
dem Zugriff der erſten Ehefrau des Klägers als deſſen Gläubi— 
gerin zu entziehen. Daß eine Vergütung für die Aufbewahrung 
nicht vereinbart, auch die Aufbewahrung nach dem perſönlichen 
Verhältnis der Parteien zueinander nicht gegen eine Vergütung 
zu erwarten war, ſchließt die Annahme des Verwahrungsvertrags 
nicht aus, da derſelbe, wie ſich aus dem Geſetze ergibt (8 690 
BGB.), die Gewährung eines Entgelts nicht vorausſetzt. Aus 
dem Verwahrungsvertrag ergibt ſich die Verpflichtung der Be⸗ 
klagten, die hinterlegten Papiere dem Kläger auf deſſen 
Verlangen zurückzugeben. Da die Beklagte, wie unſtreitig it, 
hierzu wegen der Veräußerung derſelben nicht mehr imſtande 
iſt, ſo hat ſie dem Kläger den durch die Nichterfüllung ent⸗ 
ſtandenen Schaden zu erſetzen (8 280 BOB.) St. o. St., 
U. v. 13. Dez. 12, 201/12 III. — Stettin. L.] a 
5. 8 723 BGB. Unrentabilität als Kündigungsgrund. 
Die Parteien haben im Dezember 1909 ein . 
getroffen, wonach die Beklagte auf die Dauer von 10 Jahren 
automatiſche Apparate ausſchließlich für den . herſtellen 
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durfte; der Kläger hatte die für die Herſtellung nötigen Angaben 
zu machen und durfte nur ſolche Apparate, die von der Be⸗ 
klagten hergeſtellt waren, vertreiben. Für jeden verkauften 
Apparat erhielt die Beklagte die feſtgeſetzten Grundpreiſe; an 
dem Mehrerlöſe war jeder Vertragsteil zur Hälfte beteiligt. 
Die Beklagte lieferte 13 Apparate, dann erklärte ſie mit 
Schreiben vom 13. Oktober 1910 den Vertrag für aufgelöſt. 
Der Kläger widerſprach dem und klagte mit dem Antrage: 
„feſtzuſtellen, daß die Beklagte den aus der Nichterfüllung des 
Vertrags entſtandenen oder noch entſtehenden Schaden zu er= 
ſetzen habe“. Das LG. gab der Klage ſtatt; die Berufung 
blieb ohne Erfolg. Das NG. hob auf. Die Beklagte hat be⸗ 
hauptet und unter Beweis geſtellt, daß die Fortſetzung des 
Vertragsverhältniſſes ihr in Zukunft nicht nur keinen Vorteil 
bringen werde, ſondern ſo ſchwere Verluſte, daß ihr der wirt⸗ 
ſchaftliche Zuſammenbruch drohe. Demgegenüber erklärt das 
BG., daß, wenn dies der Fall ſei, ſo habe ſich die Beklagte 
bei Eingehung des Vertrags verrechnet und die Folgen hiervon 
habe ſie zu tragen. Dieſe Anſicht wird indeſſen der Vorſchrift 
des § 723 nicht gerecht. Schon der Art. 125 HGB. a. F. 
und ferner für die ſtille Geſellſchaft der Art. 262 a. a. O. 
geſtatteten dem Geſellſchafter aus „wichtigen Gründen“ die 
Auflöſung des Geſellſchaftsverhältniſſes durch vorzeitige Kündi⸗ 
gung. Das Geſetz ſelbſt zählte einzelne ſolcher Gründe auf, 
ohne daß damit andere Gründe ausgeſchloſſen wurden. Was 
im Einzelfalle als wichtiger Grund anzuſehen, blieb dem freien 
richterlichen Ermeſſen überlaſſen, und das ROG. erkannte für 
die ſtille Geſellſchaft in der Entſch. Bd. 12 S. 100 an, daß 
unter Umſtänden auch die mangelnde Rentabilität eines Unter⸗ 
nehmens zur vorzeitigen Kündigung berechtige, ſofern es ſich 
als ein unbilliges Verlangen darſtelle, daß ein Inhaber das 
Handelsgewerbe mit Schaden fortführen ſolle. Dieſelbe Be⸗ 
urteilung muß auch für die entſprechende Vorſchrift des 8 723 
BGB. gelten. Wie dort, ſo hat auch hier der Richter 
(RG. 24, 136; 65, 37) freies Ermeſſen walten zu laſſen, und 
dabei iſt entſcheidend, ob nach den geſamten Umſtänden des 
Falles dem Geſellſchafter das Verbleiben in der Geſellſchaft 
billigerweiſe noch zugemutet werden kann. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkte können auch die dem Vertragsabſchluſſe vorgegangenen 
Beſprechungen und Verhandlungen eine gewiſſe Bedeutung 
gewinnen. Das BG. lehnt, ohne daß es in eine nähere 
Würdigung der Umſtände des Falles überhaupt eingetreten iſt, 
die Anwendung des 8 723 grundſätzlich ab. Dies iſt rechts⸗ 
irrig und deshalb war die Aufhebung des Urteils geboten. 
S. c. R., U. v. 11. Dez. 12, 248/12 V. — Celle. [K.] 

6. 8 839 BGB. Schadenserſatzpflicht des Amtsrichters, 
der im Privatklageverfahren die Zuſtellung des verurteilenden 
Erkenntniſſes zu verfügen unterläßt.] 

Auf eine Privatklage der Klägerin und ihrer Schweſter 
wurde der Ingenieur D. am 13. Juli 1905 vom Schöffen⸗ 
gericht! in B. wegen Beleidigung zu einer Geldſtrafe von 
20 % und in die Koſten des Verfahrens verurteilt. Der An- 
geklagte war bei der Verkündung des Urteils nicht anweſend, 
ſondern durch einen Verteidiger vertreten. Das Urteil wurde 
ihm nicht zugeſtellt. Der Beklagte, damals Gerichtsaſſeſſor 
und Vorſitzender des Schöffengerichts, verfügte vielmehr, 
offenbar in der Meinung, eine Zuſtellung ſei nicht erforderlich, 


noch am 13. Juli 1905 auf dem Sitzungsprotokoll die Wieder⸗ 
vorlegung der Akten nach einer Woche. Durch eine richterliche 
Verfügung vom 23. Juli 1905 wurde die Rechtskraft des 
Urteils feſtgeſtellt und die Vollſtreckung angeordnet. Der Ver⸗ 
urteilte bezahlte zunächſt Strafe und Koſten, veranlaßte aber 
fünf Jahre ſpäter, im Oktober 1910, die nachträgliche Zuſtellung 
des Urteils und legte unter Bezugnahme auf die inzwiſchen 
eingetretene Verjährung des Vergehens Berufung ein. Um 
größeren Schaden zu vermeiden, ließ ſich die Klägerin auf einen 
Vergleich ein. Nun verlangt fie den Erſatz ihres Schadens 
von dem Beklagten mit der Begründung, daß er ſchuldhaft 
unterlaſſen habe, für die Zuſtellung des Urteils zu ſorgen. 
Die Klage wurde abgewieſen, die Berufung der Klägerin 
zurückgewieſen; ihre Reviſion hatte Erfolg. Das BG. ſtellt 
feſt, daß nur die Verfügung vom 13. Juli 1905, nicht auch 
die Verfügung vom 23. Juli 1905 von dem Beklagten herrührt, 
und beſtätigt die Abweiſung der Klage aus dem Grunde, weil 
die Verfügung vom 13. Juli, die eine Entſcheidung über die 
Rechtskraft nicht treffe, ſondern nur vorbereiten ſolle, für die 
Entſtehung des Schadens nicht urſächlich geweſen ſei. Dieſe 
Begründung trifft aber nur für den Schaden zu, der durch die 
in der irrigen Annahme der Rechtskraft angeordnete Voll⸗ 
ſtreckung entſtanden iſt, alſo für den dem Verurteilten er⸗ 
wachſenen Schaden. Der Schaden der Klägerin beruht auf der 
Unterlaſſung der Zuſtellung des Urteils an den Angeklagten, 
die erforderlich war, um die Rechtskraft des Urteils herbei 
zuführen (SPD. § 355 Abſ. 2; Löwe⸗Hellweg, Die Straf⸗ 
prozeßordnung 12 A § 267 Anm. 7, § 425 Anm. 2). Nun 
hatte freilich der Richter, der die Rechtskraft feſtſtellen und die 
Vollſtreckung anordnen wollte, nach SS 481, 355 Abſ. 2 StPO. 
auch die Zuſtellungsfrage zu prüfen und erforderlichen Falles 
die Nachholung der Zuſtellung zu veranlaſſen. Allein das 
ſchließt nicht aus, daß vor ihm eine andere Amtsperſon die 
gleiche Pflicht hatte, und daß die Nichterfüllung dieſer Pflicht 
den durch das Unterbleiben der Zuſtellung entſtandenen Schaden 
mitverurſacht hat. Da die Zuſtellung des Urteils an den An— 
geklagten, der der Verkündung nicht beigewohnt hat, erforderlich 
iſt, um die Rechtskraft des Urteils herbeizuführen, iſt fie nicht 
erſt bei der Prüfung der Rechtskraft, ſondern alsbald nach der 
Fertigſtellung des Urteils anzuordnen. Wer ſie anzuordnen 
hat, beſtimmt die StPO. nicht ausdrücklich. Aus § 36 StPO. 
ergibt ſich aber als Regel, daß die Zuſtellung von der Staats⸗ 
anwaltſchaft oder vom Richter anzuordnen oder zu „veranlaſſen“ 
iſt. Der Gerichtsſchreiber kommt nur als bei der Ausführung 
mitwirkendes Organ in Betracht. Infolgedeſſen kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob nach den für die Zuſtändigkeit der Gerichts⸗ 
ſchreiberei in Zuſtellungsſachen maßgebenden Vorſchriften der 
Gerichtsſchreiber für die Ausführung der von Amts wegen 
erforderlichen Zuſtellungen auch dann zu ſorgen hat, wenn die 
Zuſtellung nicht ausdrücklich angeordnet iſt. Denn eine ſolche 
Verpflichtung des Gerichtsſchreibers würde denjenigen, dem die 
Anordnung oder Veranlaſſung der Zuſtellung obliegt, nicht von 
der Pflicht befreien, für die richtige Behandlung der Sache zu 
ſorgen. Da die Amtsanwälte — abgeſehen etwa von Ladungen 
— für die Veranlaſſung von Zuſtellungen in der Regel nicht 
in Anſpruch genommen werden ſollen (vgl. die preußiſche 
Geſchäftsanweiſung für die Amtsanwälte vom 28. Auguſt 1879, 
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IMBl. S. 261 Art. 24), jo kommt für die Anordnung von 
Urteilszuſtellungen im ſchöffengerichtlichen Verfahren nur der 
Richter in Betracht. Pflicht des Beklagten, der als Vorſitzender 
des Schöffengerichts zunächſt mit der Sache befaßt war, war 
es daher, alsbald an die Fertigſtellung des Urteils und, 
bevor er die Akten nach der Gerichtsſchreiberei gab, zu prüfen, 
ob eine Zuſtellung des Urteils erforderlich war, und dann die 
Zuſtellung zu veranlaſſen, ſei es, daß er ſie ausdrücklich an⸗ 
ordnete oder doch durch einen Zuſatz zu der Abgabeverfügung zu 
erkennen gab, daß zunächſt eine Zuſtellung des Urteils zu er⸗ 
folgen habe. Dieſer Verpflichtung hat der Beklagte zuwider⸗ 
gehandelt, indem er ohne einen auf die Notwendigkeit der 
Zuſtellung hindeutenden Zuſatz bei der Abgabe der Akten ver⸗ 
fügte, daß ſie nach einer Woche wieder vorgelegt werden ſollten, 
eine Verfügung, die ſich nur daraus erklären läßt, daß der 
Beklagte von der irrigen Meinung ausging, das Urteil würde, 
falls nicht innerhalb dieſer Friſt Berufung eingelegt würde, 
ohne weiteres rechtskräftig werden (8 355 Abſ. 1 StPO.). Bei 
pflichtmäßigem Vorgehen des Beklagten wäre die Zuſtellung des 
Urteils ſchon damals erfolgt und der durch die Unterlaſſung der 
Zuſtellung bewirkte Schaden nicht eingetreten. Der Beklagte 
hat alſo durch ſein Verhalten als Beamter die ihm — und 
zwar auch der am Privatklageverfahren beteiligten Klägerin 
gegenüber — obliegende Amtspflicht verletzt und dadurch den 
der Klägerin entſtandenen Schaden mitverurſacht. Seine Erſatz⸗ 
pflicht hängt noch davon ab, ob er ſchuldhaft gehandelt hat 
und ob die ſonſtigen Vorausſetzungen des 8839 BGB. gegeben 
ſind. R. c. Amtsrichter H., U. v. 4. Dez. 12, 207/12 III. 
Berlin. (L. 

7. 88 905 ff. BGB. Schadenserſatz wegen Grund⸗ 
waſſerentziehung e?! 

Die Beklagte hat ſeit 1905 auf einem von ihr erworbenen 
Wieſengelände bei T. zur Verſorgung ihrer Einwohner mit 
Waſſer eine „Grundwaſſerverſorgungsanſtalt“ in Betrieb geſetzt. 
Der Kläger behauptet, daß durch dieſen Betrieb und ſeine 
vielen Sammelbrunnen (deren äußerſter 400 m von ſeiner 
Grenze entfernt liegt) ſeine Domäne T. infolge Abſenkung 
eines Teiches, gänzlicher oder teilweiſer Verſiegung uſw. von 
Brunnen, Austrocknung des Landes u. dergl. ſchwer geſchädigt 
ſei und auch künftig geſchädigt werde. Seine Schadenserſatz⸗ 
klage iſt abgewieſen, die Reviſion zurückgewieſen. Die Reviſion 
kann keinen Erfolg haben, weil zurzeit keine geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung beſteht, wonach das dem Kläger nachteilige Verfahren 
der Beklagten mit dem Grundwaſſer gehindert werden kann. 
Der Reviſionskläger erkennt ſelbſt an, daß ihm die derzeitige 
Rechtſprechung im allgemeinen nicht günſtig iſt, er glaubt aber 
doch, daß eine wiederholte Prüfung der Tragweite der 88 905 
und 906 BGB. ſeiner Sache zum Siege verhelfen müſſe. Dem 
lann nicht beigepflichtet werden. Nach § 903 BGB. kann der 

gentümer, ſoweit nicht das Geſetz oder Rechte Dritter ent⸗ 
gegenſtehen, mit der Sache nach Belieben verfahren. Zum 
Grundstück gehört nach § 905 daſelbſt auch der Erdkörper 
unter der Oberfläche. Es iſt nie bezweifelt worden, daß an 
ſich der Grundeigentümer auch über das in ſeinem Grundſtücke 
befindliche Grundwaſſer frei verfügen kann, und wenn er dies 
. er dabei unmittelbar nur auf ſein eigenes Grund⸗ 

ick, nicht auf das ſeines Nachbars ein. Allerdings kann das 


letztere durch ſolche Verfügung mittelbar inſofern mitbetroffen 
werden, als die Grab⸗ und Pumparbeiten auf dem erſten 
Grundſtück das unterirdiſche Waſſer in ungewöhnlich raſche 
Bewegung ſetzen und dadurch und nach den Geſetzen des Grund⸗ 
waſſerlaufs dem Nachbargrundſtück das unterirdiſche Waſſer 
ganz oder teilweiſe entziehen. Aber dies kann als eine vom 
Nachbar zu verbietende „Einwirkung“ im Sinne des § 903 
BGB. nicht angeſehen werden. Immerhin iſt anzuerkennen, 
daß hier ein Widerſtreit zwiſchen den Vorteilen und Berechti⸗ 
gungen der beiden Nachbarn vorliegt, der geſetzgeberiſche Aus⸗ 
gleichung als wünſchenswert erſcheinen läßt; aber das BGB. 
hat zwar in verſchiedenen anderen Beziehungen, nicht aber in 
dieſem Stücke ſolche Ausgleichung vorgenommen. Vergeblich 
weiſt der Reviſionskläger auf § 906 BGB. hin. Daß dieſer 
nur übermäßige und nicht ortsübliche Zu führungen ſchädlicher 
Stoffe von einem Grundſtück auf das andere verbietet, daß er 
aber nicht etwa A b führungen, Entziehungen von Stoffen, 
insbeſondere von Luft, Grundwaſſer u. dgl. unterſagt, iſt nach 
ſeinem Wortlaute und ſeiner Auslegung ohne weiteres an⸗ 
zunehmen. (Vgl. RG. in JW. 08, 14212; JW. 09 S. 16110, 
17426.) Da im allgemeinen der §S 907 BGB. tiber gefahr: 
drohende Anſtalten ſich dem § 906 anſchließt und fi nur auf 
Anſtalten, von denen Einwirkungen nach § 906 drohen, erſtreckt, 
ſo kann auch er gegen Grundwaſſerentziehung nicht angewendet 
werden. (Vgl. RG. 51, 254.) Auch der § 909, der Grund⸗ 
ſtücksvertiefungen, die dem Boden des Nachbargrundſtückes die 
Stütze entziehen, verbietet, kann nicht unmittelbar nach ſeinem 
Wortlaute herangezogen werden, wenigſtens nicht gegen Brunnen⸗ 
graben, das an ſich keine „Vertiefung“ im Sinne des § 909 
bildet. Dort, wo die Rechtſprechung das BGB. und ins⸗ 
beſondere den § 909 auf Fälle angewendet hat, in denen durch 
Entziehung von Grundwaſſer (mit oder ohne Fließſand) Nachbar⸗ 
häuſer beſchädigt wurden, handelte es ſich um eigentliche Ver⸗ 
tiefungen des Bodens, die dem Nachbargebäude die erforderliche 
Stütze entziehen. (Vgl. RG. bei Gruchot 54, 1014; JW. 10, 
742; RG. 62, 370.) Somit können im BGB. keine Beſtim⸗ 
mungen gegen Grundwaſſerbenutzung als ſolche gefunden werden, 
wenn man von rein mutwilliger (ſchikanöſer), etwa unter $ 226 
BGB. fallender, im gegebenen Falle aber nicht in Frage 
kommender Verfügung über das unterirdiſche Waſſer abſieht. 
Die Reichsgeſetzgebung hat aber ſogar ausdrücklich durch 
Art. 65 EGBGB. zu erkennen gegeben, daß fie die Ordnung 
dieſes Rechtsſtoffes der Landesgeſetzgebung überläßt. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Grundwaſſerverhältniſſe 
dem vom angezogenen Art. 65 den einzelnen Bundesſtaaten 
freigegebenen Gebiete des Waſſerrechts angehören. (Vgl. Neuer 
Entwurf eines Preuß. Waſſergeſetzes 88 178 bis 180 und Be⸗ 
gründung hierzu in Nr. 9B der Druckſachen des Abgeordneten⸗ 
hauſes, 21. Geſetzgebungsperiode 1912 S. 179, 180, 181ff.; 
Bayeriſches Waſſergeſetz vorm 23. März 1907, GuV OBl. 
S. 157; Holtz, PrVerwBl. 32 S. 353, 268; Müller daſelbſt 
S. 522.) Der Art. 89 Ziff. 1b Pr B5B hat deshalb auch die 
die waſſerrechtlichen Beſtimmungen mitenthaltenden Paragraphen 
des achten Titels Tl. I AR., darunter die 88 125 bis 131 
daſelbſt ausdrücklich aufrechterhalten. Wenn die Begründung 
zu dieſer Ausführungsbeſtimmung es in höchſt vorſorglicher 
Weiſe der Rechtſprechung überlaſſen hat, BT. inwieweit 
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etwa das BGB. jenen preußiſch⸗ rechtlichen Vorſchriften ent⸗ 
gegenſteht, ſo kann im gegebenen Falle die Rechtſprechung nur 
verneinen, daß das BGB. dem Landesgeſetze entgegenſteht. 
Von den hier in Frage kommenden Vorſchriften trifft der 
8 128 J. 8 ALR. den vorliegenden Fall überhaupt nicht. Der 
5 129 daſelbſt verbietet zwar Anlagen, wodurch die ſchon vor⸗ 
handenen Brunnen des Nachbars verunreinigt oder unbrauchbar 
gemacht werden, aber der $ 130 allda enthält die Ausnahme⸗ 
beſtimmung, daß ohne beſonderes Unterſagungsrecht Brunnen⸗ 
graben, wodurch dem Nachbar das Waſſer entzogen wird, 
nicht verwehrt werden kann. Auf Brunnengraben zum Haus⸗ 
gebrauch iſt dieſe Beſtimmung nicht eingeſchränkt und das ihr 
in § 131 a. a. O. beigefügte Verbot des Brunnengrabens 
innerhalb dreier Werkſchuh von der Grenze iſt in vorliegender 
Sache nicht anwendbar. (Vgl. RG. 16, 229; 26, 224; 35, 170.) 
Somit beſteht zurzeit weder eine bürgerlich rechtliche noch eine 
preußiſch⸗rechtliche Geſetzesvorſchrift, worauf ſich die gegenwärtige 
Klage ſtützen könnte. Preuß. Fiskus e. Stadtgemeinde B., 
U. v. 7. Dez. 12, 280/12 V. — Breslau. (L.] 

8. 8 1182 BGB. Zur Auslegung des 8 1182 BGB] 

Der BerR. nimmt zwar an, daß die C., weil die Beklagte 
ihr gegenüber in dem Tauſchvertrage die Verpflichtung zur 
Tilgung der in Rede ſtehenden Geſamthypothek der Firma 
von der M. von 210 000 „ übernommen habe, von der Be⸗ 
klagten, ſowert die Hypothekengläubigerin aus den Grundſtücken 
der C. befriedigt worden ſei, Erſatz verlangen könne. Jedoch 
erachtet er die Pfändung und Überweiſung dieſes Erſatzanſpruches 
für die Klägerin als unwirkſam, weil nach 8 1182 BGB. 
zugleich mit dem Anſpruch auch die Hypothek bis zur Be⸗ 
friedigungsſumme kraft Geſetzes auf die C. übergegangen ſei, 
daher gemäß § 830 ZPO. zur Pfändung außer dem Pfändungs⸗ 
beſchluſſe die Übergabe des Hypothekenbriefes an die Klägerin 
erforderlich geweſen wäre, die Klägerin aber eine ſolche Brief⸗ 
übergabe trotz Ausübung des richterlichen Fragerechts nicht 
babe behaupten können. — Die Reviſion macht hiergegen 
geltend, nach §S 1182 BGB. gehe zur Sicherung des von der 
Zwangsverſteigerung allein betroffenen Eigentümers die an dem 
mithaftenden Grundſtück beſtehende Hypothek in Höhe des Erſatz⸗ 
anſpruchs auf den erſatzberechtigten Eigentümer über, nicht aber 
erwerbe dieſer etwa eine Hypothek an dem mithaftenden Grund⸗ 
ſtück für feine Erſatzforderung. — Es iſt jedoch dem BerR. 
beizutreten. Nach § 1181 Abſ. 1, 2 BGB. erliſcht eine Ge⸗ 
ſamthypothek, wenn der Gläubiger im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ($ 1147 BGB.) aus einem der mit der Geſamt⸗ 
hypothek belaſteten Grundſtücke befriedigt wird, an ſämtlichen 
Grundſtücken. Hiervon enthält $ 1182 BGB. eine Ausnahme: 
Soweit der Eigentümer des Grundſtücks, aus dem der Gläubiger 
befriedigt wird, von dem Eigentümer eines der anderen Grund⸗ 
ſtücke oder einem Rechtsvorgänger dieſes Eigentümers Erſatz 
verlangen kann, geht die Hypothek an dem Grundſtücke dieſes 
Eigentümers auf ihn über. Die rechtliche Natur dieſer auf den 
erſatzberechtigten Eigentümer übergehenden Hypothek iſt in der 
Rechtslehre ſtreitig. Nach der einen Meinung verbindet ſich 
das dingliche Recht ſtets mit der Erſatzforderung dergeſtalt, daß 
es fortan als Hypothek für die Erſatzforderung beſteht. Eine 
andere Anſicht erachtet in dem Fall, daß der erſatzberechtigte 
Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner der der bisherigen 


Geſamthypothek zugrunde liegenden Forderung iſt, das über⸗ 
gehende hypothekariſche Recht ebenfalls als Hypothek für die 
Erſatzforderung, nimmt dagegen an, daß, wenn der erſatz⸗ 
berechtigte Eigentümer nur dinglich für die bisherige Geſamt⸗ 
hypothek haftete, er die Hypothek an dem erſatzpflichtigen Grund⸗ 
ſtück als Hypothek für die urſprüngliche Forderung in Höhe des 
Erſatzanſpruches erlange. Nach einer dritten Meinung verbindet 
ſich das hypothekariſche Recht niemals mit der Erſatzforderung, 
vielmehr iſt das Beſtehen dieſer lediglich Vorausſetzung für den 
Übergang jenes Rechtes, und weiter wird angenommen, daß 
die Hypothek, wenn der erſatzberechtigte Eigentümer nicht zugleich 
perſönlicher Schuldner iſt, als Hypothek für die urſprüngliche 
Forderung, andernfalls als Grundſchuld in Höhe des Erſatz⸗ 
anſpruchs übergeht. Eine vierte Anſicht endlich erachtet die 
übergehende Hypothek in jedem Falle als Hypothek für die 
urſprüngliche Forderung in Höhe des Erſatzanſpruches. Vor⸗ 
liegend iſt die C., deren Grundſtücke zwangsverſteigert worden 
ſind, zugleich perſönliche Schuldnerin der urſprünglichen Hypo⸗ 
thekenforderung. Der Klaganſpruch iſt darauf geſtützt, daß die 
Gläubigerin von der M. in Höhe von 32 47,06 aus den 
Verſteigerungserlöſen befriedigt worden ſei und daß deswegen 
der C. zu dieſem Betrage auf Grund des Tauſchvertrages ein 
Erſatzanſpruch gegen die Beklagte zuſtehe; hiervon wird der 
Teilbetrag von 5000 geltend gemacht. Iſt jenes richtig, fo 
iſt die Hypothekengläubigerin in Höhe des genannten Betrages 
nicht nur wegen ihrer Hypothek, ſondern, da aus dem Vermögen 
des perſönlichen Schuldners die Leiſtungen bewirkt worden ſind, 
auch wegen ihrer Forderung befriedigt, und iſt dieſe gemäß 
8 362 BGB. erloſchen. Daß im Falle des Beſtehens eines 
Erſatzanſpruches gegen den Eigentümer des für eine Geſamt⸗ 
hypothek mitverhafteten Grundſtücks die aus dem Erlöſe des 
anderen (dem perſönlichen Schuldner gebörenden) Grundſtücks 
getilgte Hypothekenforderung als fortbeſtehend zu gelten habe, 
iſt im Geſetz nicht vorgeſchrieben. Deshalb iſt die zuletzt er⸗ 
wähnte Anſicht, daß auch in ſolchem Falle die auf den Erſatz⸗ 
berechtigten übergehende Hypothek für die urſprüngliche Forderung 
in Höhe des Erſatzanſpruches beſtehe, von vornherein abzulehnen, 
zumal die Hypothekenforderung nicht eine dem Erſatzberechtigten 
als nunmehrigen Hypothekengläubiger gegen ſich ſelbſt zuſtehende 
Forderung ſein kann. Die dritte Anſicht folgert für dieſen Fall 
aus dem Erlöſchen der Forderung, daß die Hypothek an dem 
erſatzpflichtigen Grundſtück zur Grundſchuld werde und in dieſer 
Geſtalt in Höhe des Erſatzanſpruches auf den Erſatzberechtigten 
übergehe. Wäre dieſe Anſicht richtig, ſo würde vorliegend die 
Pfändung des Erſatzanſpruches rechtswirkſam ſein. Zwar würde 
die Grundſchuld, in die ſich die Hypothek an dem Grundſtück 
der Beklagten umgewandelt hätte und die auf die C. über⸗ 
gegangen wäre, ebenfalls zur Sicherung des Erſatzanſpruches 
der C. dienen, und ferner wäre das Beſtehen des Erſatzanſpruches 
Vorausſetzung für den Übergang der Grundſchuld auf die C. 
Aber die Grundſchuld wäre ein ſelbſtändig neben dem Erſatz⸗ 
anſpruch beſtehendes Recht (vgl. RG. 78, 65), und für den 
Erſatzanſpruch beſtände nicht im Sinne des § 830 ZPO. eine 
Hypothek. Daher würde zur Wirkſamkeit der Pfändung des 
Erſatzanſpruches gemäß § 829 ZPO. der Pfändungsbeſchluß 
genügen und die Übergabe des Hypothekenbriefs nicht erforder⸗ 
lich fein. Allein eine Hypothek verwandelt ſich nach S 1177 
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Abi. 1 Satz 1 BGB. nur dann in eine Grundſchuld, wenn fie 
ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt. Eine ſolche 
Vereinigung würde ſtattfinden, wenn der erſatzpflichtige Eigen⸗ 
tümer zufolge Erlöſchens der Geſamthypothekenforderung die 
Hypothek an ſeinem Grundſtück gemäß 8 1163 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
erwerben würde. Dies iſt aber nach 8 1182 BGB. nicht der 
Fall. Vielmehr geht die Hypothek an dem erſatzpflichtigen 
Grundſtück auf den erſatzberechtigten Eigentümer des anderen 
zwangsverſteigerten Grundſtücks über. Eine Vereinigung der 
Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon tritt alſo nicht ein. 
Da nun nach § 1182 BGB. die „Hypothek“ auf den Erſatz⸗ 
berechtigten übergehen ſoll, eine Hypothek aber gemäß S 1113 
BGB. erfordert, daß mit ihr eine durch fie geficherte Forderung 
verbunden iſt, und im Falle der Befriedigung des Gläubigers 
aus dem zwangsverſteigerten Grundſtück des perſönlichen 
Schuldners auch wegen der Hypothekenforderung dieſe erliſcht, 
ſo ergibt ſich für dieſen hier gegebenen Fall der notwendige 
Schluß, daß die auf den Erſatzberechtigten übergehende Hypothek 
ſich kraft Geſetzes mit der Erſatzſorderung verbindet und fortan 
als Hypothek für die Erſatzforderung beſteht. Würde die 
Hypothek ſich in eine Grundſchuld verwandeln, ſo würden nach 
8 1177 Abſ. 1 Satz 2 BGB. in Anſehung der Verzinslichkeit, 
des Zinsſatzes, der Zahlungszeit, der Kündigung und des 
Zahlungsorts die für die urſprüngliche Forderung getroffenen 
Beſtimmungen maßgebend bleiben. Zwiſchen dem Erſatz⸗ 
berechtigten und dem Erſatzpflichtigen aber beſtehen Rechts⸗ 
beziehungen nur nach Maßgabe des Rechtsverhältniſſes, auf 
Grund deſſen zufolge Befriedigung des Hypothekengläubigers 
aus dem Grundſtück des Erſatzberechtigten der Erſatzanſpruch 
erwächſt, und Zweck der Vorſchrift des 8 1182 BGB. iſt: der 
Erſatzberechtigte, aus deſſen Grundſtück der Hypothekengläubiger 
Befriedigung geſucht hat, ſoll nicht lediglich auf einen unſicheren 
ſchuldrechtlichen Anſpruch gegen den erſatzpflichtigen Eigentümer 
des andern für die bisherige Geſamthypothek mit verhafteten 
Grundſtücks angewieſen ſein, ſondern durch die Hypothek an 
dieſem Grundſtück Sicherung für ſeinen Anſpruch erhalten 
(Prot. der 2. Kommiſſion Bd. 3 ©. 626). Daher müſſen die 
Zahlungs- und Verzinſungsbedingungen, die für die Erſatz⸗ 
forderung gelten, auch für die auf den Erſatzberechtigten über⸗ 
gehende Hypothek maßgebend ſein, und kann die Vorſchrift des 
§ 1177 Abſ. 1 Satz 2 BGB. keine Anwendung finden. — 
Dieſem Ergebnis würde allerdings, wenn die erwähnte zweite 
Anſicht richtig wäre, daß der erſatzberechtigte Eigentümer, falls 
er nicht zugleich perſönlicher Schuldner ſei, die Hypothek für die 
ebenfalls auf ihn übergehende urſprüngliche Hypothekenforderung 
erlange, das Bedenken entgegenſtehen, daß dem 8 1182 BGB. 
hinſichtlich der durch die übergehende Hypothek geſicherten Forde⸗ 
rung verſchiedene Bedeutung beigelegt werden müßte, je nachdem 
der erſatzberechtigte Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner 
wäre oder nur dinglich für die Hypothek haftete. Jedoch auch 
der zweiten Anſicht iſt nicht beizuſtimmen. Im $ 1182 BGB. 
it zwiſchen dem Falle, daß der erſatzberechtigte Eigentümer zu- 
gleich perſönlicher Schuldner iſt, und dem anderen, daß er nur 
dinglich für die Geſamthypothek haftete, nicht unterſchieden, und 
ft von der urſprünglichen Hypothekenforderung überhaupt nicht 
Re Rede. Einerſeits iſt nur über den Übergang der Hypothek, 
es dinglichen Rechtes, Beſtimmung getroffen, anderſeits iſt 


allgemein dieſer Übergang lediglich von dem Beſtehen eines 
Erſatzanſpruches abhängig gemacht und ſomit die übergehende 
Hypothek lediglich zu dem Erſatzanſpruch in Beziehung geſetzt. 
Danach iſt für beide vorgenannte Fälle gleichmäßig anzunehmen, 
daß die übergehende Hypothek ſich kraft Geſetzes mit dem Erſatz⸗ 
anſpruch verbindet und daß § 1182 BGB. dahin zu verſtehen 
iſt: ſoweit ein Erſatzanſpruch des von der Zwangsverſteigerung 
betroffenen Eigentümers beſteht, geht die Hypothek an dem 
anderen dem Erſatzpflichtigen gehörenden Grundſtück auf den 
Erſatzberechtigten dergeſtalt über, daß ſie als Hypothek für die 
Erſatzforderung beſteht und der Erſatzpflichtige der perſönliche 
Schuldner dieſer durch ſie geſicherten Hypothekenforderung iſt. 
(Wird noch weiter ausgeführt.) D. c. Ph., U. v. 7. Dez. 12, 
223/ V 12. — Berlin. [K.] 

9. 88 1371, 1427 BGB. Fortbeſtand der Pflicht der 
Ehefrau zur Beitragsleiſtung bei Aufhebung der Gemeinſchaſt.] 

Die Streitteile ſind Eheleute; die Eheſchließung hat am 
17. Februar 1910 ſtattgefunden, Kinder ſind nicht vorhanden. 
Durch einen vor der Heirat geſchloſſenen Ehevertrag iſt das 
geſamte Vermögen der Braut als Vorbehaltsgut erklärt und 
als der von ihr zu leiſtende Beitrag zur Beſtreitung des ges 
ſamten ehelichen Aufwands der Betrag von jährlich 10000 &, 
zahlbar in Vierteljahrsraten von 2500 , feſtgeſetzt worden. 
Einige Monate nach der Eheſchließung hat die Beklagte den 
Kläger verlaſſen; ſie lebt ſeitdem von ihm getrennt und hat 
die Zahlung des vorerwähnten Beitrags eingeſtellt. Mit der 
Klage hat der Mann die Zahlung der beiden Vierteljabrsraten 
für 1. Januar und 1. April 1911 von zuſammen 5000 
verlangt. Das LG. hat der Klage entſprochen, das OLG. da⸗ 
gegen die Klage abgewieſen. Die Reviſion des Klägers hatte 
Erfolg. Nach Ss 1371, 1427 BGB. hat die Frau, welche 
Vorbehaltsgut beſitzt, dem Manne einen angemeſſenen Beitrag 
zur Beſtreitung des ehelichen Aufwands zu leiſten; dieſe Ver⸗ 
pflichtung iſt für den Streitfall auch durch Vertrag feſtgelegt. 
Der Streit dreht ſich darum, ob die bezeichnete Verpflichtung 
der Frau wegfalle, wenn die eheliche Lebensgemeinſchaft auf⸗ 
gehoben ſei. Das BG. glaubt die Beitragspflicht der Beklagten 
verneinen zu ſollen, weil nach den beſonderen Umſtänden des 
Falles von einem ehelichen Aufwande überhaupt keine Rede 
mehr ſein könne; es erwägt hierzu: Gemeinſchaftliche Kinder 
ſeien nicht vorhanden, die Beklagte habe den Kläger anfangs 
September 1910 verlaſſen und lebe ſeitdem von ihm getrennt, 
der Hausſtand der Parteien ſei länger als ein Jahr hindurch 
aufgelöſt, die gemeinſchaftliche Wohnung geräumt, die Möbel 
befänden ſich nicht mehr im Beſitz des Klägers, der eine Jung⸗ 
geſellenwohnung außerhalb ſeines früheren Garniſonortes be⸗ 
zogen habe; der Lebenszuſchnitt, wie er hiernach ſich geſtaltet 
habe, ſei ein völlig anderer geworden, als ihn die eheliche 
Lebensgemeinſchaft der Parteien mit ſich gebracht habe. Dabei 
läßt aber das BG. außer acht, daß dieſe ganze Anderung des 
Lebenszuſchnittes unverkennbar erſt die Folge der Einſtellung 
der Beitragsleiſtung ſeitens der Beklagten geweſen ft und Er 
halb unmöglich dazu dienen kann, die Berechtigung ihres Ver⸗ 
haltens darzutun. Es iſt vielmehr mit der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung des Senats daran feſtzuhalten, daß ebenſo, wie beim 
geſetzlichen Güterſtande das dem Manne zuſtehende Verwaltungs⸗ 
und Nutznießungsrecht am eingebrachten Gute der Frau durch die 
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Aufhebung der ehelichen Lebensgemeinſchaft nicht beeinträchtigt 
wird, auch die Verpflichtung der Frau zur Leiſtung eines 
Beitrags zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes fortbeſteht, 
wenn die Frau, ſei es auch berechtigterweiſe, die Herſtellung 
der Gemeinſchaft verweigert. Wenn das BG. meint, die Be⸗ 
gründung des Urteils (RG. 67, 1 ff.) ſei wohl nicht allgemein 
zu verſtehen, ſondern nur unter Anwendung auf den damaligen 
Fall, bei welchem wegen des Vorhandenſeins gemeinſchaftlicher 
Kinder noch von einem ehelichen Aufwande habe geſprochen 
werden können, ſo iſt demgegenüber auf das inzwiſchen er⸗ 
gangene Urteil (JW. 08, 110% Seuff Arch. 63, 278) hinzuweiſen. 
Dieſe Entſcheidung iſt auf der Grundlage ergangen, daß ge⸗ 
meinſchaftliche zum Haushalt gehörige Kinder nicht vorhanden 
waren, und auch für dieſen Fall iſt daran feſtgehalten worden, 
daß die Aufhebung der Gemeinſchaft ohne Einfluß auf die Ver⸗ 
pflichtung der Frau zur Beitragsleiſtung iſt. Z. c. 3, U. v. 
2. Dez. 12, 343/12 IV. — Kiel. L.] 

10. 5 2241 Ziff. 1 BGB. Unrichtige Datierung des 
Protokolles über Errichtung eines Teſtamentes.] 

Was zunächſt den vom Kläger behaupteten Formfehler 
des Teſtaments anlangt, ſo beſtand nach der beſonderen Be⸗ 
ſchaffenheit des Falles die Möglichkeit, den Urteilen der Vor⸗ 
inſtanzen im Ergebniſſe beizutreten. Grundſätzlich iſt allerdings 
mit der bisherigen Rechtſprechung des Senats daran feſt⸗ 
zuhalten, daß die Vorſchrift des 5 2241 Nr. 1 BGB.: „Das 
Protokoll muß enthalten: 1. Ort und Tag der Verhandlung“ — 
die Bedeutung eines zwingenden Gebots hat, durch das die 
richtige Angabe des Ortes und des Tages der Verhandlung 
vom Geſetze gefordert wird. Schon der Wortlaut läßt hierüber 
keinen Zweifel. Es entſpricht dies aber auch dem Weſen des 
Protokolls als einer öffentlichen Urkunde, für die das Geſetz 
nicht öffentlichen Glauben und prozeßrechtliche Beweiskraft in 
Anſpruch nehmen könnte, ohne ihre Entſtehung aufs ſtrengſte 
unter das Gebot der Urkundenwahrheit zu ſtellen. Iſt die 
Beurkundung unrichtig — ein Fall, der mit einer auf bloßer 
Unvollkommenheit des Ausdrucks beruhenden Unklarheit nicht 
verwechſelt werden darf —, jo müſſen die ſich daraus ergebenden 
Rechtsfolgen in Anſehung der ſämtlichen durch 88 2240, 2241 
Nr. 1 bis 3 als notwendig vorgeſchriebenen Beſtandteile des 
Protokolls über die Teſtamentserrichtung die gleichen ſein. Es 
fehlt alsdann an den vom Geſetze verlangten richtigen Angaben, 
die Unrichtigkeit iſt mit dem gänzlichen Mangel einer Angabe 
gleichbedeutend und, ſo wenig die anderweite Beweisbarkeit nicht 
beurkundeter Umſtände und Verhandlungsvorgänge zur Aus- 
füllung der etwa vorhandenen Lücken dienen könnte, läßt ſich 
das nachweisbar Richtige als beurkundet an die Stelle der 
unrichtigen Beurkundung ſetzen. Betrifft daher der Mangel 
eine vom Geſetze verlangte protokollariſche Feſtſtellung, die ſich 
auf den Akt der Teſtamentserrichtung in ſeiner Geſamtheit 
erſtreckt, wird alſo der Beweis erbracht (zu § 2241 Nr. 1), daß 
die Verhandlung an einem anderen Orte oder an einem anderen 
Tage ſtattgefunden hat, oder (zu § 2241 Nr. Y, daß die Er⸗ 
klärung von einer anderen Perſon als dem bezeichneten Erb- 
laſſer abgegeben worden iſt, ſo ſind die von dem Geſetze an 
die rechtswirkſame Errichtung eines öffentlichen Teſtaments ge⸗ 
ſtellten Anforderungen unerfüllt geblieben und der Errichtungsakt 
iſt ſeinem ganzen Umfange nach nichtig. Nur bei der Be⸗ 


urkundung eines mündlich erklärten letzten Willens (88 2238, 
2241 Nr. 3) kann in Rückſicht auf die mögliche Zerlegbarkeit 
der Erklärung in eine Mehrheit von letztwilligen Verfügungen 
(S 2085) das Teſtament wenigſtens zu einem Teile bei Beſtand 
bleiben. Mit dieſen Ausgangserwägungen weicht der erkennende 
Senat des RG. von dem BU. inſofern ab, als der Ber. 
durch einen Hinweis auf das Urteil des III. ZS. vom 16. De- 
zember 1910 (RG. 74, 421 ff.) ſich die in den Gründen dieſes 
Urteils enthaltenen Darlegungen zu eigen gemacht hat. Der 
erkennende Senat glaubt aber die Bedenken gegen die im be- 
zeichneten Urteile vom 16. Dezember 1910 dargelegte Rechts- 
auffaſſung hier nicht weiter verfolgen zu ſollen, weil es für die 
Entſcheidung des vorliegenden Falles auf eine grundſätzliche 
Stellungnahme zu der zweifelhaften Rechtsfrage nicht ankommt. 
Schon in feiner bisherigen Rechtſprechung hat der Senat an⸗ 
erkannt, daß eine unrichtige Angabe des Ortes der Verhandlung 
bei öffentlichen Teſtamenten dann für unſchädlich erachtet werden 
kann, wenn ſich für die Beſtimmung des richtigen Datums aus 
dem Protokolle ſelbſt genügender Anbalt gewinnen läßt. (Folgen 
Zitate.) Dies wird man nun freilich für das hier in Rede 
ſtehende Protokoll deshalb allein nicht annehmen können, weil 
ſich in ihm die wörtliche Wiedergabe der vom Erblaſſer auf 
die verſchloſſene Teſtamentsurkunde geſetzten Aufſchrift mit dem 
richtigen Datum (27. September 1909) vorfindet, während das 
Protokoll ſelbſt ein unrichtiges Datum (25. September) an der 
Spitze trägt. Aber zum mindeſten ergibt hiernach das Protokoll 
ſelbſt Zweifel über das wirkliche Datum, und es handelt ſich 
nur um eine Klarſtellung des Protokolls, wenn aus unmittelbar 
mit der Protokollierung zuſammenhängenden und dem Geſetz 
entſprechenden Vorgängen die Richtigkeit der einen oder der 
anderen Tagesbezeichnung entnommen wird. Dieſen Schritt 
über ſeine bisherige Rechtſprechung hinaus glaubt der Senat 
in Übereinſtimmung mit dem vom III. ZS. im bezeichneten Urteil 
eingenommenen Standpunkt unbedenklich tun zu können. (Wird 
weiter ausgeführt.) R. c. W. und Gen., U. v. 12. Dez. 12, 
351/12 IV. — Stuttgart. [K.] 

Handelsgeſetzbuch. 

11. 58 115, 126 HGB. Rechtskreis der Geſellſchafter.] 

Der verſtorbene Ehemann der Klägerin, der in Hamburg 
anſäſſig war, betrieb unter der Firma R. & H. V. ein Geſchäft 
in Hamburg und unter derſelben Firma ein ſolches gleichzeitig 
in Hagen i. W. Die erſtgenannte Firma war Exportagenr 
der letzteren. Im Jahre 1904 nahm er den Beklagten, der 
bis dahin in der Hamburger Firma angeſtellt war, als offenen 
Geſellſchafter in dieſe Firma auf. Der Vertrag iſt für die 
Zeit bis 31. Dezember 1914 geſchloſſen. Dabei iſt beſtimmt, 
daß, falls eine andere Vereinbarung nicht zuſtande kommt, der 
klägeriſche Ehemann am 1. Januar 1915 das Geſchäft mit der 
Firma wieder übernimmt. In 8 9 lautet es: Wenn Herr V. 
während der Dauer des Vertrages verſtirbt, ſo treten ſeine 
Erben oder eine von denſelben namhaft gemachte, Herrn L. 
genehme Perſönlichkeit an Stelle des Verſtorbenen in den 
Vertrag ein. V. iſt am 7. April 1909 verſtorben. Die Witwe 
ſetzt mit den hinterlaſſenen 8 Kindern die Gütergemeinſchaft 
fort. Sie iſt alleinige Inhaberin des Geſchäfts in Hagen 
geworden und beanſprucht dem Beklagten gegenüber, in die 
Hamburger offene Handelsgeſellſchaft an Stelle ihres ver⸗ 
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ſtorbenen Ehemanns einzutreten. Beklagter beſtreitet ein ſolches 
Recht der Klägerin. In dem darüber erwachſenen gegenwärtigen 
Prozeß ſind noch andere Streitfragen aufgetreten. Durch das 
mit der Reviſion angefochtene Teilurteil iſt über folgenden 
Punkt entſchieden. Durch Schreiben vom 24. September 1910 
hat der Beklagte namens der Firma der Hagener Firma die 
Vertretung derſelben aufgekündigt. Die Klägerin hat darauf 
in Vertretung der Hamburger Firma mit ihrem in der Hagener 
Firma angeſtellten Prokuriſten den Agenturvertrag am 21. März 
1911 erneuert. Die Klägerin hat an erſter Stelle beantragt, 
den Beklagten zu verurteilen, einzuwilligen, daß ihr Eintritt in 
die Firma in das Handelsregiſter eingetragen wird, ſodann: 
unter der Feſtſtellung, daß die von dem Beklagten der Firma 
R. & H. V. in Hagen gegenüber ausgeſprochene Kündigung 
des Vertretungsverhältniſſes ungültig iſt, auch den Beklagten 
zu verurteilen, die Vertretung für die genannte Firma in der 
bis zum September 1910 üblichen Weiſe für die hieſige Firma 
fortzuführen. Das LG. Hamburg, Kammer 9 für Handels⸗ 
ſachen, hat durch Teilurteil dieſen Klagantrag abgewieſen. Das 
HanſosG. hat durch Teilurteil erkannt: es wird feſtgeſtellt, 
daß Beklagter die der Firma R. & H. V. gegenüber erklärte 
Kündigung des Vertretungsverhältniſſes nicht geltend machen 
darf. Aus den Gründen des RG.: Die Reviſion rügt Ver⸗ 
letzung des 8 115 HGB. Sie meint, daß bei Handlungen, 
welche ſich gegen einen der Geſellſchafter richten, dieſem Gefell- 
ſchafter kein Recht des Widerſpruchs zuſtehe. Das iſt nicht 
richtig. In dem Geſetz ſteht nichts davon und die Natur der 
Sache ſpricht nicht dafür, ſondern dagegen. Es mag ſein, daß, 
wenn ein Geſellſchafter zugleich Schuldner der Geſellſchaft iſt 
und es die Geltendmachung des Anſpruchs der Geſellſchaft 
gegen ihn gilt, ſein Widerſpruch ohne Bedeutung iſt. So 
Staub 8 115 Note 4 a. E. Davon iſt hier nicht die Rede. 
Es handelt ſich vielmehr um einen Akt kaufmänniſcher Dispoſition, 
bei dem der Wille des auch mit ſeiner Rechtsſphäre außerhalb 
der Geſellſchaft beteiligten Mitglieds eher noch beſonders berück⸗ 
ſichtigt zu werden verdient. Im übrigen mag die Entſcheidung 
des Vorderrichters — ſtellt man ſich auf ſeinen Standpunkt, 
daß die Kündigung das Vertragsverhältnis mit der Hagener 
Firma aufgelöſt hat — bedenklich erſcheinen. (Wird dargelegt.) 
Gleichwohl iſt die Reviſion zurückzuweiſen, weil ſchon das nicht 
anerkannt werden kann, daß die Kündigung wirkſam geweſen 
iſt. Es iſt richtig, daß jeder geſchäftsführende Geſellſchafter 
volle Vertretungsmacht beſitzt, und was er tut, wird weder 
dadurch beeinträchtigt, daß ein anderer Geſellſchafter ihm darin 
widerſprochen hat, noch dadurch, daß er dem Dritten gegenüber 
nachträglich widerſpricht. Wenn aber der widerſprechende Geſell⸗ 
ſchafter gegenwärtig iſt und gleichzeitig dem Dritten ſeinen 
Widerſpruch erklärt, dann heben ſich allerdings die wider⸗ 
ſprechenden Erklärungen auf und es geſchieht nichts. So lag 
es in Wahrheit auch hier, wo der Beklagte wußte, daß die 
Klägerin mit der Kündigung nicht einverſtanden war, wo die 
widerſprechende Geſellſchafterin zugleich diejenige war, an welche 
15 Kündigungserklärung gerichtet werden mußte, wo alſo die 

klärung gar nicht anders erfolgen konnte, als in Gegenwart 
des widerſprechenden Gläubigers, der hier ſeinen Widerſpruch 
nicht erſt noch zu erklären brauchte. Vgl. Behrendt, Handels⸗ 
recht 1 S. 587; Staub § 126 Note 11; Bolze 9, 471. Somit 


hätte nichts im Wege geſtanden, ganz nach dem Klagantrag zu 


erkennen. Daß das nicht geſchehen iſt, beſchwert jedenfalls 
nicht den Beklagten. L. c. V., U. v. 11. Dez. 12, 80/12 1. 
— Hamburg. (K.] 


Zivilprozeßordnung. 

12. 8 322 ZPO. Umfang der Rechtskraft bei einem 
Urteil auf Rechnungslegung. 

Das BG. iſt davon ausgegangen, durch das rechtskräftige 
Urteil vom 4. Februar 1908 ſei auch für den jetzigen Abſchnitt 
des Rechtsſtreits betreffend Zahlung der Klageforderung in 
bindender Weiſe feſtgeſtellt, daß zwiſchen den Parteien eine 
Geſellſchaft beſtanden habe und daß der Beklagte als Geſchäfts⸗ 
führer dieſer Geſellſchaft dem Kläger gegenüber zur Rechen⸗ 
ſchaftsablage verpflichtet ſei bzw. geweſen ſei. Gleichwohl hat 
das BG. mehrere von dem Beklagten gegen das Beſtehen 
eines Geſellſchaftsverhältniſſes vorgebrachte Einwendungen 
beſonders gewürdigt und für unbegründet erklärt. Dieſe 
Entſcheidung wird mit der Begründung angefochten, ſie verletze 
den § 322 ZPO. Denn durch das Urteil vom 4. Februar 
1908 bzw. vom 22. Dezember 1906 ſei nichts weiteres rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt als die Pflicht des Beklagten zur Rechnungs⸗ 
legung; es ſei daher im weiteren Verfahren, welches die 
Verurteilung des Beklagten zur Zahlung zum Gegenſtande 
habe, die Vorausſetzung dieſes Anſpruchs, alſo das Beſtehen 
der Geſellſchaft von neuem zu erörtern und feſtzuſtellen. Die 
Rüge kann als gerechtfertigt nicht anerkannt werden. Richtig 
iſt, daß die Rechtskraft eines Urteils, insbeſondere auch eines 
Teilurteils, gemäß §S 322 ZPO. nicht weiter reicht, als über 
den durch die Klage oder durch die Widerklage erhobenen 
Anſpruch entſchieden iſt. Gegen dieſen Grundſatz hat aber das 
BG. auch nicht verſtoßen. Unbedenklich können die Parteien 
in einem Verfahren nach §S 254 ZPO. den ganzen Streitſtoff 
mit Einſchluß der Frage, ob das den verbundenen Klagen zus 
grunde gelegte Verhältnis beſteht, zum Gegenſtand der Ent- 
ſcheidung machen. Nun hat der Kläger mit der Klage beantragt, 
den Beklagten zu verurteilen, ihm einen Rechnungsabſchluß über 
die zwiſchen den Parteien beſtehende Geſellſchaft zum Betrieb 
eines Baggereigeſchäfts vorzulegen und den auf Grund dieſes 
Rechnungsabſchluſſes ſich ergebenden Gewinn zu verteilen. 
In dem dem rechtskräftigen Urteile zugrunde liegenden 
Verfahren drehte ſich der Streit der Parteien weſentlich um die 
Frage, ob zwiſchen ihnen eine Geſellſchaft beſtehe, während der 
Beklagte nicht beſtritt, daß er, das Beſtehen einer Geſellſchaft 
vorausgeſetzt, die Geſchäfte der Geſellſchaft geführt habe. Unter 
dieſen Umſtänden war die Pflicht des Beklagten zur Rechnungs⸗ 
legung eine Frage von nebenſächlicher, untergeordneter Bedeutung 
und ergab ſich mit rechtlicher Notwendigkeit aus dem Beſtehen 
einer Geſellſchaft von ſelbſt. Wenn nun bei ſolcher Sachlage 
das LG. unter Beſtätigung des BG. den Beklagten der Klage 
entſprechend zur Vorlegung eines Rechnungsabſchluſſes über die 
zwiſchen den Parteien beſtehende Geſellſchaft verurteilt 
hat, ſo hat es damit nicht etwa bloß in den Gründen, ſondern 
in der Urteilsformel ſelbſt das Beſtehen einer Geſellſchaft 
zwiſchen den Parteien feſtgeſtellt. Diele Feſtſtellung iſt ſomit 
nicht bloß ein Entſcheidungsgrund, ſondern ein Beſtandteil 
der Entſcheidung ſelbſt geworden, und des halb kommt auch 
dieſem Teile der Entſcheidung Rechtskraft zu. In dieſem Sinne 
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ſind denn auch ohne Rechtsirrtum die erwähnten Urteile über⸗ 
einſtimmend von den beiden Inſtanzgerichten, welche ſie erlaſſen 
haben, verſtanden worden. F. C. F., U. v. 10. Dez. 12, 334/12 JI. 
— Stuttgart. [K.] 

13. 88 323, 287 ZPO. Berückſichtigung der Möglichkeit 
einer Beſſerung bei Anſprüchen auf Rente.] 

Das BG. verkennt nicht, daß die gehörten Sachverſtändigen 
dem Kläger eine Beſſerung ſeines Leidens in Ausſicht ſtellen, 
wenn er den Prozeß hinter ſich habe und ſeine Arbeit wieder⸗ 
aufnehme, es hebt ſogar hervor, daß Profeſſor M. davor warne, 
dem Kläger eine fortlaufende Rente zu bewilligen. Gleichwohl 
glaubt es eine ſolche in Höhe von 1600 „% zuſprechen zu müſſen, 
weil aus den Gutachten keine Anhaltspunkte dafür zu ent⸗ 
nehmen ſeien, daß die Heilung und die völlige Erwerbsfähigkeit 
des Klägers mit dem Ablaufe von fünf Jahren nach dem Unfall 
gegeben ſein werde. Es laſſe ſich hierfür kein beſtimmter Zeit⸗ 
punkt mit irgendwelcher Wahrſcheinlichkeit feſtſetzen, und daher 
ſcheine es, zumal auch die Möglichkeit einer Abänderung der Ent⸗ 
ſcheidung gemäß 8 323 3 O. nicht ausgeſchloſſen ſei, richtiger 
zu ſein, dem Kläger bis zum vollendeten 65. Lebensjahre eine 
Rente zuzuerkennen. Mit Recht beanſtandet die Reviſion dieſe 
Ausführungen. Die Klage aus 8 323 iſt nach Abſ. 2 daſelbſt 
nur zuläſſig, wenn nachträglich eine weſentliche Anderung der 
nach Abſ. 1 erheblichen Umſtände eingetreten iſt. Möglichkeiten, 
die zur Zeit des Urteils erſichtlich ſind, müſſen als ſolche ge⸗ 
würdigt und dürfen nicht einer ſpäteren Entſcheidung überlaſſen 
werden. Weiter enthält es, wie die Reviſion zutreffend rügt, 
eine Verkennung des § 287 ZPO., wenn ſich der Vorderrichter 
deswegen, weil er den Zeitpunkt der völligen Geneſung des 
Klägers nicht ſicher beſtimmen kann, verpflichtet glaubt, ihm 
eine Rente bis zu dem Zeitpunkte zuſprechen zu müſſen, in dem 
er nach dem regelmäßigen Laufe der Dinge erwerbsunfähig ge⸗ 
worden ſein würde. Wie der Senat bereits in einem Urteile 
vom 27. September 1909, Rep. VI 401/08, ausgeſprochen hat, 
läßt ſich zwar der Verlauf einer Krankheit niemals mit völliger 
Sicherheit im voraus feſtſtellen, wohl aber das, was nach der 
allgemeinen Erfahrung einzutreten pflegt. Im vorliegenden 
Falle hatte ſich das BG. unter Würdigung aller gegebenen 
Umſtände, insbeſondere der Gutachten, gemäß § 287 cit. nach 
freier Überzeugung darüber ſchlüſſig zu machen, welche Rente 
es dem Kläger zuſprechen wollte und auf wie lange, dagegen 
die Möglichkeit einer künftigen Anderung ſeiner Entſcheidung 
außer Betracht zu laſſen. Pr. Fiskus c. S., U. v. 14. Dez. 12, 
413/12 VI. — Düſſeldorf. [K.] 

Konkursordnung. 

14. 8 30 KO. Gläubigerbenachteiligung.] 

Der jetzige Gemeinſchuldner M., über deſſen Vermögen 
am 3. Dezember 1908 der Konkurs eröffnet worden iſt, hat am 
4. September 1908 mit der Delkredere- und Treuhand -Aktien⸗ 
geſellſchaft in F. einen „Kreditvertrag gegen Diskontierung von 
Außenſtänden“ geſchloſſen. Daraufhin zahlte dieſe Geſellſchaft 
an den beklagten Kreditverein, der gegen den jetzigen Gemein⸗ 
ſchuldner wegen einer Wechſelforderung von 5000 ., ein Urteil 
erwirkt hatte, am 21. November 1908 5000 „% und am 25. desſelben 
Monats 366 24 &, und zwar gegen Abtretung dieſer Forderung. 
Auf Grund des § 30 Ziff. 1 und 2 KO. fordert der Konkurs⸗ 
verwalter Herauszahlung dieſer Beträge zur Konkursmaſſe. 


Beide Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. Das RG. hob 
auf: Der BerR. legt den von dem Gemeinſchuldner mit der 
Treuhand⸗Geſellſchaft geſchloſſenen Vertrag dahin aus, daß erſterer 
die Außenſtände im ungefähren Betrag von 300 000 % der 
Geſellſchaft „nicht gegen einen Übertragungspreis zu Eigentum, 
ſondern gegen Krediteinräumung zur Sicherung übertragen“ hat. 
Er verneint deshalb, daß die Befriedigung des Beklagten 
unmittelbar aus dem Vermögen des Gemeinſchuldners erfolgt 
ſei. Inſoweit hat die Reviſion das BU. nicht bemängelt und 
ſind auch von Amts wegen Bedenken nicht geltend zu machen. 
Dasſelbe gilt von der weiteren Annahme des BerR., daß die 
Geſellſchaft die Zahlungen nicht aus „etwaigen Einzügen der 
ſicherungsweiſe übertragenen Forderungen“, ſondern nur eigenen 
Mitteln geleiſtet habe und dadurch für M. in Vorſchuß gegangen 
iſt. Dagegen geben die weiteren Ausführungen des BerR., mit 
denen er ſeine Entſcheidung begründet, zu rechtlichen Bedenken 
Anlaß. Für die Reviſionsinſtanz iſt zu unterſtellen, daß der 
Gemeinſchuldner auf Grund des Vertrags der Treuhand— 
Geſellſchaft den Auftrag zur Befriedigung des Beklagten erteilt 
und daß dieſe dementſprechend den Auftrag ausgeführt hat. 
Bei einer ſolchen Sachlage kann aber dem BerR. darin nicht bei⸗ 
getreten werden, daß durch die Erteilung und die Ausführung 
des Auftrags weder in bezug auf die Aktiv- noch auf die Paſſiv⸗ 
maſſe eine für die Konkursgläubiger ungünſtigere Lage ein⸗ 
getreten ſei. Der BerR. verkennt nicht, daß auch bei Bezahlung 
eines einzelnen Konkursgläubigers mit fremden Mitteln, ſofern 
ſie für Rechnung des zum Erſatz verpflichteten Gemeinſchuldners 
erfolgt, darin eine Benachteiligung der übrigen Konkursgläubiger 
liegen kann, daß die auf Grund der Zahlung entſtehende Erſatz⸗ 
forderung eine ſchwerere Belaſtung der Maſſe nach ſich zieht. 
Der BerR. meint aber, daß nach dem Vorbringen des Klägers 
eine ſchwerere Belaſtung, gleichwie in dem Fall RG. 48, 148, 
ſo auch vorliegend nicht gegeben ſei. Dieſe letztere Annahme 
beruht auf einer Verletzung des 8 286 ZPO. und des § 30 KO. 
Der Berg. überſieht, daß der zur Entſcheidung ſtehende Fall 
ſich dadurch von jenem Fall weſentlich unterſcheidet, daß hier 
der Gemeinſchuldner M. vertragsgemäß der mit der Befriedigung 
des Beklagten beauftragten Treuhand⸗Geſellſchaft für ihre Erſatz⸗ 
anſprüche durch die Übertragung von Forderungen Sicherung 
beſtellt hatte. Wenn auch weder durch das infolge der auftrags⸗ 
mäßigen Befriedigung des Beklagten bewirkte Entſtehen einer 
Erſatzforderung noch durch die Abtretung des beklagtiſchen 
Anſpruchs, bezüglich deren für die Reviſionsinſtanz übrigens 
gleichfalls zu unterſtellen iſt, daß fie auf Wunſch des Gemein⸗ 
ſchuldners zum Zwecke des Vorgehens gegen die übrigen mit⸗ 
verurteilten Wechſelſchuldner erfolgt ſei, eine Veränderung in 
der Höhe der Paſſiva zum Nachteil der Konkursgläubiger nicht 
eingetreten iſt, ſo iſt doch dadurch, daß die Geſellſchaft auf die 
ihr auf Grund des Vertrags erteilte Anweiſung hin an den 
Beklagten Zahlung leiſtete, für fie, wie der Berg. ſelbſt aus⸗ 
führt, das Recht erwachſen, ſich in Höhe dieſer ihrer Zahlung 
aus dem ihr übertragenen Forderungen zu befriedigen. Durch 
die Erteilung des Zahlungsauftrags und ſeiner Ausführung 
gelangte das der Treuhand-Geſellſchaft zur Sicherung ihrer 
zukünftigen Erſatzforderungen beſtellte Recht an den übertragenen 
Außenſtänden zur vollen Rechtswirkſamkeit und gab ihr der 
Konkursmaſſe gegenüber mindeſtens ein Abſonderungsrecht, 
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infolgedeſſen die übrigen Konkursgläubiger inſofern benachteiligt 
wurden, als die Geſellſchaft ſich nicht, wie der Beklagte hätte 
tun müſſen, mit der Konkursdividende zu begnügen brauchte, 
ſondern ihre Befriedigung aus den abgetretenen Forderungen 
vorweg betreiben kann. Würde ſchon in dieſer ungünſtigeren 
Geſtaltung der zur Befriedigung der übrigen Konkursgläubiger 
verbleibenden Konkursmaſſe eine Benachteiligung dieſer Gläubiger 
im Sinne des § 30 KO. enthalten ſein, jo muß eine weitere 
Erwägung aber auch dahin führen, daß unter den vom Kläger 
behaupteten Umſtänden in der Erteilung und Ausführung des 
Zahlungsauftrags auch eine Verminderung des Aktivbeſtandes 
anzunehmen iſt. Nach dem Vertrag hat die Treuhand-Geſell⸗ 
ſchaft dem Gemeinſchuldner gegen Gewährung von Sicherheiten 
insbeſondere Übertragung von Forderungen Kredit eröffnet. 
Soweit dieſe Sicherheiten zum Zwecke der Befriedigung der für 
die Geſellſchaft auf Grund dieſes Kreditvertrags erwachſenen 
Anſprüche nicht erforderlich waren, beſtand für die Geſellſchaft 
die vertragsmäßige Verpflichtung zur Zurückgewährung dieſer 
Forderungen. Jeder einzelne Zahlungsauftrag des Gemein⸗ 
ſchuldners an die Treuhand⸗Geſellſchaft hatte in feiner Aus⸗ 
führung notwendig zur Folge, daß dieſer Rückübertragungs⸗ 
anſpruch ſich in Höhe der jedesmaligen Zahlung verringerte. 
Auch inſofern würde vorliegend in der von dem Reviſionsgericht 
unterſtellten Erteilung des Zahlungsauftrags in Verbindung mit 
ſeiner Ausführung ein wegen mangelnder Gläubigerbenachteiligung 
der Anfechtung aus 8 30 KO. entzogene Zuwendungsakt nicht 
zu finden fein. M. Konkurs c. Kreditverein für L., U. v. 
20. Dez. 12, 406/12 VII. — Colmar. (L.] 

Geſetz betreffend die Geſellſchaften 
ſchränkter Haftung. 

15. 5 72 GmbHG. Die Vorſchrift gleichmäßiger Ver⸗ 
teilung unter die Geſellſchafter iſt nicht zwingenden Rechtes, 
ſondern nur Regelvorſchrift.] 

Die beklagte Geſellſchaft m. b. H in Lig., der unter 
anderen die Kläger als Geſellſchafter angehören, ſollte nach 
dem Geſellſchaftsvertrage mit dem 1. April 1906 ihr Ende 
erreichen. In der Generalverſammlung der Geſellſchaft vom 
17. Februar 1906 iſt entgegen dem Widerſpruch mehrerer 
Geſellſchafter, unter anderen der Kläger, die Fortdauer der 
Geſellſchaft bis zum 1. April 1912 beſchloſſen worden. Die 
Kläger haben den Standpunkt vertreten, daß ungeachtet dieſes 
Beſchluſſes die Geſellſchaft am 1. April 1906 aufgelöſt worden 
ſei. Auf ihre Klage iſt bereits rechtskräftig durch Teilurteil 
entſchieden, daß die Auflöſung der beklagten Geſellſchaft vom 
1. April 1906 ab ins Handelsregiſter einzutragen und den 
Klägern über ihr Guthaben eine Aufſtellung für den 1. April 
1906 zu machen ſei. Gegenſtand der gegenwärtigen Ent⸗ 
ſcheidung iſt der noch übrige Klageanſpruch, der in erſter Linie 
dahin geht, jedem der Kläger ſeine in dem Antrage ziffern⸗ 
mäßig angegebene Stammeinlage zu bezahlen. Die Kläger 
haben ſtatt der 50 Prozent ihrer Stammeinlagen, welche nach 
> EL der Liquidation zur Verteilung nach Maßgabe 
wi = Gmb. vorhanden ſind, die Auszahlung ihrer 
1 ammeinlage verlangt mit der Begründung, daß am 

Sera 1906 ihre Stammeinlagen unverſehrt vorhanden 
e ſeien; und daß ſie, wenn derzeit die Geſellſchaft in 
quidation getreten wäre, was nach den Feſtſtellungen in den 
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Vorprozeſſen hätte geſchehen müſſen, nach dem damaligen Stande 
des Geſellſchaftsvermögens ihre Stammeinlagen voll ausbezahlt 
erhalten haben würden. Den Anſpruch haben ſie eventuell als 
Schadenserſatzanſpruch geltend gemacht. Die Beklagte erkannte 
die Klageanſprüche auf Auskehrung der Stammeinlagen zur 
Höhe von 50 Prozent der Stammeinlagen an. Im übrigen 
beantragte ſie die Abweiſung der Klage. Sie beſtritt den 
Anſpruch der Kläger auf unterſchiedliche Behandlung gegenüber 
der Mehrheit der Geſellſchafter mit Bezugnahme auf 8 72 
GmbHG. Das LG. wies die Klage ab. Das OLG. erklärte 
dagegen den Klaganſpruch dem Grunde nach für berechtigt. 
Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen: Zutreffend iſt 
das BG. davon ausgegangen, nach den Entſcheidungen der 
Vorprozeſſe ſei dem Beſchluſſe vom Februar 1906, durch welchen 
die Fortdauer der beklagten Geſellſchaft auf ſechs Jahre be⸗ 
ſchloſſen worden ſei, die Rechtsgültigkeit abgeſprochen worden; 
die Beklagte habe daher über den 1. April 1906 hinaus zu 
Unrecht Geſchäfte gemacht. Von dieſem Standpunkte iſt nun 
erwogen: Wenn auch diejenigen Geſellſchafter, die jenem 
Beſchluſſe nicht zugeſtimmt hätten, Dritten gegenüber für die 
nach dem 1. April 1906 eingegangenen Geſchäfte als Geſell⸗ 
ſchafter haftbar geweſen ſeien, ſo hätten ſie doch nunmehr nach 
Befriedigung der Geſellſchaftsgläubiger, ſoweit lediglich das 
innere Verhältnis der Geſellſchafter in Betracht komme, der 
Geſellſchaft gegenüber einen Anſpruch darauf, daß dieſe ſie 
von den Folgen des rechtsungültigen Beſchluſſes frei halte. 
Daher könnten die Kläger, welche jenem Beſchluſſe nicht 
zugeſtimmt hätten, eine Verteilung der Liquidationsmaſſe nach 
dem Grundſatze verlangen, daß ſie ihre Stammeinlage voll 
erhalten, falls ſie dieſe bei Liquidation auf den 1. April 1906 
erhalten haben würden. Dieſes bezwecke die Klage und daher 
erſcheine es unbedenklich, den Anſpruch der Kläger dem 
Grunde nach für berechtigt zu erklären. Die Entſcheidung 
wird mit der Begründung angegriffen, ſie verletze den 8 72 
GmbH., da hiernach das Vermögen der Geſellſchaft unter die 
Geſellſchafter in Ermangelung einer entgegenſtehenden Be— 
ſtimmung des Geſellſchaftsvertrages nach Verhältnis ihrer 
Geſchäftsanteile zu verteilen ſei. Die Rüge kann als gerecht⸗ 
fertigt nicht anerkannt werden. Schon aus dem klaren Wort⸗ 
laut erhellt, daß in § 72 a. a. O. die gleichmäßige Verteilung 
nach Geſchäftsanteilen nicht zwingend und unter allen Um: 
ſtänden vorgeſchrieben iſt, ſondern nur als Regel für den Fall 
gilt, daß im Geſellſchaftsvertrage nicht ein anderes Verhältnis 
für die Verteilung beſtimmt iſt. Die für den Regelfall geltende 
Beſtimmung ſetzt jedoch zu ihrer Anwendung voraus, daß die 
Liquidation der Geſellſchaft auch in einer der Regel ent⸗ 
ſprechenden Weiſe, alſo geſetzmäßig ſofort im Anſchluſſe an die 
Auflöſung der Geſellſchaft, ſtattgefunden hat. An dieſer 
Vorausſetzung fehlt es aber hier, da die Geſellſchaft infolge 
jenes Beſchluſſes noch eine Zeitlang über die im Geſellſchafts⸗ 
vertrage beſtimmte Dauer rechtswidrig fortgeſetzt worden iſt. 
Die Fortſetzung der Geſellſchaft geſchah von ihren Organen, 
welche für die Geſetzmäßigkeit der Liquidation und eine ent⸗ 
ſprechende Verteilung des Vermögens hätten ſorgen müſſen 
(88 70-73 a. a. O.), und zwar im Widerſpruche mit dem den 
Geſellſchaftern, die dem Verlängerungsbeſchluſſe nicht zugeſtimmt 
batten, gemäß Geſellſchaftsvertrag und Geſetz a 
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unentziehbaren Rechte auf Auflöſung der Geſellſchaft mit Ablauf 
der vertragsmäßigen Dauer. Dieſe Geſellſchafter brauchen 
daher die dennoch ſtattgefundene Fortſetzung nunmehr, wo nach 
Befriedigung der Geſellſchaftsgläubiger ledig ihr Verhältnis zur 
Geſellſchaft in Betracht kommt, nicht als ihnen gegenüber 
rechtswirkſam anzuerkennen. Folgeweiſe werden fie auch nicht 
von dem Verluſte betroffen, der aus den in rechtswidriger 
Fortſetzung der Geſellſchaft abgeſchloſſenen Geſchäften herrührt. 
Vielmehr können ſie diejenige Teilungsquote verlangen, die ſie 
bei einer Liquidation nach Maßgabe der Verhältniſſe zur Zeit 
der Auflöſung der Geſellſchaft — 1. April 1906 — erhalten 
haben würden. Ihnen können die Geſellſchafter, welche für die 
Fortſetzung der Geſellſchaft geſtimmt haben, nicht gleichgeſtellt 
werden. Ihrem Verlangen nach Gleichſtellung würde nach 
allgemeinen Grundſätzen die Einrede widerrechtliche Begehrens 
entgegenſtehen (8 242 BGB.). Somit bedingt die beſondere 
Lage des Falles eine von der Regel des §S 72 GmbHG. ab- 
weichende und inſofern verſchiedene Art der Verteilung des 
Vermögens, als der Unterſchied ſich rechtfertigt, je nachdem die 
Geſellſchafter dem Verlängerungsbeſchluſſe zugeſtimmt haben 
oder nicht. Z. G. m. b. H. in Lig. c. C. u. Gen., U. v. 6. Dez. 12, 
290,12 II. — Hamburg. [L.] 

Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett— 
bewerbes. 

16. S 1 UnlWG. Sittenwidrigkeit von Wettbewerbs⸗ 
handlungen, bei denen das Mittel der Täuſchung angewandt wird.] 

Die Klage iſt auf 8 1 UnlWG. geſtützt und zugeſprochen. 
Einen Verſtoß gegen die guten Sitten im Sinne dieſes Para⸗ 
graphen hat der Ber R. in den Handlungen, mit denen die Be⸗ 
klagte nach dem Abſchluß des Vergleichs ihr Geſchäft in Ungarn 
unſtreitig beſonders forciert hat, um deswillen angenommen, weil 
die Beklagte die Kundſchaft mit Brief vom 13. Dezember 1910 
getäuſcht habe und dieſe Täuſchung das Mittel geweſen ſei, 
um in Ungarn bis zum Schluß des Jahres 1910 zum Schaden 
der Klägerin einen den normalen bedeutend überſteigenden 
Umſatz zu erzielen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß Wett⸗ 
bewerbshandlungen, bei denen das Mittel der Täuſchung an- 
gewandt wird, gegen die guten Sitten verſtoßen. Es beſtehen 
aber Bedenken, ob der BerR. den Begriff der Täuſchung zu 
enge aufgefaßt hat; er hat geglaubt, die Täuſchung feſtſtellen 
zu können, weil die Beklagte in dem Schreiben vom 13. De⸗ 
zember 1910 verſchwiegen habe, daß ſie im Jahre 1911 (infolge 
eines mit der Klägerin geſchloſſenen Vergleiches) nicht mehr 
nach Ungarn verkaufen dürfe, und weil ſie in dem Schreiben 
ſo getan habe, als ob die Kunden in ihrem, der Kunden, 
eigenften Intereſſe der Beklagten noch vor Weihnachten 1910 
ihren geſamten Jahresbedarf für 1911 aufgeben ſollten. Dabei 
ſcheint der BerR. überſehen zu haben, daß eine Offenbarungs⸗ 
pflicht der Beklagten dahin: ſie dürfe nach dem 1. Januar 1911 
nicht mehr nach Ungarn verkaufen, jedenfalls nicht beſtand 
(derartige Offenbarungen der Kundſchaft gegenüber im Handel 
auch nicht gebräuchlich ſind), ſowie ferner, daß in den an die 
Kundſchaft gerichteten Angeboten und Reklamen regelmäßig das 
eigenſte Intereſſe der Kundſchaft hervorgehoben und betont 
wird. Daß in anderer Weiſe eine Täuſchung bewirkt ſei, iſt 
aus dem BU. nicht erſichtlich. S. c. O., U. v. 29. Nov. 12, 
513/12 II. — Nürnberg. [L.) 
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17. Vertragsauslegung, Anzeigepflicht. 

Auf Grund eines Antrages vom 5. Auguſt 1908 war 
Franz R, der Sohn des Klägers, bei der Beklagten bis zur 
Höhe von 5000 gegen Unfall verſichert. Im Antrage hatte 
er ſeine Beſchäftigung wie folgt angegeben: „Buchhalter in 
einer Schneidemühle, techn. Leitung, Bureau, Kontrolle und 
Holzvermeſſungen“. Am 4. Februar 1910 erlitt er einen Unfall. 
Der Gärtner K. hatte am Nachmittage kurz vor 4 Uhr in der 
Schneidemühle ein paar Bretter gekauft und bat, ſie ihm ſofort 
zu beſäumen. Franz R. begab ſich, ohne etwas zu ſagen, in 
den Keller. Bald darauf trat im Betriebe der Schneidemühle 
eine Stockung ein. Als man nach der Urſache forſchte, ftellt, 
ſich heraus, daß Franz R. vom Rade der Welle ergriffen und 
getötet war. Um an das Rad zu gelangen, hatte er über 
einen Holzverſchlag klettern müſſen. Kläger, zu deſſen Gunſten 
die Police lautete, unterſchrieb am nächſten Tage eine vom 
Fleiſchbeſchauer G. angefertigte Unfallsanzeige. Dieſe gelangte 
am 7. Februar 1908 in die Hände der Beklagten. Da dieſe 
ihre Entſchädigungsverpflichtung nicht anerkannte, ſtellte Kläger 
in erſter Inſtanz den Antrag, die Beklagte zur Zahlung von 
5000 nebſt Zinſen zu verurteilen. Die Beklagte machte 
geltend, daß ihr der Tod nicht binnen 24 Stunden telegraphiſch 
angezeigt worden ſei, daß der Unfall nicht unter die Verſicherung 
falle und auf grobe Fahrläſſigkeit des Verunglückten zurück⸗ 
zuführen ſei. Aus den Gründen: Unſtreitig iſt der Tod 
des Franz R. dadurch verurſacht, daß er in das Triebwerk 
einer Maſchine geraten iſt. Ob er die Maſchine ſelbſt in Betrieb 
geſetzt hat, oder ob dieſe ſich ſchon im Betriebe befand, läßt 
der BerR. unentſchieden. Er ſcheint aber anzunehmen, daß der 
Aufenthalt des Franz R. in der Nähe der Maſchine darauf 
zurückzuführen war, daß der Gärtner K. die Beſäumung von 
zwei Brettern gewünſcht hatte. Der BerR. erwägt, daß eine 
praktiſche Tätigkeit des Franz R. im allgemeinen nicht unter die 
Verſicherung gefallen ſei, da dieſer nicht als Werkmeiſter, ſondern 
als Buchhalter und techniſcher Leiter einer Schneidemühle 
verſichert geweſen ſei. Die Stellung eines techniſchen Leiters 
ſchließe aber ein praktiſches Zufaſſen nicht unbedingt aus. Im 
vorliegenden Fall habe es ſich um eine leichte Arbeit gehandelt, 
die ſchnell hätte erledigt werden müſſen, zu deren Erledigung 
aber wegen der Veſperpauſe Arbeiter nicht zur Verfügung 
geſtanden hätten. Wenn Franz R. in einem ſolchen Ausnahme⸗ 
falle ſelbſt eingegriffen habe, um eine auch ihm als techniſchen 
Leiter geläufige Arbeit auszuführen, ſo könne man nicht ſagen, 
daß dieſe Tätigkeit außerhalb des Rahmens der Verſicherung 
liege, und es verſtoße gegen Treu und Glauben, wenn die 
Beklagte unter den obwaltenden Umſtänden ihre Haftung 
ablehne. Die Reviſion macht hiergegen geltend, der Verſicherte 
habe die Fragen der kaufmänniſchen Tätigkeit und der techniſchen 
Leitung bejaht, die die Stellung des Werkmeiſters betreffenden 
Fragen aber verneint, und demgemäß laute auch die Police. 
Es ſei alſo klar, daß Franz R. nicht für eine Tätigkeit habe 
verſichert werden ſollen, die in einer Bedienung der Maſchine 
beſtanden habe. Allein, daß der BerR. den Unterſchied zwiſchen 
den auf den techniſchen Leiter und den Werkmeiſter bezüglichen 
Fragen verkannt hätte, iſt nicht zuzugeben. Von „Mitarbeiten“ 
iſt allerdings nur in den letzteren die Rede; aber der Schluß 
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ing der den techniſchen Leiter betreffenden Frage 7: „oder 
kommen Sie ſonſtwie mit dem Betrieb in Berührung (Techniſcher 
Leiter)?“ berechtigt unbedenklich zu der Annahme, daß auch bei 
einem techniſchen Leiter eine körperliche Tätigkeit nicht ſchlechthin 
ausgeſchloſſen ſein ſollte. Es muß auch ohne weiteres einleuchten, 
daß der Leiter einer Fabrik, der aus beſonderem Anlaß aus⸗ 
nahmsweiſe einmal ein paar Minuten mit Hand anlegt, dadurch 
noch nicht zum Werkmeiſter wird. Der Unterſchied beſteht 
offenbar darin, daß der Werkmeiſter vermöge ſeiner Stellung 
verpflichtet iſt, regelmäßig oder in Notfällen mitzuarbeiten, 
während dem techniſchen Leiter eine ſolche Verpflichtung nicht 
obliegt. Dieſer entſcheidet nach eigenem Ermeſſen darüber, ob 
und inwieweit der Dienſt ein tätiges Eingreifen von ſeiner 
Seite erfordert. Daß Franz R. im vorliegenden Falle die 
Grenzen ſeiner Stellung als techniſcher Leiter überſchritten habe, 
durfte der BerR. um fo mehr verneinen, als bei Eintritt des 
Unfalls mit der eigentlichen Arbeit, dem Beſäumen der beiden 
Bretter, noch gar nicht begonnen war. Die letzte Rüge der 
Reviſion betrifft die Unterlaſſung der telegraphiſchen Anzeige. 
Nach § 5 Abſ. 2 AVerſBed. iſt im Falle des Todes ſofort, 
ſpäteſtens binnen 24 Stunden nach erlangter Kenntnis, der 
Geſellſchaft ſelbſt telegraphiſch Anzeige zu machen. Im vor⸗ 
liegenden Fall iſt eine telegraphiſche Anzeige überhaupt nicht 
gemacht. Nach der Feſtſtellung des BerR. hat Kläger am Tage 
nach dem Unfall eine Anzeige mittels eingeſchriebenen Briefes 
erſtattet, und dieſer Brief iſt der Beklagten nach ihrer nicht 
widerlegten Behauptung erſt am 7. Februar 1910, alſo erſt 
am dritten Tage nach dem Unfalle, zugegangen. Kläger hat 
ſich damit zu entſchuldigen verſucht, daß er während der erſten 
24 Stunden nach dem Tode infolge ſeeliſcher Erregung außer⸗ 
ſtande geweſen ſei, an die Vertragspflichten zu denken oder 
ihnen nachzukommen. Nach S 11 AVerſBed. iſt die Geſellſchaft 
nicht berechtigt, die Entſchädigung abzulehnen, wenn der Anzeige⸗ 
pflichtige beweiſt, daß ihm ein Verſchulden an der Nichterfüllung 
nicht zur Laſt fällt. Der BerR. hält dieſen Beweis auf Grund 
der Ausſagen der Zeugen G. und W. für geführt. Aus der 
Bekundung des G. gehe hervor, daß ſich Kläger in den erſten 
24 Stunden nach dem Tode feines Sohnes infolge feines auf- 
geregten Zuſtandes um die Verſicherung nicht habe kümmern 
und eine Depeſche nicht habe abſenden können. W., der den 
Kläger am Tage nach dem Unfalle beſucht, habe ſogar den 
Eindruck gehabt, daß dieſer infolge des Unfalls geiſtig erkrankt 
ſei. Die Reviſion meint, die Zeugenausſagen böten für die 
Annahme, daß Kläger in den erſten 24 Stunden unfähig 
geweſen ſei, eine Depeſche abzuſenden, keine ausreichende Stütze. 
Allein, ob die Beweiſe und insbeſondere der Inhalt der Zeugen⸗ 
ausſagen genügten, kann in der Reviſionsinſtanz nicht nach⸗ 
geprüft werden (8 549 ZPO.) In das Gebiet der dem 
Reviſionsgericht verſchloſſenen tatſächlichen Würdigung fällt aber 
die Behauptung der Reviſion, daß Kläger, weil er die von G. 
verfaßte Unfallanzeige unterſchrieben und ſich mit dieſem über 
die Verſicherung unterhalten habe, auch Gelegenheit und Anlaß 
gehabt habe, G. mit der Abſendung eines Telegramms zu 
beauftragen. Im übrigen muß der Reviſion aber zugegeben 
werden, daß die Feſtſtellungen des BerR. nicht ausreichen, das 
8 Unterbleiben der telegraphiſchen Anzeige zu rechtfertigen. 

r Bert. Scheint anzunehmen, daß Kläger, wenn er in den 


erſten 24 Stunden an der Abſendung einer Depeſche ver⸗ 
hindert war, überhaupt nicht mehr verpflichtet geweſen ſei, zu 
telegraphieren. Jedenfalls iſt den Gründen des Zwiſchenurteils 
vom 21. April 1911 nicht zu entnehmen, daß Kläger auch nach 
Ablauf der 24 Stunden und namentlich am 6. Februar, noch 
nicht in der Lage geweſen wäre, die Beklagte telegraphiſch zu 
benachrichtigen. Es liegt aber auf der Hand, daß wegen der 
zeitweiligen Verhinderung des Klägers deſſen Anzeigepflicht 
nicht erloſch, und daß die Anzeige nach Wegfall des Hinderniſſes 
unverzüglich nachzuholen war. F. Verſ.⸗Geſ. c. R., U. v. 
6. Dez. 12, 249/12 VII. — Marienwerder. (K.) 

18. Unrichtige Beantwortung der im Antrag geſtellten 
Fragen. Einfluß des Agenten hierauf. 

Die Reviſion iſt lediglich damit begründet worden, das 
BG. habe es zu Unrecht unterlaſſen, die Wahrheit der Be⸗ 
hauptungen des Klägers feſtzuſtellen, wonach er durch den 
Agenten der Beklagten zu einer unrichtigen Beantwortung der 
Frage nach einem früher erlittenen Brandſchaden verleitet 
worden ſei; der Umſtand, daß die Frage an ſich klar war, 
ſchließe nicht aus, daß er durch eine unrichtige Belehrung des 
Agenten irregeführt worden ſei. Dieſer Reviſionsangriff iſt 
nicht berechtigt. Die in Betracht kommende Frage 11 des 
Verſicherungsantrages, die mit Nein beantwortet worden iſt, 
hatte den Wortlaut: „Hat der Antragſteller bereits Brand⸗ 
ſchaden erlitten, wie oft und wann? Welche Geſellſchaft 
leiſtete damals Entſchädigung und mit welchem Betrage?“ Sie 
war wie das BG. einwandfrei feſtſtellt, keineswegs unklar 
oder zweifelhaft, ſondern ſo deutlich, daß ſie keiner Auslegung 
bedurfte. Bei dieſer Sachlage iſt auch den weiteren Aus» 
führungen des BU. beizupflichten, daß der Agent nicht im 
Rahmen der ihm im allgemeinen obliegenden Pflicht, den 
Verſicherungsnehmern über Inhalt und Bedeutung der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen die erforderliche Belehrung und Auf: 
klärung zu gewähren, handelte, wenn er den Kläger in dem 
von ihm behaupteten Sinne über den Inhalt und die Be⸗ 
deutung jener Frage aufklärte. Die Bezugnahme der Reviſion 
auf die in der JW. 06, 14523 abgedruckte Entſcheidung des 
jetzt erkennenden Senats geht fehl. Dort iſt ausgeführt, daß 
auch bei der Beantwortung an ſich völlig klarer Fragen eine 
Irreführung des Verſicherungsnehmers durch den Agenten nicht 
ſchlechthin ausgeſchloſſen ſei, ſo, wenn der Verſicherungsnehmer 
der Sprache, in der die Fragen abgefaßt ſind, nicht genügend 
kundig ſei. Zugleich iſt aber auch darauf hingewieſen, daß es 
immerhin nicht ohne Bedeutung ſei, ob die Fragen klar ſind 
oder zu Zweifeln Anlaß geben, in erſterem Fall werde das 
Gericht ſchwerer die Überzeugung gewinnen können, daß die 
Urſache der unrichtigen Beantwortung einer Frage nur in der 
unrichtigen Belehrung zu finden ſei und nicht vielmehr un⸗ 
abhängig von dieſer Belehrung in der Arglift oder Fahr- 
läſſigkeit des Verſicherungsnehmers ſelbſt. Im vorliegenden 
Fall iſt davon, daß der Kläger aus irgendeinem Grunde den 
Sinn der erwähnten Frage nicht richtig zu erfaſſen imſtande 
oder leicht irrezuleiten geweſen ſei, keine Rede, der Kläger hat 
dies ſelbſt auch gar nicht behauptet. Seinem eigenen Anführen 
nach hat er vielmehr dem Agenten auf die Frage 11 die 
Antwort gegeben, daß er bereits einen Brand auf ſeinem 
Abbau gehabt habe, gering verſichert geweſen ſei und dann 
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ſein Grundſtück parzelliert habe. Darauf ſoll der Agent 
erwidert haben: „Herr B., das kommt gar nicht in Betracht, 
beantworten Sie mir die Fragen, wie ich Sie frage; haben 
Sie in Ihrem Geſchäftslokal als Kaufmann ſchon einen 
Brandſchaden gehabt?“ Dies habe Kläger verneint, aber 
nochmals erklärt, daß er aber Brandſchaden in der Land⸗ 
wirtſchaft gehabt habe. Darauf habe der Agent geäußert, er 
habe ſchon einmal geſagt, daß es darauf nicht ankomme, er 
nehme den Kläger nicht als Bauer, ſondern als Kaufmann 
auf. Aus dieſem eigenen Vorbringen des Klägers geht hervor, 
daß er ſich von vornherein über den Sinn der Frage völlig 
klar geweſen iſt. Anderſeits waren die angeblichen Aus⸗ 
führungen des Agenten derart auffällig und ſo wenig geeignet, 
die von dem Agenten gemachte Unterſcheidung zwiſchen dem 
vom Kläger in ſeiner Eigenſchaft als Landwirt erlittenen 
Brandſchaden und einen Brandſchaden, den er als Kaufmann 
erleiden könnte, irgendwie begreiflich zu machen, daß es nur 
des geringſten Nachdenkens des Klägers bedurft hätte, um zu 
erkennen, daß es dem Agenten nicht um eine ſachgemäße 
Aufklärung des Klägers über den wahren Sinn der Frage, 
ſondern nur darum zu tun war, eine Verſicherung zuſtande zu 
bringen und den bei richtiger Beantwortung der Frage zu 
erwartenden Schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen. Danach 
beruht die Annahme des BG., daß den Kläger in der falſchen 
Beantwortung der Frage ein erhebliches Verſchulden treffe und 
daß die ihm angeblich vom Agenten erteilte falſche Belehrung 
nicht zur Entſchuldigung dienen könne, nicht auf Rechtsirrtum. 
Unter ſolchen Umſtänden aber hatte das BG. keinen Anlaß, 
auf eine Prüfung der vom Kläger für ſeine Behauptungen 
angetretenen Beweisführung einzugehen und das Ergebnis des 
erhobenen Beweiſes feſtzuſtellen. B. c. N. Verſ.⸗Geſ., U. v. 
6. Dez. 12, 265/12 VII. — Marienwerder. [K.] 

19. Pfändung der Anſprüche des Verletzers gegen eine 
Haftpflichtverſicherung; Einwand der Verjährung.] 

Am 15. Oktober 1906 iſt der Arbeiter Gh. im Dienſte 
der Aktiengeſellſchaft für Betonbau D. & Co. zu Düſſeldorf 
bei der Ausſchachtung einer Baugrube in Ottingen tödlich 
verunglückt. An dem Unfall ſollen der Bauführer L. und der 
Vorarbeiter G. der genannten Firma die Schuld getragen 
haben. Gh. war bei der Klägerin verſichert, ſie hat an ſeine 
Hinterbliebenen Renten bezahlt. Die Klägerin hat L. und G. 
für die von ihr gemachten Auslagen regreßpflichtig gemacht 
und gegen die damals angeblich Flüchtigen ein Verſäumnis⸗ 
urteil des LG. Metz vom 8. Dezember 1908 in Höhe von 
1754,63 . erwirkt, das die Rechtskraft beſchritten har. Auf 
Grund dieſes Urteils find durch Beſchluß des AG. Deutſch-Oth 
vom 30. Mai 1910 zugunſten der Klägerin in Höhe deren 
Urteilsforderung diejenigen Anſprüche ihrer Schuldner gegen 
die Beklagte gepfändet und der Klägerin zur Einziehung über⸗ 
wieſen, die ihnen aus der zu ihren Gunſten von der Firma 
D. & Co. abgeſchloſſenen Verſicherung gegen Haftpflicht 
anſprüche als Haftpflichtige für den Unfall des Gh. zuſtehen. 
Wegen weiterer von ihr an die Hinterbliebenen des Gh. zu 
zahlender Renten hat die Klägerin gegen G. und L. einen 
Arreſtbefehl des AG. Hamburg vom 12. Juli 1910 in Höhe 
von 8283,35 erwirkt und in Höhe dieſes Betrages gleich⸗ 
falls deren obige Forderung an die Beklagte pfänden laffen. 


Klägerin hat unter der Behauptung, daß ſie erſt im Mai 1910 
erfahren habe, daß ihre Schuldner durch die Firma D. & Co. 
bei der Beklagten gegen Haftpflicht verſichert ſeien, und zwar 
derart, daß ihnen unmittelbar Anſprüche aus der Verſicherung 
gegen dieſe zuſtänden, gegen die Beklagte Klage auf Zahlung 
der von ihr für die Hinterbliebenen des Gh. bereits ver- 
auslagten Beträge ſowie auf Feſtſtellung der Verpflichtung 
dahin erhoben, ihr für die von ihr noch an dieſe zu leiſtenden 
Renten Erſatz zu leiſten. Die Klage blieb erfolglos. Aus 
den Gründen des RG.: Der Tatbeſtand des BU. ergibt, daß 
die Klägerin behauptet und unter Beweis geſtellt hat, daß die 
Firma D. & Co. den Unfall des Gh. unmittelbar nach ſeinem 
Eintritt der Beklagten angemeldet hat, es kann auch an- 
genommen werden, daß die Klägerin in der mündlichen Ver⸗ 
handlung vor dem BG. aus dieſer Tatſache ebenſo, wie ſie 
das in dem vorbereitenden Schriftſatze vom 18. März 1911 
getan hat, den Schluß gezogen haben wird, daß dieſe An- 
meldung der Firma zur Wahrung der Rechte ihrer Angeſtellten 
der Beklagten gegenüber genügt habe, wenn der Tatbeſtand 
auch nicht ergibt, daß in der Verhandlung dieſer Schluß 
gezogen iſt. Richtig iſt auch, daß der BerR. in ſeinen 
Entſcheidungsgründen über dieſe tatſächliche Anführung und 
Schlußfolgerung der Klägerin mit Stillſchweigen hinweg⸗ 
gegangen iſt. Eine Verletzung der 88 286, 139 ZPO, auf 
der die Entſcheidung des Ber. beruhen könnte, liegt hierin 
aber nicht. Denn die tatſächliche Behauptung iſt gegenüber 
dem Inhalte des 8 6 der Police bedeutungslos. Nach 8 6 
wird die Beklagte dadurch zur Ablehnung einer Entſchädigung 
berechtigt, daß der Verſicherte die Anzeige von der Erhebung 
von Erſatzanſprüchen ihm gegenüber an die Beklagte unterläßt, 
nicht aber dadurch, daß eine Anzeige von dem Unfall unter⸗ 
laſſen wird. Die Unfallanzeige mag an die Beklagte erſtattet 
oder auch unterblieben ſein, der Verſicherte bleibt verpflichtet, 
der Beklagten anzuzeigen, daß gegen ihn aus dem Unfalle 
Erſatzanſprüche erhoben ſind, und dieſe Erſatzanſprüche hat die 
Klägerin ſelbſt erſt im Jahre 1908 gegen L. und G. mit der 
gegen ſie beim LG. Metz erhobenen Klage geltend gemacht, 
die mit dem Verſäumnisurteile endigte, alſo faſt 2 Jahre nach 
dem Unfalle und der dieſem angeblich alsbald folgenden 
Anzeige der Firma D. & Co. über den Unfall des Gh. 
Wegen der Unterlaſſung dieſer Anzeige über die Erhebung des 
Erſatzanſpruches hat aber der Berg. den Einwand der Be⸗ 
klagten aus $ 6 der Police für begründet erklärt. Auf eine 
Erörterung der mit der Unterlaſſung dieſer Anzeige nicht im 
Zuſammenhang ſtehenden Anzeige der Firma D. & Co. über 
den Unfall und deren Bedeutung brauchte daher der BerR. 
nicht einzugehen. Richtig iſt, daß die Klägerin vor dem BG. 
behauptet hat, daß die Firma D. & Co. ſich, nachdem die 
Klägerin am 29. Auguſt 1908 einen Arreſtbefehl gegen 
L. und G. erwirkt und auf Grund desſelben die Anſprüche 
der Genannten gegen die Firma aus der zu deren Gunſten 
abgeſchloſſenen Haftpflichtverſicherung und auf Geltendmachung 
der der Firma zuſtehenden Rechte gegen die Haftpflicht: 
verſicherungsgeſellſchaft ſowie auf Vorlegung der zugunſten der 
Angeſtellten errichteten Haftpflichtverſicherungspolice gepfändet 
hatte, beharrlich geweigert habe, ihr den Namen der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft zu nennen und die Police herauszugeben, 
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daß ſie, die Klägerin, deshalb die Firma im Dezember 1909 
auf Benennung der Verſicherungsgeſellſchaft und Herausgabe 
der Police verklagt habe, daß die Firma ihr erſt im Laufe 
dieſes Prozeſſes den Namen der Verſicherungsgeſellſchaft 
genannt und ihr Einſicht in die Police geſtattet habe, und daß 
ſie dann alsbald auch die Pfändung der Anſprüche der 
Angeſtellten L. u. G. gegen die Beklagte vorgenommen babe. 
Richtig iſt auch, daß die Klägerin unter Berufung auf das 
Zeugnis der Inhaber der Firma D. & Co. behauptet hat, 
daß dieſe Firma zu dieſem ihrem Verhalten gegen die Klägerin 
durch die Beklagte beftimmt ſei, um ihr die Geltendmachung 
der für ſie gepfändeten Anſprüche des L. und G. gegen dieſe 
zu erſchweren oder unmöglich zu machen. Unrichtig iſt aber 
die Annahme der Reviſion, daß der BerR. in ſeinen Ent⸗ 
ſcheidungsgründen dieſe Behauptungen übergangen habe. Der 
Berg. würdigt vielmehr dieſe Anführungen, erklärt fie aber 
für unerheblich, weil bis zu der erſt im Jahre 1910 erfolgten 
Pfändung der Anſprüche des L. und G. gegen die Beklagte 
dieſe günſtigſtenfalls ein Schuldner von L. und G., der 
Schuldner der Klägerin, und Klägerin ein Gläubiger dieſer 
Gläubiger der Beklagten geweſen ſei, und bei dieſer Sachlage 
kein Grund erſichtlich ſei, weshalb die Beklagte verpflichtet 
geweſen wäre, auf die Intereſſen der Klägerin Rückſicht zu 
nehmen. Ein Rechtsirrtum iſt aber in dieſer Ausführung des 
Ber. nicht erkennbar. Die Klägerin hat ſich im Auguſt 1908 
zur Sicherung ihrer Anſprüche gegen L. und G. Anſprüche 
pfänden laſſen, die dieſer daraus angeblich gegen die Firma 
D. & Co. erwachſen waren, daß dieſe als ihre Arbeitgeberin 
ſie bei einer der Klägerin unbekannten Verſicherungsgeſellſchaft 
gegen Haftpflicht verſichert hatte. Dieſe Pfändung von An- 
ſprüchen der Angeſtellten gegen ihre Arbeitgeberin aus einer 
von dieſer zu deren Gunſten eingegangenen Haftpflichtverſicherung 
berührten die Beklagte nicht, ſie ſchuf nur Rechtsbeziehungen 
zwiſchen der Klägerin als Pfandgläubigerin und Rechts— 
nachfolgerin der Angeſtellten und der Firma D. & Co. Im 
September 1908 erhob dann Klägerin ihre Regreßanſprüche 
gegen die beiden Angeſtellten beim LG. Metz und erwirkte 
gegen fie das Verſäumnisurteil. Nach 8 6 der Police mußten 
die Angeſtellten als Verſicherungsnehmer der Beklagten von 
dieſer Erhebung der Erſatzanſprüche Mitteilung machen, wenn 
ſie wußten, daß ſie unter den Bedingungen der Police von 
ihrer Arbeitgeberin bei der Beklagten verſichert waren, ſobald 
ſie von der Erhebung der Anſprüche Kenntnis erhielten. 
Unterließen ſie in Kenntnis dieſer Tatſachen die ſofortige 
Mitteilung an die Beklagte, ſo wurde die Beklagte dem 
L. und G. gegenüber von ihren Verpflichtungen aus deren 
Verſicherung nach § 6 frei. Wußten L. und G. als Ver⸗ 
ſicherungsnehmer weder von der Tatſache ihrer Verſicherung 
durch ihre Arbeitgeberin noch von der Tatſache ihrer Inanſpruch⸗ 
nahme durch die Klägerin, konnten ſie alſo die ihnen nach der 
Police obliegende Verpflichtung nicht erfüllen, ſo wurde die 
Beklagte ihnen gegenüber doch mit Ablauf eines Jahres ſeit 
u Zeitpunkt, in dem die Anzeige zu erſtatten geweſen wäre, 
155 er Verpflichtung aus der Verſicherung frei, weil nad) 
8 a der Police der Verſicherungsnehmer oder deſſen 
a. A nach deen Ablauf auch nicht mehr 
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der Anzeige verhindert war. Rechtsnachfolger von L. und G. 
in ihren Anſprüchen als Verſicherte gegen die Beklagte iſt aber 
die Klägerin nicht ſchon im Auguſt 1908 durch die Pfändung 
deren Anſprüche gegen die Firma D. & Co., ſondern erſt durch 
die im Jahre 1910 erfolgte Pfändung deren Anſprüche gegen 
die Beklagte geworden, die ſie mit der gegenwärtigen Klage 
gegen dieſe verfolgt. Zur Zeit dieſer Pfändung waren aber 
die Anſprüche von L. und G. gegen die Beklagte aus ihrer 
Verſicherung bei dieſer wegen Ablaufes der einjährigen Friſt 
zur Anmeldung der von der Klägerin gegen ſie im Jahre 1908 
erhobenen Erſatzanſprüche erloſchen, und dieſe erloſchenen 
Anſprüche der Angeſtellten können nicht dadurch wieder auf⸗ 
leben, daß die Klägerin infolge Verſchuldens der Firma 
D. & Co. ſich außerſtande geſetzt ſah, vor dem Ablaufe der 
Friſt diejenigen Verpflichtungen zu erfüllen, die ihre Rechts⸗ 
vorgänger ohne eigene Schuld bis zum Ablauf des Jahres 
nicht hatten erfüllen können, und daß die Firma D. & Co. 
aus Veranlaſſung der Beklagten durch Verſchweigung deren 
Namens und die Weigerung einer Bekanntgabe des Inhalts 
der Police verhinderte, daß die Klägerin innerhalb des Jahres 
durch die Pfändung der Anſprüche der Angeſtellten gegen die 
Beklagte deren Rechtsnachfolger in dieſen Anſprüchen wurde. 
Rechtsbeziehungen zwiſchen den jetzigen Parteien entſtanden erſt 
mit der im Jahre 1910 erfolgten Pfändung. Vor deren 
Entſtehung war aber die Beklagte nicht verpflichtet, auf die 
Intereſſen der Klägerin Rückſicht zu nehmen, insbeſondere nicht 
behindert, ihrerſeits bei der Firma D. & Co. dahin zu wirken, 
daß dieſe von einem Beſtreben, zu verhindern, daß die Klägerin 
die von ihr im Intereſſe ihrer Angeſtellten eingegangene Ver⸗ 
ſicherung durch Pfändung der dieſen aus der Verſicherung etwa 
erwachſenen Anſprüche für ſich verwerte, zugunſten der Klägerin 
ablaſſe. S. Ber.⸗Gen. c. J., U. v. 13. Dez. 12, 377/12 VII. 
— Hamburg. (K.] 

Bauunfallverſicherungsgeſetz. 

20. § 48 Bau VG. Umfang der Bindung der ordentlichen 
Gerichte.] 

Der Beklagte ließ Anfang Januar 1910 aus einer auf 
ſeinem Acker liegenden Sandgrube für den von ihm in eigener 
Regie geplanten Neubau eines Wohn- und Geſchäftshauſes 
Sand ausſchachten. Am 10. Januar 1910 wurde bei dieſen 
Arbeiten der Arbeiter J. von herabfallenden Sandmaſſen ver⸗ 
ſchüttet und getötet. Die klagende Berufsgenoſſenſchaft ſetzte 
durch den Beſcheid vom 26. Februar 1910 die an die Witwe 
und die drei Kinder des Getöteten zu zahlende Rente auf 
monatlich 37,60 feſt und zahlte für die Zeit vom 10. Januar 
bis Ende Juni 1910 insgeſamt 264,68 Renten ſowie 50 % 
Sterbegeld an die Witwe J. aus. Der Beklagte wurde durch 
rechtskräftiges Urteil des LG. in R. wegen fahrläſſiger Tötung 
in einheitlichem Zuſammentreffen mit einer Übertretung des 
$ 367 Nr. 14 SGB. zu einer Woche Gefängnis verurteilt, in 
dem Strafurteile wurde aber verneint, daß der Beklagte zu der 
Sorgfalt und Aufmerkſamkeit, durch deren Vernachläſſigung er 
den Tod des J. verſchuldet habe, vermöge ſeines Berufs oder 
Gewerbes beſonders verpflichtet geweſen ſei. Die Kläger iſt 
gegen den Beklagten auf Zahlung von 314,68 A nebſt Zinſen 
und auf Erſatz aller Aufwendungen, die fie auf Grund des 
Beſcheides vom 26. Februar 1910 an die Witwe J. und deren 
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Kinder nachweislich 